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(Beginn: 09.04 Uhr)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Herzlich willkommen nach der Som-
merpause, in der Sie sich hoffentlich alle erholt und somit 
auch neue Kräfte gesammelt haben. 

Ich eröffne die 24. Vollsitzung des Bayerischen Landtags. 
Presse, Funk und Fernsehen sowie Fotografen haben um 
Aufnahmegenehmigung gebeten. Die Genehmigung wur-
de erteilt. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie bitten, 
zweier früherer Kollegen zu gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 2. August verstarb die ehemalige Abgeordnete Frau 
Prof. Eleonore Romberg im Alter von 81 Jahren. Sie ge-
hörte dem Bayerischen Landtag von 1986 bis 1990 an 
und vertrat für die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN den Wahlkreis Oberbayern. Frau Prof. Romberg 
war Mitglied im Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie im Ältestenrat. Ihr Engagement galt in 
besonderer Weise den Fragen der sozialen Gerechtigkeit, 
des Asylrechts und einer umfassenden Friedenspolitik. 
Frauenpolitische Anliegen hat sie mit der ihr eigenen 
Überzeugungskraft nach innen und außen stets glaubwür-
dig vertreten. 

Gestern erreichte uns die traurige Nachricht, dass der 
frühere Fraktionsvorsitzende der CSU und Staatsminister 
a. D., August Lang – wir kennen ihn vor allem unter dem 
Namen „Gustl“ –, nach schwerer Krankheit im Alter von 75 
Jahren verstorben ist. Wir trauern um einen außergewöhn-
lichen Parlamentarier, der dem Hohen Haus von 1970 bis 
1998 angehörte und den Stimmkreis Weiden vertrat. Im 
Namen des gesamten Bayerischen Landtags spreche ich 
seiner Frau und seinen beiden Kindern mein herzliches 
Beileid und unser Mitgefühl aus.

Gustl Lang war von Beruf Rechtsanwalt. Seine politische 
Laufbahn begann er als Stadtrat in Weiden. Im November 
1970 wurde er als Stimmkreisabgeordneter für den Land-
kreis Neustadt an der Waldnaab in den Bayerischen Land-
tag gewählt. Hier engagierte sich Gustl Lang zunächst im 
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfra-
gen sowie im Ausschuss für Grenzlandfragen. Bereits vier 
Jahre später wurde ihm das Amt des Vorsitzenden der 
CSU-Fraktion übertragen. Kollegial und stets um Aus-
gleich bemüht, leitete er von einem festen politischen 
Standpunkt aus die Geschicke der größten Fraktion die-
ses Hauses und setzte sich stets für ein selbstbewusstes 
Parlament ein. 

Schweren Herzens nahm er im Oktober 1982 Abschied 
von der Fraktionsspitze und übernahm das Amt des baye-
rischen Justizministers. Vier Jahre später wurde er Innen-
minister. Nach dem Tod von Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß war er unter Ministerpräsident Max Streibl von 
1988 bis 1993 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr. 
Für ihn, den gebürtigen Oberpfälzer, muss es eine bewe-
gende Erfahrung gewesen sein, nach der Öffnung der 
Grenzen den Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zu den 

osteuropäischen Nachbarstaaten mitzuerleben und mit-
zugestalten. Seine parlamentarische Arbeit führte er in der 
13. Wahlperiode von 1994 bis 1998 mit der ihm eigenen 
Kraft und Ausdauer fort, insbesondere auch im Ausschuss 
für Hochschule, Forschung und Kultur. 

Gustl Lang war ein unverwechselbarer Mensch, ein her-
ausragender Parlamentarier und ein überzeugter Demo-
krat und Föderalist. Klare Positionen und das Eintreten für 
Überzeugungen schaffen nicht nur einen guten Namen, 
sondern auch respektvolle Gegner. Gustl Lang hatte bei-
des. Seine besondere Fähigkeit lag darin, mit Humor 
spannungsgeladene Situationen zu entschärfen und Kon-
flikte mit Augenmaß zu lösen. 

Bei aller Entschlossenheit und Standhaftigkeit im politi-
schen Alltag hatte Gustl Lang immer darauf geachtet, 
dass das Menschliche nicht auf der Strecke blieb. Er be-
wies Einfühlungsvermögen und Rücksichtnahme gegenü-
ber Einzelschicksalen von Menschen, die sich vertrauens-
voll an ihn wandten. Zeit seines Lebens war er ein enga-
gierter Anwalt seiner oberpfälzischen Heimat. 

Wir werden seinem Andenken gerecht, indem wir uns 
stets aufs Neue jener Werte vergewissern, für die er einge-
treten ist – als Parlamentarier, als Politiker und als Persön-
lichkeit. 

Der Bayerische Landtag wird den Verstorbenen ein ehren-
des Angedenken bewahren. 

Sie haben sich zu Ehren der Toten von Ihren Plätzen erho-
ben. Ich danke Ihnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in die Tages-
ordnung eintreten, möchte ich noch einige nachträgliche 
Glückwünsche aussprechen. Einen halbrunden Geburts-
tag feierten am 1. September Herr Kollege Stefan Schus-
ter und am 7. September Herr Kollege Eduard Nöth. Einen 
runden Geburtstag begingen am 31. Juli Herr Kollege 
Eberhard Rotter, am 14. September Herr Kollege Helmut 
Brunner und vor kurzem, am 28. September, Herr Kollege 
Peter Hufe. Ich wünsche Ihnen allen im Namen des Hohen 
Hauses und auch persönlich alles Gute, Gesundheit und 
viel Glück und Erfolg bei Ihrer Arbeit hier im Bayerischen 
Landtag. 

(Allgemeiner Beifall)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, am 31. Juli ist Herr 
Abgeordneter Manfred Weber aus dem Bayerischen 
Landtag ausgeschieden. Er ist nun Mitglied des Europäi-
schen Parlaments. Die Landeswahlleiterin hat gemäß Arti-
kel 58 des Landeswahlgesetzes Frau Edeltraud Plattner 
aus Pfarrkirchen als Listennachfolgerin festgestellt. Seit 
dem 1. August ist Frau Kollegin Plattner Mitglied des 
Bayerischen Landtags. Frau Kollegin, herzlich willkom-
men in unserer Mitte. Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei 
Ihrer parlamentarischen Arbeit. 

(Allgemeiner Beifall)
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Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie mir noch einige 
Worte zu den veränderten Raum- und Arbeitsbedingun-
gen. In den letzten Wochen wurde mit Hochdruck am 
provisorischen Plenarsaal, dem alten Senatssaal, in dem 
wir uns heute befinden, gearbeitet. Er wird für rund 15 
Monate unser neues Zuhause sein.

Ich möchte dem technischen Dienst des Hauses und dem 
Universitätsbauamt ganz herzlich dafür danken, dass sie 
uns diesen Raum so eingerichtet haben, dass wir mitein-
ander, wenn wir ein bisschen Disziplin üben, zurechtkom-
men werden.

(Allgemeiner Beifall)

Unser „Übergangsheim“ – darauf können wir uns sicher-
lich verständigen – ist genauso ehrwürdig wie unser Ple-
narsaal. Allerdings wird es – wie Sie sicherlich schon be-
merkt haben – in den nächsten Monaten etwas enger 
werden. Leider können die Besucher übergangsweise aus 
Platzgründen an den Plenarsitzungen nicht unmittelbar 
teilnehmen. Sie haben aber die Möglichkeit, die Debatten 
über eine Videoleinwand zu verfolgen.

Provisorien bringen es mit sich, dass manchmal nicht al-
les so perfekt und reibungslos abläuft, wie man es gerne 
möchte. Deshalb bitte ich bereits vorab um Nachsicht und 
Geduld bei etwaigen Pannen und eventuell auftretenden 
technischen Problemen.

Ich bin zuversichtlich, dass wir mit Gelassenheit und et-
was Geduld die äußeren Umstände ertragen und mit ge-
wohntem Einsatz und der notwendigen Energie die Her-
ausforderungen unserer parlamentarischen Arbeit meis-
tern werden. Dazu wünsche ich uns allen einen guten 
Start.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 1 
Aktuelle Stunde

Für die heutige Sitzung ist die Fraktion der SPD vor-
schlagsberechtigt. Sie hat eine Aktuelle Stunde zum The-
ma „Lernmittelfreiheit in Bayern erhalten“ beantragt.

In der Aktuellen Stunde dürfen die einzelnen Redner 
grundsätzlich nicht länger als fünf Minuten sprechen. Auf 
Wunsch einer Fraktion erhält eines ihrer Mitglieder zehn 
Minuten Redezeit. Herr Kollege Maget, Sie haben um 
zehn Minuten Redezeit gebeten. Ich erteile Ihnen das 
Wort.

Franz Maget (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist natürlich für mich eine große Ehre, als 
erster Redner in diesem, unserem Ausweichquartier spre-
chen zu dürfen. Zusätzlich ist es für mich auch noch eine 
Freude; denn ich kann von dem besten Volksbegehren, 
das es in Bayern je gegeben hat, berichten. Wir haben 
über die CSU gesiegt, noch ehe wir richtig angefangen 
haben.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, so schnell haben Sie noch nie 
die Flucht angetreten. Das können wir nur begrüßen.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Weiter so!)

Die CSU und die Staatsregierung hatten vor – das war 
ihre erklärte und beschlossene Absicht – die Lernmittel-
freiheit in Bayern abzuschaffen. Dieses Vorhaben ist ein 
Skandal, der zu Recht in Bayern einen Sturm der Entrüs-
tung hervorgerufen hat. Die Lernmittelfreiheit ist ein hohes 
soziales Gut, das entscheidend dazu beiträgt, dass der 
freie und natürlich auch kostenfreie Zugang zu unseren 
Schulen möglich ist. Die Lernmittelfreiheit ist außerdem 
erforderlich, weil wir nicht weitere soziale Bildungsschran-
ken in unserem Land aufrichten wollen. Bildung darf nie-
mals vom Geldbeutel oder von der Herkunft der Eltern 
abhängig sein. Das ist zumindest unser erklärtes Ziel.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Die Abschaffung der Lernmittelfreiheit wäre natürlich auch 
ein Anschlag auf den Geldbeutel der Eltern, die ohnehin 
schon hohe Kosten für ihre schulpflichtigen Kinder auf-
bringen müssen. Schließlich und nicht zuletzt handelt es 
sich auch hierbei wieder um ein gebrochenes Wahlver-
sprechen des bayerischen Ministerpräsidenten. Er hatte 
erklärt, bei der Bildung werde nicht gespart und nicht ge-
kürzt. Das Gegenteil ist aber der Fall. Das Gegenteil ist 
übrigens auch der Fall beim Büchergeld, über das wir jetzt 
reden und über das wir demnächst in diesem Hause zu 
diskutieren und zu befinden haben.

Ihr erklärtes Ziel, die Abschaffung der Lernmittelfreiheit, 
haben Sie offensichtlich unter dem Druck der Öffentlich-
keit aufgeben müssen. Das ist für uns ein großer Erfolg, 
ein Sieg für alle, die sich an unserer Seite an diesem 
Volksbegehren beteiligen wollten. Es ist ein Erfolg für die 
Eltern, für die Familien und für die Schulen. Schlimm ist 
jedoch, dass Sie Ihr Vorhaben nicht aufgrund besserer 
Einsicht aufgegeben haben, sondern lediglich aus purer 
Angst. Meine Damen und Herren, das ist schlimm.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Das beweist uns, dass die CSU ein Gegner der Lernmittel-
freiheit in Bayern bleibt. Sie hat jetzt ihr Ziel nicht erreicht, 
wird es aber bei passender Gelegenheit wieder probieren. 
Der bayerische Ministerpräsident hat erklärt, es sei richtig 
und erforderlich, die Lernmittelfreiheit abzuschaffen. Die 
bayerische Schulministerin hat es in der letzten Woche für 
richtig befunden, die Lernmittelfreiheit abzuschaffen. Kul-
tusstaatssekretär Freller hat noch am Montag dieser Wo-
che in einer Rundfunksendung die Abschaffung der Lern-
mittelfreiheit verteidigt und für richtig befunden. Das be-
deutet, Sie bleiben im Grunde bei Ihrer Absicht, Sie trauen 
sich jetzt nur nicht, dieses Vorhaben auf den Weg zu brin-
gen. Meine Damen und Herren, dafür sollten Sie sich 
schämen.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Bei nächster Gelegenheit werden Sie es wieder versu-
chen. Deshalb werden wir auf der Hut sein. Deswegen 
sehen wir auch das Büchergeld, das Sie jetzt einführen 
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wollen, kritisch und werden es ablehnen. Diese Ableh-
nung hat mehrere Gründe, die ich kurz ansprechen möch-
te: Die Einführung des Büchergeldes ist nichts anderes als 
ein schrittweiser Wegfall der Lernmittelfreiheit. Sie ist 
nichts anderes als ein Einstieg in die Beseitigung der Lern-
mittelfreiheit. Mehr trauen Sie sich im Moment nicht. Jetzt 
muss der Einstieg durchgesetzt werden. In den nächsten 
Jahren wird es in dieser Richtung – die eine falsche 
ist – weitergehen.

Das Büchergeld stellt eine zusätzliche finanzielle Belas-
tung der Eltern schulpflichtiger Kinder dar.

Das ist in diesem Land ein verheerendes Signal, in dem 
wir ohnehin zu wenige Kinder haben und wir alles tun 
müssen, damit mehr wieder JA zu Kindern sagen. Da darf 
man so etwas nicht machen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist auch eine bürokratische Regelung, die an unseren 
Schulen zusätzlichen Verwaltungsaufwand bringen wird, 
der finanziell im Staatshaushalt faktisch nichts erbringen 
und keine Auswirkungen haben wird. Auch das Bücher-
geld ist ein gebrochenes Wahlversprechen.

Dieses Schuljahr steht unter einem schlechten Stern. Die 
Stimmung an unseren Schulen ist schlecht. Die Eltern, 
Lehrer, Schülerinnen und Schüler spüren, dass Lehrer 
fehlen, dass Stunden, die zur Intensivierung gedacht wa-
ren, nicht stattfinden können, dass Unterricht ausfällt, 
dass Bayern für seine Schulen zu wenig tut. Das müssen 
wir dringend ändern. Deswegen wäre es wenigstens heu-
te ein gutes Zeichen, wenn Sie am Nachmittag unserem 
Dringlichkeitsantrag zustimmen und deutlich machen 
würden, dass es bei der Lernmittelfreiheit, für die wir in 
diesem Land auch schon mit Volksbegehren – und immer 
gegen Sie – gekämpft haben, bleibt. Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Ich darf nun für 
die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN Frau 
Kollegin Bause das Wort geben. Auch Sie haben zehn 
Minuten beantragt. Bitte schön, Frau Kollegin.

Margarete Bause (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, guten Morgen! Bayern ist das Land mit der größten 
Ungerechtigkeit bei den Bildungschancen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist leider kein Grund zu klatschen. Diese Feststellung 
ist in vielen internationalen Studien belegt worden. In 
keinem anderen Land ist der Zugang zur Bildung so stark 
von der sozialen Herkunft der Kinder abhängig wie in 
Bayern.

(Zuruf von der CSU)

Die Politik muss alles tun, diesen bildungspolitischen 
Skandal zu beseitigen. Stattdessen vergrößern und ver-
schärfen Sie die Chancenungerechtigkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Sie erinnern sich an den letzten Landessozialbericht, der 
1998 herauskam und den Sie nicht fortschreiben wollen. 
Sogar der letzte Landessozialbericht hat die schwierige 
soziale Lage belegt und deutlich gemacht, dass in Bayern 
Bildungsarmut herrscht. Ich habe im Landessozialbericht 
– wohlgemerkt, ein Bericht aus dem Sozialministerium – 
unter dem Kapitel „gleiche Bildungschancen für alle“ 
nachgelesen. Hier heißt es: „Lernmittelfreiheit, Schulweg-
kostenfreiheit und Schulgeldfreiheit schaffen in Bayern die 
Voraussetzungen dafür, dass der Zugang zur Bildung vom 
Einkommen und von der sozialen Herkunft unabhängig 
ist.“ Sie haben das 1998 geschrieben. Nun wissen wir, 
dass diese Maßnahmen – Lernmittelfreiheit, Schulweg-
kostenfreiheit und Schulgeldfreiheit – zwar eine notwendi-
ge Voraussetzung für mehr Chancengerechtigkeit, aber 
keine hinreichende Bedingung dafür sind, sonst hätten wir 
in Bayern nicht die heutige Situation. Aber wenn Sie jetzt 
sogar anfangen, in Bayern an der notwendigen Grundlage 
für Chancengerechtigkeit zu kratzen und auch noch die 
Lernmittelfreiheit kappen, werden wir hier die Situation 
noch verschlechtern und werden noch weniger Kinder die 
Chance auf die bestmögliche Bildung haben. Das werden 
wir nicht hinnehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Ministerpräsident Stoiber wollte noch vor einer Woche 
den schnellen Tod der Lernmittelfreiheit. Nachdem nun 
doch unverhofft viele dem Opfer, das Stoiber auserkoren 
hatte, beigesprungen sind und ihren Widerstand deutlich 
gemacht haben, hat man sich bei der CSU auf eine ande-
re Methode verständigt, die Lernmittelfreiheit um die Ecke 
zu bringen. Jetzt will man nicht mehr den schnellen To-
desstoß, sondern man hat sich auf das langsame Ausblu-
ten verständigt. Aber das ist keine wirkliche Verbesse-
rung.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Sie sagen dauernd, schaut doch in andere Bundesländer, 
auch dort gibt es ein Büchergeld. Da muss ich mich schon 
sehr wundern. Sonst ist der Ministerpräsident der erste, 
der sagt, wie toll Bayern sei und wie viel besser Bayern in 
allen Bereichen sei. Das ist ja sein größter Ehrgeiz. Aber 
wenn es um Bayerns Kinder geht, ist von diesem Ehrgeiz 
überhaupt nichts mehr zu spüren. Dann bleibt von diesem 
Ehrgeiz nur schäbiger Geiz übrig.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Von einer Kultusministerin müsste man eigentlich erwar-
ten, dass sie für gleiche Bildungschancen für alle Kinder 
kämpft, dass sie sich dafür einsetzt und öffentlich sagt, so 
geht es nicht, wir werden andere Wege gehen, unser 
größtes Ziel ist die Beseitigung und Überwindung der Un-
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gerechtigkeit bei den Bildungschancen in Bayern. Nichts 
haben wir in der letzten Woche von der Kultusministerin 
gehört. Sie hat dem Ministerpräsidenten ganz brav assis-
tiert. Sie ist ihm beigesprungen und hat mit ihm zusam-
men die beste Methode versucht, um die Lernmittelfreiheit 
tatsächlich unter die Erde zu bringen. Hier zeigt sich na-
türlich wieder einmal, dass eine Kultusministerin, deren 
Wohl und Wehe vom Ministerpräsidenten abhängt und die 
für jeden Tag dankbar sein darf, den sie der Ministerpräsi-
dent im Amt lässt, nicht einen Pfennig wert ist. Sie ist für 
die Bildung in Bayern eine Schande.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Meine Damen und Herren von der CSU-Fraktion, auch Sie 
haben sich mit dem, was Sie in den letzten Tagen von sich 
gegeben haben, wahrlich nicht mit Ruhm bekleckert.

(Zurufe von der CSU)

Die Zweidrittelmehrheit ist Ihnen offensichtlich so zu Kopf 
gestiegen, dass darin etwas anderes keinen Platz mehr 
findet.

(Zuruf von der CSU)

Herr Herrmann hat noch vor zwei Tagen ungewöhnlich 
kleinlaut zugeben müssen, dass er aufgrund der Realität 
klüger geworden sei. Das finde ich bemerkenswert; denn 
das heißt zum einen, dass Sie offenbar jeglichen Bezug 
zur Realität verloren haben und zum anderen, dass es mit 
Ihrer geistigen Kompetenz nicht so weit her sein kann. 

(Zurufe von der CSU – Heiterkeit des Abgeordne-
ten Dr. Sepp Dürr (GRÜNE))

Herr Sibler, beruhigen Sie sich wieder. –Selbst dieses un-
gewöhnliche Eingeständnis ist noch geschönt.

Herr Herrmann, Kollegen von der CSU, es ist nicht die 
Realität, die Ihre Meinungsänderung erzwungen hat. Viel-
mehr hat der Druck dazu geführt, dass Sie jetzt kleinlaut 
zurückgerudert sind.

Was die Frage betrifft, ob Sie nun tatsächlich klüger wur-
den, besagen die Ergebnisse der modernen Hirnfor-
schung, dass Lernen unter Druck nicht zu einem langfris-
tigen Lernerfolg führt. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Heiterkeit des Abge-
ordneten Dr. Sepp Dürr (GRÜNE))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir konnten es uns kurz 
nach Kriegsende leisten, in Bayern die Lernmittelfreiheit 
zu garantieren. Angesichts dessen kann ich nicht einse-
hen, dass wir im 21. Jahrhundert dahinter zurückfallen. 
Ich fordere Sie auf, sich mit uns dafür einzusetzen, dass in 
Bayern jedes Kind die besten Bildungschancen hat. Das 
ist die richtige Investition in die Zukunft.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Ich darf für die 
CSU-Fraktion Herr Kollegen Schneider das Wort erteilen. 
Er hat ebenfalls zehn Minuten beantragt. Bitte schön, Herr 
Kollege.

Siegfried Schneider (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Frau Bause, zunächst zu Ihnen. Sie 
müssen schon auch feststellen, dass in keinem Land so-
viel Geld für Bildung ausgegeben wird wie in Bayern.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Karin Radermacher (SPD))

In keinem Land erhalten die Schülerinnen und Schüler 
eine bessere Bildung als in Bayern. 

(Beifall bei der CSU – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): 
Das glauben Sie selbst nicht!)

Schauen Sie die Pisa- und die Iglu-Ergebnisse an und 
vergleichen Sie sie mit den Ergebnissen in den Ländern, in 
denen Sie Verantwortung tragen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten Dr. 
Sepp Dürr (GRÜNE))

In keinem anderen Land gibt es so wenig Jugendarbeits-
losigkeit und haben die jungen Menschen so viele Leben-
schancen wie in Bayern. Das sollten Sie zur Kenntnis 
nehmen. Sie sollten endlich bei der Wahrheit bleiben. 

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Versorgung 
mit Schulbüchern ist derzeit nicht optimal. Wir haben die 
Klagen von Eltern und Lehrkräften nicht nur in Bayern, 
sondern in allen Ländern Deutschlands. Angesichts der 
finanzpolitischen Herausforderungen kann es eine Ver-
besserung der Situation nicht allein mit den Mitteln des 
Staates und der Kommunen geben, und das auch nicht 
nur in Bayern. Aus unserer Sicht ist es notwendig, eine 
gemeinschaftliche Anstrengung von Staat, Kommunen 
und Eltern zu unternehmen. In allen Diskussionen, die wir 
bisher geführt haben, gab es immer zwei Alternativen. Die 
eine Alternative war der Selbstkauf der Bücher durch die 
Eltern, und der andere Weg war das Büchergeld. Darüber 
haben wir hier bereits mehrfach diskutiert, und ich sage es 
offen: Es gibt Argumente für den einen und für den ande-
ren Weg, und das auch nicht nur in Bayern. Schauen Sie 
dorthin, wo Sie Verantwortung tragen. Die SPD in Rhein-
land-Pfalz hat die Lernmittelfreiheit abgeschafft.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Stimmt 
nicht, Herr Schneider!)

Die Bücher müssen von den Eltern gekauft werden.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Aber die 
SPD hat es nicht abgeschafft! Die war schon ab-
geschafft! Erkundigen Sie sich halt!)
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Die Bücher müssen von den Eltern selbst gekauft werden 
in Rheinland-Pfalz, wo Sie die Verantwortung tragen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Ja, natür-
lich, weil die CDU das so eingeführt hat!)

Einverstanden? – 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Aber die 
CDU hat es abgeschafft!)

In Rheinland-Pfalz unter der Verantwortung der SPD müs-
sen die Eltern die Bücher alle selbst kaufen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Aber die 
SPD hat es nicht abgeschafft! – Dr. Sepp Dürr 
(GRÜNE): Ist das ein Modell für Bayern oder 
was?)

In Nordrhein-Westfalen – Herr Dürr, da sind auch Ihre Kol-
leginnen und Kollegen mit dabei – müssen die Eltern eine 
Art Büchergeld zahlen. Auch das gehört zur Wahrheit.

Herr Kollege Maget --

(Franz Maget (SPD): Ich bin schon da!)

– Ich habe Sie nur gesucht, ich wäre enttäuscht gewesen, 
wenn Sie geredet hätten und dann verschwunden wären. 

Herr Kollege Maget, wenn Sie von einem Skandal in Bay-
ern sprechen, müssen Sie, denke ich, Ihre Skandalfanfare 
auch nach Nordrhein-Westfalen richten und Ihren Freund 
oder Genossen Steinbrück das Gleiche ins Stammbuch 
schreiben, wie Sie es hier im Bayerischen Landtag tun.

(Beifall bei der CSU)

das gehört zur Ehrlichkeit dazu.

Die CSU-Fraktion, so ist es richtig, hat sich in einem Ten-
denzbeschluss für den ersten Weg entschieden.

(Heiterkeit bei der SPD und bei den GRÜNEN – 
Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist 
gut!)

– Hören Sie ein bisschen zu.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Wir hören zu, darum la-
chen wir ja!)

Sie können nachher noch sprechen, Sie haben noch ein 
paar Minuten. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Dann können wir später 
lachen!)

Also, die Fraktion hat sich in einem Tendenzbeschluss in 
Banz für den Weg entschieden, den auch Rheinland-Pfalz 
gewählt hat.

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Tendenz Abschaf-
fung der Lernmittelfreiheit!)

Letztendlich hat die Reaktion gezeigt, dass eine Akzep-
tanz bei den Betroffenen, vor allem bei den Eltern, für 
diesen Weg nicht besteht. Die Konsequenz daraus ist, 
wenn wir Eltern bei der Beteiligung mitnehmen wollen, 
wenn sie etwas finanzieren sollen, dann soll das möglichst 
im Konsens mit den Eltern geschehen. Deshalb soll jetzt 
der Weg des Büchergelds beschritten werden. In Überein-
stimmung mit den Elternverbänden soll ein Weg gefunden 
werden, um die gemeinsame Verantwortung von Staat, 
Kommunen und Elternhaus zu stärken. 

Sie haben sicher der Presse entnommen, dass die Eltern-
verbände zwar nicht jubeln – das ist selbstverständlich –, 
aber dass sie einverstanden sind, 20 Euro für die Grund-
schulkinder und 40 Euro für Schüler und Schülerinnen ab 
der 5. Jahrgangsstufe zu zahlen.

(Franz Maget (SPD): Diesen Konsens gab es 
doch schon früher!)

Es ist ganz entscheidend, dass damit auch die Mitspra-
cherechte der Eltern gestärkt werden. Das werden wir 
gemeinsam mit Lehrerverbänden und den Elternverbän-
den noch regeln.

Ganz entscheidend ist, dass wir in dem Beschluss auch 
eine soziale Komponente haben, nämlich dass für ein-
kommensschwache und für kinderreiche Familien weiter-
hin eine staatliche Finanzierung erhalten bleibt. 

(Marianne Schieder (SPD): Wie sieht die denn 
aus?)

Angedacht sind 4 Euro, wie es auch in der Presse steht. 
Wir wollen, dass auch die Kommunen bei ihrer Verantwor-
tung bleiben.

(Franz Maget (SPD): Was machen Sie, wenn einer 
nicht zahlt?)

Das Ziel, Herr Kollege Maget, ist, dass wir eine Aktualisie-
rung und Verbesserung des Buchbestandes bekommen. 
Die Detailfragen werden wir intensiv diskutieren müssen. 
Das würde auch für Ihren Vorschlag Herr Maget, eine Kau-
tion zu erheben, gelten, also für den bürokratischen Auf-
wand. Und was ist, wenn jemand nicht zahlt? Diese Pro-
bleme hätten Sie mit Ihrem Vorschlag genauso. Sie müss-
ten das auch noch im Detail direkt mit den vor Ort Verant-
wortlichen diskutieren. Da sind wir auf derselben Stufe, 
Herr Maget.

Wichtig ist für uns, dass die einzelne Schule dieses Geld 
bekommt, sowohl das Geld der Eltern als auch das Geld 
des Staates und der Kommunen. Damit hat die Schule 
endlich einen eigenen Budgetbereich, mit dem sie eigen-
verantwortlich umgehen kann, den sie auch über ein 
Haushaltsjahr hinausnehmen kann, um selbstverantwort-
lich gemeinsam mit den Eltern zu entscheiden, was an der 
einzelnen Schule notwendig ist.
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Diese Neuregelung, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wird aus meiner Sicht auch dazu führen, dass der 
gesamte pädagogische Bereich der Verantwortung im 
Umgang mit den Büchern gestärkt wird. Ich denke, ge-
meinsam mit Lehrerverbänden, Elternverbänden und den 
kommunalen Spitzenverbänden werden wir eine gute Lö-
sung finden. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Das Wort hat 
Frau Kollegin Schieder. 

Marianne Schieder (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich möchte zu-
nächst einmal meiner Freude darüber Ausdruck verleihen, 
dass es gelungen ist, den Druck auf CSU und Staatsregie-
rung so zu erhöhen, dass man sich dort zumindest ge-
zwungen sieht, einen Rückzieher von der totalen Abschaf-
fung der Lernmittelfreiheit zu machen. Deshalb möchte 
ich allen voran allen Organisationen, allen Verbänden, al-
len Bürgerinnen und Bürgern und auch den Medien dafür 
danken, dass man sofort und mit ganz klaren Worten Stel-
lung bezogen und deutlich gemacht hat, dass man sogar 
den Weg über ein Volksbegehren in Kauf nehmen würde, 
um für den Erhalt der Lernmittelfreiheit zu kämpfen. 

Dieser Rückzieher ist, so kann man, glaube ich, schon 
sagen, in gewisser Weise auch ein Sieg für die Demokratie 
und zeigt, so hoffe ich, gerade jungen Menschen – denn 
Schülerinnen und Schüler sind davon betroffen –, dass 
man doch etwas machen kann, auch wenn man sich sol-
chen Mehrheiten gegenüber sieht, wie sie im Bayerischen 
Landtag bestehen.

(Beifall bei der SPD)

Ich wäre aber noch viel froher, wenn ich sagen könnte: Es 
war ein Sieg der Vernunft, weil Sie eingesehen haben, 
dass Sie auf dem Holzweg waren, dass dieser Angriff auf 
die Lernmittelfreiheit der falsche Weg war. Das haben Sie 
aber nicht. Alle Ihre Äußerungen machen nämlich deutlich, 
dass Sie zwar einen Rückzieher gemacht haben, aber 
doch nur, um den politischen Flurschaden für sich selbst 
möglichst gering zu halten 

(Beifall bei der SPD)

und nicht etwa, weil Sie erkannt haben, dass Sie falsch 
gehandelt haben.

Grund zur Entwarnung gibt es nämlich keineswegs. Denn 
im gleichen Atemzug, in dem Sie von Ihren Plänen Ab-
stand genommen haben, die Lernmittelfreiheit total abzu-
schaffen, haben Sie einen ganz bemerkenswerten Angriff 
auf diese Lernmittelfreiheit angekündigt. Das Büchergeld 
ist der Einstieg in den Ausstieg, da beißt die Maus keinen 
Faden ab. Wir kennen Ihre Salamitaktik schon. Wir haben 
es doch in den letzten Monaten erlebt: Die Frau Ministerin 
selbst hat sich im Landtag mehrmals hingestellt und ge-
sagt: „Sagen Sie nicht, wir planten, die Lernmittelfreiheit 
abzuschaffen. Das ist nicht wahr. Wir planen lediglich ein 
Büchergeld.“ Ein paar Wochen später war es schon die 
Abschaffung der Lernmittelfreiheit. Ich muss Ihnen sagen, 

ich glaube Ihnen kein Wort mehr. In zwei Wochen stellen 
Sie sich wieder hin und sagen: „Wir haben es uns anders 
überlegt. Jetzt schaffen wir die Lernmittelfreiheit doch 
ab.“

Das Büchergeld, das wissen Sie auch, ist der Versuch, 
sich finanziell schadlos zu halten, die Arbeit loszuwerden 
und den Ärger und die Arbeit vor Ort abzuladen. 

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: Ge-
nau!)

Denn Sie werden doch nicht leugnen, dass mit der Ver-
waltung dieses Büchergeldes an den Schulen ein enormer 
Verwaltungsaufwand verbunden ist. Herr Maget hat zu 
Recht eingeworfen: Was sollen denn die Schulen tun, 
wenn die Eltern nicht bezahlen wollen? Wie soll das Gan-
ze denn verwaltungstechnisch ablaufen? Wir diskutieren 
seit Jahren in diesem Landtag darüber, dass – und das 
geben Sie zu, aber Sie tun nichts dagegen – an unseren 
Schulen der Verwaltungsaufwand sowieso schon viel zu 
hoch ist und dass das Personal, das den Schulen für all 
diese Aufgaben zur Verfügung steht, viel zu gering ist, 
sodass man jetzt schon nicht weiß, wohin mit dem ganzen 
Zeug. Da wird noch einmal etwas draufgeladen nach dem 
Motto: Hauptsache, wir haben auf Landesebene das Pro-
blem los. 

Herr Kollege Schneider, wie sieht denn Ihre soziale Kom-
ponente aus? Das konnte ich bis jetzt von niemanden er-
fahren.

Ich meine schon, wer einen solchen Angriff auf das hohe 
Gut der Lernmittelfreiheit startet und ein weit reichendes 
Konzept ankündigt, täte gut daran, das Konzept endlich 
vorzulegen und nicht nur schöne Worte darüber zu verlie-
ren.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Auch wenn es um den Ländervergleich geht, Herr Kollege 
Schneider, bitte ich um Redlichkeit. Sie wissen so gut wie 
ich aus den Unterlagen und den Realitäten in den deut-
schen Bundesländern, dass es einen „bunten Garten 
Eden“ gibt. Im Land Baden-Württemberg, dessen Minis-
terin für Kultur, Jugend und Sport, Frau Dr. Schavan, doch 
oft das Maß Ihrer Dinge ist, hat die Lernmittelfreiheit Ver-
fassungsrang. Die CDU denkt nicht daran, die Lernmittel-
freiheit einzuschränken oder gar abzuschaffen. Es gibt 
auch sozialdemokratisch regierte Bundesländer, die das 
Büchergeld eingeführt haben. In Rheinland-Pfalz aber, 
Herr Kollege Schneider, hat es Lernmittelfreiheit noch nie 
gegeben. Dort wurde sie von der sozial-liberalen Landes-
regierung nicht abgeschafft, sondern der alte Zustand 
wurde beibehalten. Diese Vergleiche könnte ich fortset-
zen. Ich bitte also um Redlichkeit und um Unterlassung 
der Unterstellungen, die jeglicher Wahrheit entbehren. 

Gleiches gilt für Ihre Aussagen, in Bayern würde für Bil-
dung am meisten Geld ausgegeben. Auch das ist nicht 
wahr. Machen Sie sich doch die Mühe und errechnen Sie 
den Durchschnitt der Ausgaben aller Bundesländer für die 
Bildung. Sie werden feststellen, dass wir in Bayern unge-
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fähr 0,3 % unter dem Durchschnitt liegen. Sie haben kei-
nen Grund – –

(Zuruf des Abgeordneten Siegfried Schneider 
(CSU))

– das sind die Zahlen, Herr Schneider.

Sie erzählen Märchen, an die Sie gerne glauben. Die Zah-
len entsprechen aber nicht der Realität. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe heute zu meiner Freude in der „Abendzeitung“ 
gelesen, dass Herr Dr. Spaenle verkündet habe, seine 
Frau habe ihn ganz fürchterlich wegen dieser Entschei-
dung geschimpft. Ich sage Ihnen: Orientieren Sie sich an 
der Vernunft der Frau Spaenle und stimmen Sie unserem 
Dringlichkeitsantrag zu. Erhalten Sie die Lernmittelfreiheit 
im jetzigen Zustand.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Zu Wort hat sich 
Herr Kollege Prof. Dr. Waschler gemeldet. Bitte.

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Frau Präsidentin, Kol-
leginnen und Kollegen! Ich kann und muss an das an-
knüpfen, was meine Vorrednerin behauptet hat. Es stimmt 
– wie so vieles andere auch – nicht, was von der Opposi-
tion behauptet wurde. In Bayern gibt es den Vorrang für 
Bildung. Der Ministerpräsident hat Wort gehalten, und wir 
geben in Bayern pro Schüler am meisten aus. Das ist gut 
so, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD 
und bei den GRÜNEN)

Ich möchte das auch belegen. Wir haben insgesamt 5400 
Planstellen von 1993 bis 2004 geschaffen. Im Doppel-
haushalt 2005/2006 sind es 887 zusätzliche Unterrichts-
kapazitäten – davon 241 neue Stellen – und

(Zuruf der Abgeordneten Marianne Schieder 
(SPD))

– da haben Sie Recht mit Ihrem Zwischenruf – 

646 werden aus der Erhöhung der Unterrichtspflichtzeit 
gewonnen. 

Das ist aber nicht das Wesentliche meiner Ausführungen. 
Ich möchte vielmehr die Opposition bitten, Redlichkeit 
walten zu lassen. Die CSU-Fraktion unterscheidet sich 
gewaltig von anderen Fraktionen in diesem Hohen Haus.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Ja, das 
stimmt!)

Wir führen eine kritische und kontroverse Diskussion, um 
das Bessere für den Freistaat Bayern zu erlangen. 

(Lachen der Abgeordneten Johanna Werner-
Muggendorfer (SPD) und Marianne Schieder 
(SPD))

Dabei dürfen wir die Wege verändern, sobald wir erkannt 
haben, dass die Dinge verbessert werden können. 

Sehr geehrter Herr Kollege Maget, Sie haben am 
24.09.2004 in einer Pressekonferenz wörtlich zu dem von 
Ihnen kritisierten Punkt „Büchergeld oder Beitrag der El-
tern“ wörtlich gesagt, die Eltern hätten einen maßvollen 
Eigenbeitrag akzeptiert, nicht aber die Übernahme aller 
Kosten.

(Franz Maget (SPD): Das ist richtig!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen mit unserem 
Vorschlag eine deutliche Qualitätsverbesserung erreichen. 
Wir meinten ursprünglich, dass auf die Bücher pfleglicher 
geachtet wird, wenn sie den Schülern und Eltern gehören. 
Es gibt nämlich pädagogische Probleme im Umgang mit 
dem Eigentum der Schule. Wir können mit Fug und Recht 
feststellen, dass es uns jetzt mit moderaten Beiträgen und 
sozialer Ausgewogenheit – unter Berücksichtigung der 
kinderreichen Familien und der sozial Schwächeren – pro-
blemlos und unbürokratisch gelingen wird, eine echte ak-
tive Bürgergesellschaft in den Schulen zu verstärken.

(Marianne Schieder (SPD): Wie, Herr Kollege Dr. 
Waschler? – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das geschieht dadurch – Kollege Schneider hat bereits 
darauf hingewiesen –, dass es eine Verantwortungsge-
meinschaft zwischen Staat, Eltern und Kommunen geben 
wird, wobei die Schulen verstärkt in die Lage versetzt wer-
den, mit einem erhöhten Anteil für die Anschaffung von 
Büchern Profil zu bilden. Das geschieht mit einem Eltern-
beitrag und entsprechender qualifizierter Mitbestimmung 
der Schüler und Eltern.

Frau Kollegin Schieder, Sie bemühten die Bürokratie an 
den Schulen. Ich war lange Zeit in verantwortlicher Positi-
on an einer Schule. Schon immer musste Geld eingesam-
melt werden, und das Kopiergeld hat immer schon Ärger 
bereitet. Wir müssen überlegen, wie wir das Problem am 
elegantesten lösen und alles sozusagen in einem Rutsch 
durchziehen können. Und dafür ist noch etwas Zeit.

(Zuruf der Abgeordneten Marianne Schieder 
(SPD))

Wir müssen in der Diskussion mit den Betroffenen die 
Möglichkeiten überprüfen. Wir werden darauf hinsteuern, 
dass mit einem vergleichsweise geringen Eigenanteil der 
Eltern ein verantwortlicher Bezug zum Eigentum und da-
mit der pflegliche Umgang mit den Schulbüchern einge-
übt wird.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist entscheidend, 
die hohe Qualität des bayerischen Bildungswesens zu 
erhalten, und dabei stehen – allen Unkenrufen der Oppo-
sition zum Trotz – das Wohl der Kinder und die Leben-
schancen der Kinder im Mittelpunkt. Das ist mit einem 
bayerischen Abschluss besser gewährleistet als mit den 
Abschlüssen in den anderen Ländern der Bundesrepublik
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Deutschland. Wir haben genügend Fakten, dass dies wei-
terhin so sein wird, weil die CSU-Fraktion stets um den 
besten Weg ringt.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Das Wort darf 
ich nun Frau Kollegin Dr. Strohmayr erteilen. Bitte schön, 
Frau Kollegin. 

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich erinne-
re mich gut an die Regierungserklärung des Ministerpräsi-
denten im vergangenen Jahr. Es war meine erste, und 
deswegen ist sie mir vielleicht besonders gut in Erinne-
rung geblieben. Es hieß, die Staatsregierung wolle die 
Familien mehr fördern als bisher. Die Worte klangen gut 
und bekamen tosenden Applaus der Mehrheitsfraktion. 
Doch dann ging der Vorhang auf, und der christsoziale 
Landesvater und seine Mannen offenbarten gebrochene 
Versprechungen. Vieles, was seither mit Ihren Stimmen 
umgesetzt wurde, verdient das Wort „Familienpolitik“, das 
heißt, Politik für Familien, nicht.

Das letzte Theaterstück, die Abschaffung der Lernmittel-
freiheit passt nur zu gut ins Programm. Daran ändert auch 
der Etikettenschwindel, unter dem Sie das jetzt verkaufen 
– das Büchergeld – nichts. 

(Beifall bei der SPD) 

In einem ersten Akt haben Sie im vergangenen Jahr die 
Familien erheblich geschröpft. Sie haben das Familien-
programm um 40 % gestrichen, das Jugendprogramm 
um 13,4 %, den Landesaltenplan um 16,8 % – um nur 
einige Ihrer Maßnahmen zu nennen. 

Die Folge Ihrer Politik ist auch, dass Sportvereine ihre Bei-
träge erhöhen und Familien mit Kindern mehr zahlen müs-
sen, wenn sie ihre Kinder zum Sport schicken wollen. 

Die Folge Ihrer Politik wird auch sein, dass die Elternbei-
träge für Kindergärten erhöht werden, wenn Sie den neu-
en Entwurf des Kindertagesstättengesetzes umsetzen.

Ich habe zwei Söhne und komme bei den Elternabenden 
immer wieder mit vielen Eltern zusammen. Erlauben Sie 
mir, dass ich aufliste, wie viel eine Familie mit drei Kindern 
– eines am Gymnasium, eines in der Grundschule und ei-
nes im Kindergarten – jährlich zahlen muss: Für den Ältes-
ten fällt das Fahrgeld an, sowie Kopiergeld, Geld für Hefte, 
Lektüre, für den Wandertag und die Schulfahrt, für Mittag-
essen in der G 8, erhöhte Beiträge für den Sportverein und 
nun auch das Buchgeld sowie Kindergartenbeiträge.

Ich komme auf 2 500 Euro bei einer Familie mit drei Kin-
dern – und das nur für das Nötigste. Natürlich brauchen 
Kinder mehr. Sie brauchen Kleider, Schuhe, Wohnung 
usw.

Wenn wir Familien wirklich unterstützen wollen, können 
wir sie nicht im feuchten Keller stehen lassen und den 
Wasserhahn aufdrehen. Deutschland ist weltweit das 

Land mit den wenigsten Kindern. Ihre Politik führt dazu, 
dass noch weniger Menschen sich für Kinder entscheiden 
werden. 

(Beifall bei der SPD)

Darum fordere ich Sie auf, endlich umzukehren und die 
Worte Ihres Chefs Wirklichkeit werden zu lassen, nämlich 
Familien mehr zu fördern als bisher. Lassen Sie die Lern-
mittelfreiheit bestehen, betreiben Sie keinen Etiketten-
schwindel, fördern Sie Familien zumindest so wie bisher.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und 
Kollegen, ich darf Sie daran erinnern, es ist hier, was den 
Lärmpegel anbelangt, noch etwas schwieriger. Ich bitte 
Sie noch einmal, sich vielleicht doch ein bisschen an die 
Hand zu nehmen, damit es etwas ruhiger wird. Ich glaube, 
das haben alle verdient.

Frau Kollegin Dodell, Sie haben sich zu Wort gemeldet.

Renate Dodell (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Frau Kollegin Strohmayr, Sie haben eben 
gesagt, dass gerade die christsozialen Mannen sich um 
die Familienpolitik kümmern und die Familien mit Priorität 
versehen. Ich glaube, es sind gerade auch wir Frauen in 
der CSU-Fraktion, die darauf achten, dass sich die Belas-
tungen für Familien in Grenzen halten und dass auch in 
Zukunft in die Familie investiert wird. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Was haben Sie er-
reicht? – Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): 
Davon hört man aber wenig! – Christine Stahl 
(GRÜNE): Wie haben Sie abgestimmt?)

Wir müssen aber auch in gemeinsamer Anstrengung und 
Verantwortung auf eine nachhaltige Finanz- und Haus-
haltspolitik achten, denn wir wissen, dass jedes Kind, das 
heute geboren wird, schon mit einer Hypothek und mit 
Schulden von ca. 80 000 Euro geboren wird. Deswegen 
müssen wir insgesamt schauen, dass wir uns nicht zu 
sehr verschulden und die nächste Generation damit be-
lasten. 

Zum Büchergeld. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das, 
was viele von uns in Banz bewegt hat, so zu stimmen – 
dazu stehe ich auch –, ist nicht ein verantwortungsloses 
Abzocken von Eltern, sondern die Chance, Eigenverant-
wortung von Eltern, Kindern und Jugendlichen zu stärken. 
Jugendliche müssen die Erfahrung machen, dass ein 
Buch, auf das sie gut aufpassen und das sie gut erhalten, 
auch günstig wiederverkauft werden kann. Ich glaube, es 
ist gerade für unsere Kinder und Jugendlichen eine ganz 
wichtige Erfahrung, dass nicht der Staat bezahlt und sie 
mit den Dingen umgehen können, wie sie wollen, sondern 
dass die Eigenverantwortung schon von Anfang an ge-
stärkt wird. Eigenverantwortung ist in diesem Zusammen-
hang keine leere Worthülse. Ich meine, dass wir in Verbin-
dung mit dem Prinzip der Subsidiarität Eigenverantwor-
tung in Zukunft immer mehr als Leitschnur unseres politi-
schen Handelns anwenden müssen.
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Mit der Lösung des Büchergeldes stärken wir ganz ent-
scheidend die Mitwirkungsrechte und -möglichkeiten der 
Eltern, denn sie bezahlen schließlich auch über das Bü-
chergeld einen wesentlichen Beitrag. Das ist auch richtig. 
Dabei werden sich Lehrer und Schulen in Zukunft stärker 
auf die wesentlichen Bücher konzentrieren müssen, die 
dann auch tatsächlich verwendet werden. Wir haben heu-
te oft die Situation, dass Bücher angeschafft werden, in 
die nur zweimal im Jahr hineingeschaut wird. 

(Karin Radermacher (SPD): Und deshalb müssen 
sie die Eltern bezahlen!)

Deswegen müssen wir uns mehr konzentrieren. Das be-
deutet auch, dass sich die Lehrerinnen und Lehrer in Zu-
kunft stärker abstimmen müssen, damit nicht der eine 
dies und der andere das auswählt, und dass man gemein-
sam mit den Eltern, dem Elternbeirat und dem Schulforum 
berät, welche Bücher angeschafft werden.

(Karin Radermacher (SPD): Das ist auch möglich, 
ohne dass Büchergeld eingeführt wird!)

Ich war selbst 18 Jahre lang Elternbeirätin und auch lange 
Jahre Mitglied im Schulforum. Jetzt haben Eltern wirklich 
die Aufgabe, Transparenz einzufordern und mitzureden, 
damit auch aktuelle Bücher verwendet werden und nicht 
Bücher, die schon längst nicht mehr dem Lehrplan ent-
sprechen. 

Ich glaube, es wird auch möglich sein, dass in dieser ge-
meinsamen Aktion von Eltern und Schule Schulbuchverla-
ge beeinflusst werden, günstige und praktikable Lernmit-
tel auf den Markt zu bringen. 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Was für ein Märchen! Das 
Gegenteil ist doch der Fall!)

Wichtig ist mir auch, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass 
es in gemeinsamer Anstrengung von Schule und Eltern 
gelingen muss, mehr Einfluss auf die Kinder auszuüben, 
dass sie sorgfältig mit den von Staat, Eltern und Kommu-
nen bezahlten Büchern umgehen. Vielleicht gibt es Über-
legungen an den Schulen, wie dieser erzieherische Effekt 
zu mehr Eigenverantwortung umgesetzt werden kann. Es 
kann nicht sein – darauf lege ich großen Wert –, dass die 
Eltern bezahlen und der Umgang egal ist. Ich glaube, hier 
muss man sich wirklich anstrengen, um ein Umdenken zu 
erreichen. 

Wichtig ist mir auch, dass die Eltern ihren Einfluss auf die 
immer höher werdenden Kopierkosten ausüben. Die Ko-
pierkosten gehen zum Teil ins Uferlose. Sie sind eigentlich 
schon jetzt eine hohe Belastung für die Eltern. Diese Kos-
ten müssen in Zukunft deutlich reduziert werden. Das ist 
auch möglich, wenn gute Bücher vorhanden sind. 

(Marianne Schieder (SPD): Diese Mathematik er-
klären Sie mir einmal! – Christine Stahl (GRÜNE): 
Das ist doch Quatsch!)

Insgesamt wird darauf zu achten sein – auch das ist uns 
bewusst –, dass künftig auch die Summe der Belastun-

gen, die im gesamten Schuljahr auf eine Familie mit Kin-
dern zukommt, in Grenzen gehalten wird. Das summiert 
sich ganz schnell: Büchergeld, Kopien, der Ausflug, Bas-
telmaterial, Schilager und vieles Mehr. Deshalb sollte man 
sich zu Beginn eines Schuljahres an jeder Schule darüber 
unterhalten, wie viel zumutbar ist, damit die Belastung 
insgesamt erträglich bleibt.

Meine Damen und Herren, ich meine, dass wir an dieser 
Stelle mit den Lehrer- und Elternverbänden und mit den 
Schulen – auch mit den Kommunen werden wir Gesprä-
che führen – insgesamt auf einem guten Weg sind. Auf der 
einen Seite beteiligen wir die Eltern, um in Bayern eine fi-
nanzielle Nachhaltigkeit zu ermöglichen. Trotzdem wollen 
wir unsere Kinder mit aktuellen und modernen Lernmitteln 
versorgen. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Das Wort hat 
Frau Kollegin Weikert.

Angelika Weikert (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen 
und Kollegen! Beim letzten Beitrag hatte ich den Eindruck, 
die Kolleginnen und Kollegen der CSU leben in einer an-
deren Welt. Wie kann es eigentlich sein, dass man in ein 
Buch, wie Sie behaupten, welches vom Kultusministerium 
offiziell empfohlen ist und welches ein offizielles Lehrbuch 
an einer Schule ist, nur zweimal im Jahr hineinschaut und 
es dann weglegt? Ich glaube das nicht. Wenn das tat-
sächlich Schulalltag wäre, kann das bayerische Schulwe-
sen schlicht und einfach nicht so gut sein, wie es Ihre 
Vorredner beschrieben haben. Letztendlich würde dann 
viel zu wenig Unterricht an den Schulen, wo er eigentlich 
hingehört, erteilt. 

Kolleginnen und Kollegen, ich möchte diese Aktuelle 
Stunde auch dazu nutzen – Kollegin Schieder hat es 
schon getan –, mich bei all denjenigen zu bedanken, die in 
den letzten zehn, vierzehn Tagen ganz massiv ihren öffent-
lichen Protest gegen die Entscheidung von Kloster Banz 
zum Ausdruck gebracht haben. Bei diesem Protest waren 
nicht nur die Elternverbände dabei, es waren auch der 
Kinderschutzbund, der Caritasverband und, wie so oft an 
unserer Seite, Josef Deimer vom Bayerischen Städtetag 
mit dabei. Die Tatsache, dass Eltern die Schulbücher 
künftig komplett selbst bezahlen müssen, zementiert die 
Chancenungleichheit, die laut Pisa das größte Manko des 
bayerischen Schulwesens ist. Das Gerede Erwin Hubers, 
Eltern könnten auch Bücher kaufen, wenn sie ihren Kin-
dern teure Handys kaufen, ist eine Frechheit. Das war kein 
Zitat von Franz Maget, sondern ein Zitat der bayerischen 
Vorsitzenden des Elternverbandes. 

Eines ist in den letzten Tagen auch klar geworden, und ich 
glaube, das haben Sie in Zukunft zu verantworten. Aus 
dem öffentlichen Protest ist die große Enttäuschung der 
Eltern- und Lehrerverbände darüber deutlich geworden, 
wie man mit ihnen umgeht. Sie entscheiden und erst dann 
suchen Sie das Gespräch. Sie müssen es jetzt reparieren, 
damit Sie wieder einen Konsens erzielen, wie es von Ihren 
Vorrednern gesagt wurde, und damit Sie wieder eine 
grundlegende Basis schaffen, auf der Sie den Elternwillen 
berücksichtigen und notwendige bildungspolitische Maß-
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nahmen so organisieren können, dass es zum Wohle der 
Kinder ist.

Sie haben auf diesem Feld ganz viel Vertrauen verloren. 
Besonders die Bayerische Staatsregierung hat viel ver-
sprochen, nun aber entscheidet sie und sucht erst zuletzt 
das Gespräch.

Die Einbeziehung von Betroffenen, Kolleginnen und Kolle-
gen, sieht anders aus. So geht man nicht mit Elternver-
bänden um, so geht man nicht mit denen um, die im Land 
Bayern ehrenamtlich arbeiten, so geht man nicht mit de-
nen um, die in den Städten vor Ort versuchen, aus dem 
bayerischen Schulwesen noch etwas herauszuholen, die 
Schulfeste organisieren und Schulbälle veranstalten, die 
den Unterricht konkret begleiten und die die Mittagsbe-
treuung in Bayern, auf die die Bayerische Staatsregierung 
so stolz ist, fast vollständig allein organisieren. So nicht, 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Punkt ist wirklich viel Vertrauen verloren gegan-
gen. Wir wünschen uns auch im Interesse Bayerns, dass 
es wieder gelingt, dieses Vertrauen ein Stück weit zurück-
zuerobern. Die SPD-Fraktion wird gemeinsam mit den El-
ternverbänden dafür eintreten, dass es in Bayern aufwärts 
geht.

(Beifall bei der SPD) 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. Für die Bayerische Staatsregierung hat 
Frau Staatsministerin Hohlmeier ums Wort gebeten. Bitte, 
Frau Staatsministerin.

Staatsministerin Monika Hohlmeier (Kultusministerium): 
Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Ich beginne 
zunächst einmal mit einer Richtigstellung: Die Behaup-
tung, dass eine totale Abschaffung der Lernmittelfreiheit 
geplant gewesen sei, ist definitiv falsch. 

(Widerspruch bei der SPD und bei den GRÜNEN 
– Ulrike Gote (GRÜNE): Ob das hier noch jemand 
glaubt, ist schon sehr die Frage! – Hans Joachim 
Werner (SPD): Das wissen wir schon! Es war ja 
nur ein Tendenzbeschluss, oder?)

Von Anfang an war eine starke soziale Komponente vor-
gesehen; wir haben von Anfang an gesagt, dass sozial 
schwächere Familien, also auch kinderreiche Familien ab 
dem dritten Kind, von vornherein ausgenommen sind. Ihre 
Behauptungen in diesem Zusammenhang stimmen also 
gar nicht.

(Beifall bei der CSU) 

Zweitens. Wie sieht das neue Modell aus? Die Größenord-
nung – 20 Euro bzw. 40 Euro sind die Beträge – hat sich 
mittlerweile herumgesprochen. 20 Euro sollen es an den 
Grundschulen sein, 40 Euro an den weiterführenden 
Schulen. Zu der Entscheidung für das Büchergeld hat uns 
bewogen, dass wir die Klagen und Sorgen der Eltern ernst 

nehmen, aber nicht Ihr „Bohei“ um ein Volksbegehren, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von der Opposi-
tion.

(Widerspruch bei der SPD und bei den GRÜNEN 
– Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist ja etwas ganz 
Neues! – Margarete Bause (GRÜNE): Seit wann 
denn das? – Franz Schindler (SPD): Haben Sie 
das vorher nicht gewusst?)

Wir haben in den Gesprächen zwischen zwei Modellen 
abgewogen. Dabei hat sich gezeigt, dass das Modell „Bü-
chergeld“ mehrere Vorteile hat, die ich im Folgenden ein-
mal aufführen möchte. Den Elternverbänden danke ich 
sehr für ihre konstruktive Haltung, die Zusammenarbeit 
und den Kompromiss, den wir gefunden haben.

(Christine Stahl (GRÜNE): Es gibt auch noch das 
Wort von der Chancengerechtigkeit!)

Es ist richtig, dass wir es nur in einer gemeinsamen An-
strengung von Eltern, Kommunen und Land schaffen 
können, die Bücherbestände an den Schulen so zu ver-
bessern, dass sie einer optimalen Ausstattung entspre-
chen. Das kann das Land allein nicht schaffen. Wir werden 
eine bessere Bücherausstattung haben. Die Schulen wer-
den ein sicheres und ausreichendes Jahresbudget haben. 
Sie können es in eigener Verantwortung gestalten.

Wenn ich mir das Budget anschaue, das die Schulen in 
der Landeshauptstadt München momentan erhalten, 
sehe ich: Zum Überleben langt’s nicht mehr ganz. Die 
Schulen werden zum Teil innerhalb von zwanzig Jahren 
nicht ein einziges Mal mehr geweißelt. Sie bekommen ein 
Budget, mit dem sie überhaupt nicht mehr zurechtkom-
men. Es reicht weder zum Bücher kaufen noch zur An-
schaffung anderer Dinge. Die Bücher schauen zum Teil 
unmöglich aus. Es gibt Bücherbestände, die teilweise 17, 
18 Jahre alt sind. Die Eltern werden teilweise aufgefordert, 
Bücher selbst zu kaufen. Da bin ich lieber für den ehrli-
chen Weg eines Büchergeldes, das in gemeinsamer An-
strengung aufgebracht wird, als für weitere Verlogenheit.

(Beifall bei der CSU – Marianne Schieder (SPD): 
Dann bekennen Sie sich doch im Schulfinanzie-
rungsgesetz zu einer besseren Ausstattung!)

Die Eltern werden in Zukunft im Rahmen des Schulfo-
rums, an den Grundschulen über die Klassenelternspre-
cherkonferenz, mit darüber beraten, welche Bücher ange-
schafft werden, aber auch über einen bestimmten Kosten-
rahmen, der den Eltern in einer Jahrgangsstufe insgesamt 
zugemutet werden darf. Denn hier scheint es an der einen 
oder anderen Schule nicht optimal zu funktionieren. Man-
che Eltern werden anscheinend stärker belastet. An ande-
ren Schulen ist die Koordination hingegen schon gut. Sie 
sollte aber überall gut sein. Die Kontrolle der Gesamtkos-
ten, die auf die Eltern zukommen, sollte ebenfalls überall 
gegeben sein. Das soll in Zukunft im Rahmen des Schul-
forums bzw. der Klassenelternsprecherkonferenz gewähr-
leistet werden. Sozialhilfeempfänger, kinderreiche Famili-
en ab dem dritten Kind und sozial schwächere Familien 
werden vom Büchergeld ausgenommen. Das Geld wird 
den Schulen im Rahmen eines sehr unbürokratischen 
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Verfahrens, das ich Ihnen noch vorstellen werde, Frau 
Schieder, wenn wir es exakt ausgehandelt haben, pau-
schal zugewiesen. 

(Marianne Schieder (SPD): Ich hoffe schon sehr, 
dass Sie einmal dazu kommen!)

Interessant fand ich, dass Sie, Herr Maget, gestern selbst 
gesagt haben, Bayern sei finanziell stabil. Ich danke für 
das Kompliment, aber Sie schmücken sich hier mit Lor-
beeren, die der CSU-geführten Staatsregierung gebüh-
ren.

(Beifall bei der CSU) 

Wenn wir im Haushaltswesen nicht so solide handelten, 
wäre unser Haushalt nicht so stabil.

(Beifall bei der CSU) 

Ihre Forderung, wir dürften deswegen kein Büchergeld 
einführen, halte ich für lächerlich, weil wir darauf achten, 
dass der Haushalt vernünftig und verantwortbar ist. Wir 
wollen den Kindern nicht Schulden auf die Schultern drü-
cken und sie ihnen mit Zins und Tilgung wieder abverlan-
gen, wenn sie erwachsen sind, 

(Margarete Bause (GRÜNE): Aber Sie wollen sie 
die Schulbücher zahlen lassen!)

um uns als Politiker zunächst einmal beklatschen und 
beglückwünschen zu lassen. 

Am 24. September haben Sie so schön gesagt: Eltern 
halten einen Beitrag für akzeptabel. 

(Franz Maget (SPD): Sie haben das doch mit den 
Elternvertretern ausgemacht!)

Heute haben Sie das anscheinend schon wieder verges-
sen. Ein Beitrag zu den Kosten der Bücher sollte akzepta-
bel sein. Ich glaube, das ist eine vernünftige gemeinsame 
Lösung. Der Vergleich mit anderen Ländern scheint Ihnen 
eher unangenehm zu sein. Denn in Nordrhein-Westfalen 
müssen die Familien wesentlich mehr bezahlen, in Berlin 
ebenso. Wir hingegen suchen einen vernünftigen und 
gangbaren Weg.

Ein letzter Punkt. Sie sagen, der Ministerpräsident habe 
doch die Förderung von Familien zugesagt. Inzwischen 
geben wir im Rahmen eines Gesamtplans über 300 Millio-
nen Euro zusätzlich für die Förderung der Ganztagsbe-
treuung aus. Wir tragen jedenfalls nicht zu der Erhöhung 
der Kindergartenbeiträge bei. Die rot-grün regierte Lan-
deshauptstadt München hat die Kindergartenbeiträge in 
unerträglicher Weise so erhöht, dass sich die Familien 
letztendlich überlegen müssen, ob sie ihre Kinder in den 
Kindergarten schicken oder nicht.

(Franz Maget (SPD): Oh weh!)

Das ist keine Entscheidung der CSU.

(Beifall bei der CSU) 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Frau Staatsministerin. Nächste Wortmeldung: Frau Kolle-
gin Pranghofer. – Bitte schön, Frau Kollegin.

Karin Pranghofer (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich finde es eine Dreistigkeit, wenn eine 
Kultusministerin hier heute am Rednerpult behauptet, es 
sei nie beabsichtigt gewesen, die Lernmittelfreiheit abzu-
schaffen.

(Beifall bei der SPD) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der CSU: 
Warum rudern Sie heute dann wieder zurück? 

Frau Dodell, Ihre pädagogischen Ausführungen haben 
mich zu Tränen gerührt. Sie möchten den Kindern beibrin-
gen, die Bücher nicht zu verschmutzen, und den Eltern ein 
Mitbestimmungsrecht einräumen. Sie möchten sie zur Ei-
genverantwortung erziehen. Ich frage Sie: Warum bürden 
Sie denn nicht den Trachtenvereinen etwas mehr Eigen-
verantwortung auf? Die können sich stattdessen ihre Le-
derhosen vom Staat bezahlen lassen.

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben es noch immer nicht verstanden. Sie sind näm-
lich nicht klüger geworden, sondern Sie geben dem Druck 
der Öffentlichkeit nach. Bei Ihnen ist auch nicht diskutiert 
worden; vielmehr hat es Ihnen Ihr Chef gesagt. Kein Argu-
ment hat Sie überzeugt. Denn das von Ihnen vorgeschla-
gene Büchergeld zeigt, dass es kein Sieg der Vernunft ist. 
Auch nicht die Nächstenliebe hat Sie zu Ihrem Rückzug 
veranlasst. Ihr Rückzug ist vielmehr bereits die Aufstellung 
für ein neues Gefecht. Ich behaupte hier und heute: Die 
Abschaffung der Lernmittelfreiheit ist für Sie immer noch 
nicht vom Tisch. Ich möchte diese Behauptung durchaus 
belegen. Ihr Ministerpräsident hat in seiner Regierungser-
klärung verkündet und in Diskussionen behaupten Sie es 
immer wieder, dass Sie weder die Mittel für die Familien 
noch die Mittel für Bildung kürzen. Jetzt aber wollen Sie 
die Lernmittelfreiheit abschaffen. Denn das Büchergeld ist 
nichts anderes als der Einstieg in die Abschaffung der 
Lernmittelfreiheit. 

Dabei riskieren Sie fatale Folgen. Ich frage Sie allen Erns-
tes, ob sich Ihr Bayern mit dem höchsten Wachstum, das 
Sie immer so loben, Ihr Bayern mit den geringsten Trans-
ferleistungen, die Schulbücher nicht mehr leisten kann. 
Meine Damen und Herren, da müssen Sie sich fragen 
lassen, ob dieses Bayern wirklich darauf angewiesen ist, 
20 bis 40 Euro – je nachdem – von den Eltern abzuverlan-
gen und in die eigene Haushaltskasse zu stecken. Was 
machen Sie damit? Sie sagen: Dieses Geld – von den 
Schülerzahlen hochgerechnet ergibt das im Schnitt 42 
Millionen Euro – belassen wir bei den Schulen. Bravo, das 
ist doch eine tolle Erkenntnis. Endlich haben die Kinder in 
den Schulen neue Bücher. Sie sollten lieber dafür sorgen,
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dass sie neue Lehrerinnen und Lehrer haben. Das wären 
die richtigen Signale in der Bildungspolitik.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten 
Siegfried Schneider (CSU))

Das alles gehört zu einer Gesamtdiskussion. Sie wollen 
nicht nur ein Büchergeld einführen, sondern auch Studi-
engebühren. Spätestens dann wird jedem klar, was Sie 
erreichen wollen: Beides zusammen bildet ein Einfallstor 
für mehr private Bildungsfinanzierung in Bayern. Wo das 
endet – das sage ich Ihnen als Fachpolitikerin in der Er-
wachsenenbildung -, sehen Sie an der Erwachsenenbil-
dung. Da zahlen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in-
zwischen mehr als der Freistaat Bayern. Die Sparwut Ihres 
Ministerpräsidenten führt dazu, dass Sie Ihre Grundsätze, 
die Sie vielleicht einmal hatten, über Bord werfen. 

Zusammenfassend kann man sagen: Die Abschaffung der 
Lernmittelfreiheit ist für Sie immer noch nicht vom Tisch. 
Erst dann, wenn Sie heute unserem Antrag zustimmen, 
wissen wir endlich, dass Sie es wirklich ernst meinen.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Als nächstem 
Redner darf ich Herrn Kollegen Wägemann das Wort er-
teilen. Bitte, Herr Kollege.

Gerhard Wägemann (CSU): Sehr verehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Da bereits ausrei-
chend grundsätzliche politische Ausführungen erfolgt 
sind ebenso wie gebetsmühlenartige Klagen und ein 
Schlechtreden unseres bayerischen Bildungssystems, 
womit es Ihnen aber nicht gelungen ist, die positiven Fak-
ten des bayerischen Schulsystems zu beseitigen, will ich 
als langjähriger Praktiker nur auf einige Argumente einge-
hen. Die Theoretiker Frau Schieder und Herr Maget haben 
hier gesagt, der Verwaltungsaufwand würde massiv stei-
gen, wenn man ein Büchergeld in Bayern einführen wür-
de. Ich habe fast 23 Jahre lang als Geschäftsführer eines 
großen Schulzweckverbands mit Hauptschule, Realschu-
le und Gymnasium die Organisation in diesem Bereich mit 
abgewickelt. 

(Heidi Lück (SPD): Da sieht man es, abgewi-
ckelt!)

Ich habe immer alle Haushaltsanforderungen für lernmit-
telfreie Bücher genehmigt, weil ich der Meinung war, dass 
Bücher ein wichtiges Handwerkszeug für die Schülerin-
nen und Schüler sind. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Nicht alle Kämmerer und nicht alle Oberbürgermeister und 
Landräte haben aber so gehandelt, sondern viele haben 
angesichts knapper kommunaler Kassen in den letzten 
Jahren die Ansätze immer weiter nach unten fahren las-
sen. Die Zahlen belegen, dass hier häufig gespart wurde. 
Deswegen ist derzeit die Versorgung der Schulen mit lern-
mittelfreien Büchern sicher nicht optimal; sie sollte ver-
bessert werden. Bei einer Beteiligung der Eltern müsste 

gleichzeitig deren Mitspracherecht erhöht werden. Sie 
müssten sich auch bitte vor Augen halten, dass von der 
früheren Einzelabrechnung auf Pauschalierung umgestellt 
wurde, was eine erhebliche Vereinfachung war. Diese 
Pauschalierung führt aber zu Abweichungen nach oben 
oder unten, führt dazu, dass manche Kommunen fast 
100 % ihrer Aufwendungen zurückerhalten haben, wäh-
rend andere, die viel beschafft haben, deutlich weniger als 
die ursprünglichen zwei Drittel erhalten haben. Der große 
Vorteil des Systems des Büchergeldes liegt darin, dass 
die Schulen künftig einen planbaren Mittelumfang haben 
werden. Sie können sich ausrechnen, dass sie pro Schüler 
einen bestimmten Betrag bekommen plus die Leistungen 
des Staates und der Kommunen.

(Zuruf der Abgeordneten Marianne Schieder 
(SPD))

Damit steht deutlich mehr Geld als bisher zur Verfügung. 
Vor allem kann die Schule jetzt selbst bestimmen, wäh-
rend sie bisher immer vom Wohlwollen des Sachaufwand-
strägers – der Kommune – abhängig war. Jetzt hat sie 
zum ersten Mal die Gelegenheit, selbst zu entscheiden. 
Wenn die Schulen wirklich gut mit Büchern ausgestattet 
sind, werden sich auch die Nebenkosten, zum Beispiel 
Kopierkosten, angemessen senken lassen. Auch hier soll 
nach dem Willen der Ministerin die Position der Eltern 
gestärkt werden. Die Eltern sollen auch bei der Verwen-
dung dieser Unterrichtsmittel und bei den Kopierkosten 
mitreden können. 

Zwar wird niemand von den Eltern über eine zusätzliche 
Belastung jubeln, aber der jetzige Vorschlag ist für alle 
Beteiligten vertretbar, weil er auch eine weitere Verbesse-
rung der Qualität mit sich bringt. Deswegen habe ich kei-
nerlei Probleme damit, heute Nachmittag diesen Dring-
lichkeitsantrag der SPD, der kurz und lapidar formuliert 
ist, abzulehnen.

(Beifall bei der CSU – Lachen bei der SPD – Zuru-
fe)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, damit ist die Aktuelle Stunde - -

(Franz Maget (SPD): Können wir noch fünf Minu-
ten für die GRÜNEN haben? Dann könnten wir 
gleich abstimmen!)

Ist das unter den Fraktionen so vereinbart, dass wir jetzt 
gleich über den Dringlichkeitsantrag abstimmen?

(Margarete Bause (GRÜNE: Wenn wir noch fünf 
Minuten reden können! – Franz Maget (SPD): 
Aber nur fünf Minuten für die GRÜNEN!)

- Ist der Herr Fraktionsvorsitzende der CSU damit einver-
standen, dass wir den GRÜNEN noch fünf Minuten Rede-
zeit geben? Dann könnten wir gleich abstimmen.

(Joachim Herrmann (CSU): Ja! – Zuruf von den 
GRÜNEN: Namentliche Abstimmung!)
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– Namentliche Abstimmung ist beantragt. 

(Franz Maget (SPD): Namentliche? – Unruhe)

– Sie müssen sich schon einigen. Wenn Sie das so wollen, 
müssen Sie jetzt einen Redner oder eine Rednerin ans 
Pult schicken. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Dann lassen wir es 
sein! – Unruhe)

– Was lassen wir jetzt sein? 

(Zurufe von den GRÜNEN)

– Dann stimmen wir heute Nachmittag im Lauf der Bera-
tung der Dringlichkeitsanträge darüber ab. Sie müssen 
aber darauf achten, dass diejenigen, die dann reden sol-
len, auch da sind. 

(Unruhe)

Ich komme mir jetzt zwar schon allmählich komisch vor, 
aber ich muss es doch noch einmal sagen: Ich bitte Sie 
darum, jetzt wirklich diszipliniert zu sein. Hier im Saal 
herrscht ein hoher Lärmpegel. Ich wünsche wirklich nie-
mandem, dass er sich das länger anhören muss. Ich bitte, 
aufeinander Rücksicht zu nehmen. Das gilt nicht nur für 
die Kolleginnen und Kollegen, sondern auch für das ganze 
Drumherum in diesem Raum. Ich hoffe, dass das jetzt das 
letzte Mal war, dass ich Sie darum bitten musste.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 2 a
Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Aufhebung des Wohnungsaufsichtsgesetzes 
(Drucksache 15/1635)
– Erste Lesung –

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung 
begründet. Ich darf dafür Herrn Staatssekretär Schmid 
das Wort erteilen. Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Georg Schmid (Innenministerium): Sehr 
verehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich darf Ihnen heute im Rahmen der Deregulierungs-
bemühungen einen weiteren Vorschlag unterbreiten. Es 
geht um den Abbau kommunaler Standards – ein Ziel, das 
wir uns gemeinsam gesetzt und das wir gemeinsam for-
muliert haben. Heute geht es konkret um die Aufhebung 
des Wohnungsaufsichtsgesetzes. Ich will dazu nur einige 
Bemerkungen machen, nachdem das Thema nach Ein-
bringung des Gesetzentwurfs in den Ausschüssen umfas-
send besprochen und diskutiert wird.

Das Wohnungsaufsichtsgesetz dient als ergänzendes öf-
fentlich-rechtliches Überwachungsinstrumentarium dazu, 
Wohnungsmängel und Wohnungsmissstände zu bekämp-
fen. Ich nenne einige Beispiele: Durchfeuchtung, ungenü-
gender Wärme- und Schallschutz sowie fehlender An-
schluss von Herd und Heizung. Alle diese Probleme hat 
man mit dem Gesetz bisher im Griff gehabt. Ich darf Ihnen 

einige Gründe dafür nennen, warum wir diese Vorschriften 
in der heutigen Zeit nicht mehr brauchen. 

Beginnend im Jahr 1974, vor allem im Jahr 2001, wurde 
der Mieterschutz immer weiter ausgebaut und verbessert, 
sodass wir die Durchsetzung der Interessen des Mieters 
durch zahlreiche Vorschriften gewährleisten konnten. Dar-
über hinaus gibt es die allgemeinen sicherheitsrechtlichen 
Vorschriften, die vom Wohnungsaufsichtsgesetz unbe-
rührt sind. Das heißt, momentan bietet die Rechtslage 
eine breite Palette an gesetzlichen Vorschriften für Maß-
nahmen und Eingriffe. Wir haben auch die Erfahrung ma-
chen müssen, dass gerade in der Landeshauptstadt 
München – um ein Beispiel zu nennen – von 1998 bis 2003 
nur in vier Fällen Anordnungen nach dem Wohnungsauf-
sichtsgesetz erlassen wurden. Deshalb haben wir gern 
den Vorschlag des Gemeindetags aufgegriffen, diese 
kommunalen Standards gemeinsam abzubauen, zumal 
wir weitere gesetzliche Grundlagen haben, um etwaigen 
Missständen entgegentreten zu können. Nach Artikel 83 
der Bayerischen Verfassung haben die Kommunen wei-
terhin die Möglichkeit einzugreifen, die Aufgabe bleibt ih-
nen erhalten. 

Die anderen kommunalen Spitzenverbände haben unsere 
Initiative begrüßt und unterstützt, ebenso die Haus- und 
Grundbesitzerverbände. Lediglich der Mieterbund ist un-
seren Bestrebungen entgegengetreten, insbesondere weil 
er glaubt, dass den so genannten Entmietungsfällen nicht 
mehr angemessen begegnet werden kann. Aber ich glau-
be, dass wir mit all den anderen Vorschriften, die hier ein-
schlägig sind – auch mit den strafrechtlichen Vorschriften 
– diesem Problem begegnen können. 

Der Gesetzesvorschlag hat noch einen zweiten Aspekt, 
nämlich das Thema der Zweckentfremdung, die auftritt, 
wenn Wohnraum zu anderen Zwecken umgewidmet wird, 
insbesondere in Gewerberaum. Hier brauchen wir eine 
differenzierte Betrachtung. Es gibt nach wie vor Gemein-
den mit Wohnraummangel, die sich insbesondere im Bal-
lungsraum München befinden, wo wir reagieren müssen. 
Wir verfügen gerade durch die zurückgehende Bautätig-
keit in den letzten Jahren nach wie vor über lange Vor-
merklisten für den Bezug von Sozialmietwohnungen. 
Wenn ich in diesem Zusammenhang insbesondere Mün-
chen erwähnen darf: Hier ist die Liste auf 13 000 Haushal-
te angewachsen, davon rund 7000 in der ersten Dringlich-
keitsstufe. Das heißt, das Problem ist nach wie vor viru-
lent; wir müssen uns um das Thema kümmern. 

Die Frage ist, wie wir diese Aufgabe bewältigen und das 
Problem lösen können, auch wenn wir die gesetzliche 
Grundlage des Wohnungsaufsichtsgesetzes jetzt aufhe-
ben. Wir haben eine Bundesratsinitiative ergriffen, mit der 
gewährleistet werden kann, dass eine Übertragung der 
Materie in die kommunale Selbstverwaltung möglich wird, 
sodass die Kommunen von sich aus reagieren können. 
Dafür brauchen wir allerdings eine Änderung der bundes-
gesetzlichen Grundlagen. Deshalb ergreifen wir die Bun-
desratsinitiative. Bis zu diesem Zeitpunkt übertragen wir 
eine Vollzugsvorschrift, die ein wichtiger Teil des Zweck-
entfremdungsrechts ist, in das LStVG, in das Landesstraf- 
und Verordnungsgesetz, um einen nahtlosen Übergang 
gewährleisten zu können. Ich halte das für einen guten 
und zukunftsweisenden Weg. Ich darf Sie sehr herzlich 
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bitten, dass Sie den Weg des Abbaus dieser Standards 
bei den Kommunen mit uns gemeinsam gehen und damit 
die Verantwortung der Kommunen stärken. Ich bitte Sie 
um eine zügige Beratung dieses Gesetzentwurfs.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache. Wie immer beträgt die Redezeit 
pro Fraktion fünf Minuten. Wortmeldungen? – Ich darf als 
Erstem für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Wörner das 
Wort erteilen. Bitte, Herr Kollege.

Ludwig Wörner (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und 
Kollegen! Der Widerspruch wurde deutlich in der Begrün-
dung für die Abschaffung des Gesetzes durch Herrn 
Staatssekretär Schmid. Gegen Ende seiner Rede hat er 
gesagt: Wir wissen selbst, dass es schwierig ist, das Ge-
setz abzuschaffen; deswegen geben wir es als Über-
gangslösung in ein anderes Gesetz hinein. In drei Teufels 
Namen, wenn wir schon merken, dass das Gesetz in Bal-
lungsräumen nach wie vor notwendig ist, warum heben 
wir es dann überhaupt auf? Geht es nur um die Euphorie, 
dass wir etwas geändert haben? Denn das ist das Ergeb-
nis, wie man merkt, wenn man genau zuhört. 

Kolleginnen und Kollegen, wir müssen uns gut überlegen, 
ob wir den Kommunen, die es noch brauchen, ein Instru-
ment wegnehmen, mit dem sie Menschen helfen können. 
Herr Schmid, es freut mich natürlich, wenn Sie sagen, der 
Mieterschutz ist immer besser geworden. Ich muss aber 
dazu sagen, nicht mit Hilfe der CSU, sondern nur mit Hilfe 
der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben gegen fast alles gestimmt, was Mieter schützen 
sollte. Das sollte man der Lauterkeit halber schon sagen. 

Das Gesetz bedarf einer intensiven Beratung, weil die 
Regionen Bayerns in ihren Lebensverhältnissen, gerade 
was Mietraum angeht, grundsätzlich unterschiedlich zu 
betrachten sind. Natürlich kann es sein, dass es Kommu-
nen gibt, die sagen, das brauchen wir nicht. Das will ich 
gar nicht bestreiten. Aber in Ballungsräumen halten wir 
das Gesetz für dringend geboten. Herr Schmid, Sie sagen 
zwar richtigerweise, in München seien nur vier Anordnun-
gen getroffen worden. Sie sagen aber nicht dazu, wie viel 
mit dem Instrument des Gesetzes verhindert worden ist, 
und zwar allein durch die Androhung, wir kommen und 
sehen uns das an. Das hat meist völlig ausgereicht, um 
einen Wohnungseigentümer dazu zu bringen, die Gesetze 
zu vollziehen. Allein um dieses Mittel zu erhalten, wäre es 
gut, das Gesetz beizubehalten. 

Wenn der Verweis kommt, dass die Kommunen es nicht 
mehr wollen, muss man einen Moment lang darüber 
nachdenken, warum die Kommunen versuchen, zu errei-
chen, möglichst viele Aufgaben nicht mehr erfüllen zu 
müssen. Sie haben in Bayern mit Ihrer Politik, Kommunen 
mit finanziellen Mitteln an die kurze Leine zu nehmen, da-
für gesorgt, dass die Kommunen ihren Aufgaben nicht 
mehr gerecht werden können, und deshalb versuchen 
viele Gemeinden, Aufgaben los zu werden. Das alles bitte 

ich bei der Beratung des Gesetzentwurfs zu berücksichti-
gen. Dazu kommt: Wer den Wärmeschutz – die Überwa-
chung war im Gesetz enthalten – abschafft und gleichzei-
tig in der CSU darüber fabuliert, man wolle die Umwelt-
standards heben und sichern, der bereitet diesem Ansin-
nen damit selbst ein Ende. 

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir das zusammen nennen, müssen wir überlegen, 
ob es nicht viel klüger wäre, das Gesetz in der heutigen 
Form zu erhalten. Schließlich war es bisher die einzige 
Möglichkeit, über das Betretungsrecht Kommunen das 
Recht einzuräumen, Wohnräume, über die es Klagen gibt, 
zu besichtigen. 

Herr Schmid, bei der Abschaffung der Bestimmungen 
über die Zweckentfremdung hat man direkt gemerkt, dass 
Sie selbst Bauchweh haben, weil die Zweckentfremdung 
in Ballungsräumen dafür sorgt, dass immer mehr preis-
werter Wohnraum umgewandelt wird und verschwindet. 
Ich denke, das können wir uns in Zeiten, in denen die Bau-
tätigkeit dank der Hilfe der Staatsregierung massiv zu-
rückgeht, nicht leisten.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Für die CSU darf 
ich Herrn Kollegen Rotter das Wort erteilen. Bitte, Herr 
Kollege. 

Eberhard Rotter (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wie Herr Staatssekretär Schmid bereits 
ausgeführt hat, ist der Inhalt des Gesetzentwurfes die 
Entlastung der Gemeinden vom Vollzug des Wohnungs-
aufsichtsgesetzes durch Aufhebung des Gesetzes. Ich 
teile ganz und gar nicht die Meinung des Kollegen Wörner, 
dass dieses Gesetz nach wie vor notwendig ist. 

Die einzige Bestimmung, die das Zweckentfremdungs-
recht enthält und die notwendig bleibt, wird mit diesem 
Gesetzentwurf in das Landesstraf- und Verordnungsge-
setz überführt. Das ist eine absolut sinnvolle Regelung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit Erlass des Woh-
nungsaufsichtsgesetzes wurden Gesetzgebung und 
Rechtsprechung zum Mieterschutz kontinuierlich zu 
Gunsten des Mieters verbessert; im Übrigen weitgehend 
einvernehmlich mit allen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland politisch handeln, sonst wäre es nämlich gar 
nicht dazu gekommen. Eine Mehrheit hat die SPD, auch 
wenn Herr Kollege Wörner das gern so sehen würde, auch 
bei diesem Gesetzgebungsverfahren nicht ohne die ande-
ren gefunden. Wir haben den Mieterschutz also durchaus 
im Einvernehmen kontinuierlich verbessert. Aus diesem 
Grund laufen in der Praxis die Regelungen des Woh-
nungsaufsichtsgesetzes weitgehend leer. Wenn selbst in 
der Landeshauptstadt München dieses Gesetz in fünf 
Jahren überhaupt nur viermal zur Anwendung gekommen 
ist, dann sieht man, dass es nicht so dringend gebraucht 
wird. Das gilt zumal, da von der Aufhebung dieses Geset-
zes das allgemeine öffentlich-rechtliche Instrumentarium 
unberührt bleibt. Ich erinnere an Bauordnungs-, Gesund-
heits-, Seuchen- bzw. Infektionsschutz und das allgemei-
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ne Sicherheitsrecht. Im Falle eines sicherheitsrechtlichen 
Gefahrenzustandes kann also weiterhin eingegriffen wer-
den. Mit Mieterschutz allein ließe sich die Aufrechterhal-
tung dieses Gesetzes nicht begründen.

Die CSU-Fraktion begrüßt den Gesetzentwurf, der einen 
Beitrag zur Deregulierung leistet. Ich habe vorher festge-
stellt, dass man in Einzelfragen dann doch nicht für Dere-
gulierung ist, obgleich alle sehr gerne in Sonntagsreden 
sagen, dass wir sie dringend brauchen. Hier leisten wir 
nun einen wirksamen Beitrag zur Deregulierung. Ich gehe 
davon aus, dass wir diesen Gesetzentwurf in den Aus-
schüssen zügig beraten werden.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache 
geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem 
Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit 
als dem federführenden Ausschuss zu überweisen. Be-
steht damit Einverständnis? – Das ist der Fall. Dann ist 
das so beschlossen. 

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 2b
Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Bayerischen Beamtengesetzes 
(modifizierte Fortführung der Ballungsraumzulage) 
(Drucksache 15/1663)
– Erste Lesung –

Der Gesetzentwurf wird von Seiten der Staatsregierung 
begründet. Dafür darf ich Herrn Staatssekretär Meyer das 
Wort erteilen. Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Frau 
Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der vor-
liegende Gesetzentwurf sieht eine modifizierte Fortfüh-
rung der Ballungsraumzulage vor. Wir werden bei den 
anstehenden Beratungen in den Ausschüssen dazu auch 
im Detail Stellung beziehen. 

Künftig soll die Ballungsraumzulage dann gewährt wer-
den, wenn sich sowohl der Dienstort als auch der Haupt-
wohnsitz im Ballungsraum befinden. Ich erinnere daran, 
dass zum Ende dieses Jahres die Ballungsraumzulage 
auslaufen würde. Wir gehen mit diesem Gesetzentwurf 
nun an eine modifizierte Fortführung der Regelung heran. 
Ihre Befristung ist zum Jahr 2009 vorgesehen. Die Höhe 
der Ballungsraumzulage und die Gebietskulisse bleiben 
unverändert. Ich weise insbesondere darauf hin, dass die 
sozialen Komponenten erhalten bleiben. Die Botschaft 
dieses Gesetzentwurfes lautet zusammengefasst: Die 
Ballungsraumzulage wird in modifizierter Form fortgeführt. 
Ich bitte Sie, diesem Gesetzentwurf bei den Beratungen 
Ihre Zustimmung zu geben. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Ich eröffne nun 
die allgemeine Aussprache. Wie immer stehen dafür pro 
Fraktion 15 Minuten zur Verfügung. Herr Kollege Wörner, 
Sie sind wieder dran. Sie haben es so gewollt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Ludwig Wörner (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Staatssekretär Meyer, Fortführung heißt bei 
der Staatsregierung anscheinend alles, wenn es um Ab-
schmelzung und Einsparung geht. Was Sie wollen, das ist 
nichts anderes, als die Ballungsraumzulage auf leisem 
Weg zu beerdigen, denn so wie Sie das jetzt machen, zu-
nächst die Dynamisierung abschaffen, läuft das darauf 
hinaus, dass die Ballungsraumzulage langfristig automa-
tisch abgeschafft wird. Sie sollten das allerdings auch so 
sagen. Wir sind gegen ein solches Vorgehen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich bitte Sie, dem Gesetzentwurf der 
Staatsregierung in der vorliegenden Form nicht zuzustim-
men.

Man muss sich die Entstehungsgeschichte der Ballungs-
raumzulage vor Augen führen, die offensichtlich vielen 
nicht mehr bewusst ist. Georg Kronawitter hat eines Tages 
erkannt, dass er erstens keine Beamten und städtischen 
Bediensteten mehr bekommt und zweitens, dass die, die 
hier wohnen, hier nicht mehr leben können, weil die Le-
benserhaltungskosten in München und im Ballungsraum 
München zu hoch geworden sind. Er hat deshalb für die 
Münchner Bediensteten eine Ballungsraumzulage einge-
führt. Das hat dann dazu geführt, dass die damalige Baye-
rische Staatsregierung, die vielleicht noch etwas mehr 
soziales Verständnis hatte als heutzutage, nachdachte 
und nachzog. 

Die Verhältnisse haben sich aber nicht geändert, Herr 
Meyer, sie sind im Ballungsraum sogar schlimmer gewor-
den. Allein die letzte Abschmelzung hat zu großen sozia-
len Ungerechtigkeiten geführt. Das gilt vor allem dann, 
wenn man weiß, dass die Gebietskulisse, die damals ent-
wickelt wurde, grober Unfug ist. Sie ist grober Unfug, weil 
die Grenze mitten durch Orte verläuft. Als Beispiel führe 
ich Stockdorf im Landkreis Starnberg an. Die Ortsteile 
sind zusammengewachsen, trotzdem bekommt man in 
dem einen Ortsteil die Ballungsraumzulage, in dem ande-
ren nicht. Das ist für jeden der Betroffenen unverständlich. 
Ein weiteres Beispiel ist Wolfratshausen. Dort straft unser 
heimattümelnder Ministerpräsident – offensichtlich ist er 
gar nicht so heimatverliebt, wie er manchmal tut –, sein 
eigenes Gäu ab. Wolfratshausen hat S-Bahnanschluss 
und die gleichen Lebenserhaltungskosten wie Erding. 
Trotzdem bekommt man dort keine Ballungsraumzulage. 
Wer das versteht, der versteht wahrscheinlich gar nicht, 
worum es hier eigentlich geht. Deshalb ist es erforderlich, 
dass man unserem Gesetzentwurf zustimmt. Eigentlich 
müsste man hergehen und die ganze Sache dynamisie-
ren, anstatt die Dynamik herauszunehmen um dem ge-
recht zu werden, was die Ballungsraumzulage eigentlich 
leisten soll: Menschen mit geringem Einkommen das Le-
ben in München und im Ballungsraum München zu er-
möglichen, ohne Nebentätigkeiten. Schauen Sie doch 
einmal die Situation bei der Polizei an. Zwei Drittel der 
Polizeibeamten in München brauchen eine Nebentätig-
keit, um hier überhaupt überleben zu können. Finden Sie 
das normal? Ist es in Ordnung, dass der Beamte nebenbei 
arbeiten muss?

Was Sie jetzt mit Ihrem Wohnortbezug der Ballungsraum-
zulage wollen, das wird sich für Sie als Bumerang erwei-
sen. Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass viele Men-
schen, die ihren Zweitwohnsitz außerhalb haben, das gilt 
vor allem für Polizeibeamte, sich künftig ummelden und 
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ihren Hauptwohnsitz in München nehmen werden. Was 
haben Sie dann gespart? Ich jedenfalls verstehe nicht, wie 
man mit solchen Maßnahmen versucht, Geld hereinzuho-
len und damit jene straft, die sozial schwach sind. Außer-
dem wird damit die Ballungsraumzulage langfristig gese-
hen abgeschafft, auch wenn man das sich nicht so zu 
sagen traut. Wir lehnen den Gesetzentwurf in dieser Form 
deshalb ab.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Die nächste 
Wortmeldung kommt von Frau Kollegin Heckner. Bitte, 
Frau Kollegin.

Ingrid Heckner (CSU): Verehrte Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Wörner, ich be-
danke mich, dass Sie einen Ausflug in die Geschichte 
gemacht und uns allen heute die Entstehung der Bal-
lungsraumzulage noch einmal nahe gebracht haben. Sie 
haben aber von einer Zeit gesprochen, in der wir im Baye-
rischen Staatshaushalt Zuwachsraten in zweistelliger 
Höhe verzeichneten, und das gilt wohl auch für die Lan-
deshauptstadt München. Wenn Sie davon sprechen, dass 
sich die Verhältnisse in Bayern nicht geändert haben, dass 
das Mietniveau sich nicht geändert hat, dann gilt das aber 
gleichermaßen auch für andere Großstädte in Deutsch-
land und für andere Bundesländer. 

Ich darf noch einmal darauf hinweisen, dass wir trotz ei-
nes harten Sparkurses und trotz der wirklich oft schwieri-
gen Bemühungen, einen ausgeglichenen Staatshaushalt 
zu erreichen, diese ergänzende Fürsorgeleistung weiter-
hin denen anbieten wollen, die im Zielgebiet wohnen und 
nachweislich erhöhte Mietkosten tragen müssen. Die Bal-
lungsraumzulage ist nach wie vor auch als Personalge-
winnungsinstrument gedacht, für die Bereiche, in denen 
man Schwierigkeiten hat, Beschäftigte des Staates, Be-
amte, nach München zu holen.

In der durchgeführten Verbandsanhörung haben sich die 
Verbände darum bemüht, die Ballungsraumzulage in un-
veränderter Weise beizubehalten; dabei wurden Argu-
mente wie erhöhte Fahrkosten für Beschäftigte, die au-
ßerhalb Münchens wohnen oder Kosten für den Zweit-
wohnsitz angeführt. In diesem Zusammenhang muss 
darauf hingewiesen werden, dass für diese Aufwendun-
gen steuerliche Entlastungen wie Entfernungspauschale 
und die Geltendmachung einer doppelten Haushaltsfüh-
rung, die mittlerweile unbeschränkt erfolgen kann, vorge-
sehen sind. 

Auch das Argument einer möglichen Verletzung des Ver-
trauensschutzes zieht nicht. Wie bei allen befristeten 
Maßnahmen gilt: Es war allen bekannt, dass das Gesetz 
zum Jahresende 2004 auslaufen wird und eine Neurege-
lung zwingend notwendig war. Ich möchte für unsere 
Fraktion und die Bayerische Staatsregierung in Anspruch 
nehmen, dass wir trotz schwieriger Haushaltslage Men-
schen mit erhöhten Kosten weiterhin einen Ausgleich ge-
ben wollen.

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich vermis-
se in all ihren Ausführungen, die ich als neue Abgeordnete 

in diesem Hohen Haus im letzten Jahr von Ihnen verneh-
men durfte, eine Verantwortungsbereitschaft, um unser 
Land Bayern nicht in Zustände zu führen, wie wir sie aus 
anderen Bundesländern kennen, in denen sich der Schul-
denstand in einer Art und Weise nach oben geschraubt 
hat, dass Sparbemühungen nicht mehr greifen, weil ein 
dichtes Netz an Ausgabeverpflichtungen besteht. Ich 
möchte Sie auch darauf hinweisen: Aus meiner Sicht kann 
ich nicht ganz nachvollziehen, dass Sie sich als Streichel-
parteien der jeweils betroffenen Gruppierungen verstehen 
und dabei völlig übersehen, dass die Mehrheit dieser 
Menschen den grundsätzlichen Kurs, einen soliden Haus-
halt in Bayern für die Zukunft Bayerns auf die Füße zu 
stellen, nachhaltig unterstützt. Wenn der Kollege Wörner 
davon spricht, dass wir durch die Nichtdynamisierung der 
Einkommensgrenzen eine Abschaffung durch die Hinter-
tür vornehmen, dann muss ich sagen: Herr Kollege Wör-
ner, dieses Gesetz wird bis zum 01.01.2010 befristet sein, 
und wenn wir bis zum 01.01.2010 solche Einkommenszu-
wächse haben, dass damit die Ballungsraumzulage über-
flüssig wird, dann hätten wir in Bayern viel erreicht.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Überflüs-
sig wird sie deshalb auch nicht! Das ist ein Denk-
fehler!)

Wir unterstützen den Gesetzentwurf der Staatsregierung.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Damit ist die 
Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzent-
wurf dem Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 
als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht 
damit Einverständnis? – Das ist der Fall. Dann ist dies so 
beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 2 c
Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung besoldungsrechtlicher und anderer 
Vorschriften (Drucksache 15/1666)
– Erste Lesung –

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung 
begründet. Bitte, Herr Staatssekretär Meyer.

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Werte 
Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die 
bayerischen Hochschulen stehen in den nächsten Jahren 
vor großen Herausforderungen. Bayern muss in einem 
harten internationalen Wettbewerb als Forschungs- und 
Technologiestandort gestärkt werden. Ein wichtiger Bei-
trag zur Bewältigung dieser Herausforderungen ist die 
Professorenbesoldungsreform. Das bisherige System ist 
starr und nicht mehr zeitgemäß. Leistungsfähige Hoch-
schulen erfordern eine flexible und leistungsorientierte 
Besoldungsstruktur. Künftig sollen Professoren stärker 
nach Leistung entlohnt werden. Professoren erhielten bis-
her mit dem Dienstalter aufsteigende Grundgehälter. An 
deren Stelle treten variable leistungsorientierte Gehaltsbe-
standteile – die so genannten Leistungsbezüge – und 
feste bis zu 30 % abgesenkte Grundgehälter.
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Die Leitlinien unseres Gesetzentwurfes sind – ich darf sie 
in ein paar Eckpunkten aufführen – eine wettbewerbsfähi-
ge, flexible Zahlungsstruktur, höchstmögliche Flexibilität 
bei der Vergabe von Leistungsbezügen, Beschränkung 
auf wesentliche und notwendige Regelungen und Kosten-
neutralität. Unser zentrales Ziel ist dabei, dauerhaft eine 
höchstmögliche Flexibilität zu schaffen und das Entstehen 
neuer Verkrustungen zu vermeiden. Allgemeine Besol-
dungsanpassungen werden grundsätzlich nicht automa-
tisch für die Leistungsbezüge übernommen, sondern nur 
z. B. bei entsprechender individueller Vereinbarung. Be-
sondere Leistungsbezüge werden regelmäßig zunächst 
nur befristet gewährt. Den Hochschulen sollen weitgehen-
de Handlungsspielräume eröffnet werden.

Insgesamt stellen wir sicher, dass für die Besoldung der 
Hochschulprofessoren künftig nicht weniger Geld zur Ver-
fügung steht, als dies nach dem alten Besoldungssystem 
der Fall war. Vergeben werden können Leistungsbezüge in 
Zukunft bei allen Berufungs- und Bleibeverhandlungen. 
Die bisher nur für C 4-Professoren möglichen Sonderzu-
schüsse werden also auf alle Professoren ausgeweitet. 
Ein großer Teil des zur Verfügung stehenden Budgets wird 
in diesen Bereich fließen. Auch bei besonderen Leistun-
gen können Leistungsbezüge gewährt werden, die so 
genannten besonderen Leistungsbezüge. Für die Wahr-
nehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben 
können Funktionsleistungsbezüge gewährt werden.

Insgesamt stellt der vorliegende Gesetzentwurf ein Pilot-
projekt für eine noch stärker nach Leistungsgesichtspunk-
ten ausgerichtete Bezahlung im Beamtenbereich dar. Die 
Praxis der Leistungsbewertung wird zeigen, ob dieser 
Entwurf ein Zukunftsmodell auch für die übrige Beamten-
besoldung sein kann.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache. Es stehen fünf Minuten pro Frak-
tion zur Verfügung. Die nächste Wortmeldung stammt von 
Herrn Kollegen Dr. Rabenstein.

Dr. Christoph Rabenstein (SPD): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Professorenbesoldungsre-
form wurde von der Bundesregierung im Jahre 2001 auf 
den Weg gebracht und im Jahre 2002 formuliert. Das Ge-
setz schreibt einen Rahmen fest, der durch länderspezifi-
sche Detailregelungen bis spätestens zum 01.01.2005 
umgesetzt sein muss. Sie haben richtig gehört: 
01.01.2005; das heißt, wir haben für die Umsetzung noch 
genau drei Monate Zeit. An diesem Umstand setzt unser 
erster Kritikpunkt an: Es wäre besser gewesen, wenn man 
– wie in anderen Bundesländern auch – viel früher mit der 
Umsetzung begonnen hätte. Wir als SPD-Fraktion haben 
deswegen noch vor der Sommerpause einen Antrag ge-
stellt, die Umsetzung des Gesetzes zur Professorenbesol-
dung unverzüglich auf die Reihe zu bringen und darüber 
zu diskutieren. In der Zielsetzung – in diesem Punkt muss 
ich Herrn Staatssekretär Meyer Recht geben –, mehr Leis-
tungskomponenten in die Professorenbesoldung einflie-
ßen zu lassen und damit das Angebot für die Studieren-
den zu verbessern, stimmen wir natürlich überein. Jeder 
wird sagen, dass das richtig ist, denn Leistung muss sich 

mehr lohnen. Das Ziel soll – wir haben es schon gehört – 
durch neue Elemente im System erreicht werden, das sich 
jetzt „W“ wie Wissenschaft nennt und die C-Besoldung 
ablösen soll. Die Elemente sind neben einem Basisein-
kommen Leistungsbezüge und die Vergaberahmen. Die 
Dienstaltersstufen werden abgeschafft; auch das er-
scheint mir ebenfalls richtig. Warum soll jemand klüger 
werden, je älter er wird. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Nicht un-
bedingt!)

– Das ist nicht automatisch gegeben. 

Wir werden im weiteren Verfahren beachten müssen, dass 
das Leistungsprinzip wirklich zum Tragen kommt. Es geht 
vor allem darum, die Hochschullehrer zu mehr Leistung 
anzuspornen. 

Ich glaube nicht, dass dafür Studiengebühren ausschlag-
gebend sein werden. Hinsichtlich der Studiengebühren 
heißt es ja immer: Der Student erhält eine Kundenrolle, er 
kann dann plötzlich etwas fordern. Die Professoren wer-
den nach wie vor ihren Dienst tun. Ich glaube, dass diese 
Besoldungsordnung eher dazu beitragen kann, dass das 
Leistungsprinzip zum Tragen kommt. 

Es geht aber auch darum – darauf werden wir bei diesem 
Gesetzesverfahren besonders achten –, die neuen Rege-
lungen für die Gewährung von besonderen Leistungsbe-
zügen nicht restriktiv auszulegen, das heißt, diese Umstel-
lung nicht zu missbrauchen, um eine generelle Absenkung 
der Besoldung zu erreichen. Von Ihnen wurde auch schon 
angesprochen, dass die Gesamtbezüge, das Gesamtsalär 
erhalten bleiben soll. Wir haben aber in anderen Bereichen 
erlebt, dass mittels bestimmter Maßnahmen doch Einspa-
rungen erzielt werden sollen, die wir so nicht wollen. 

Außerdem müssen wir darauf achten, dass die Fachhoch-
schulen im Verhältnis zu den Universitäten durch die Neu-
regelung nicht benachteiligt werden. Von dieser Seite ha-
ben wir schon einige Kritikpunkte gehört. Insbesondere 
gilt dies hinsichtlich der Regelungen der Leistungsbezüge 
anlässlich der Berufungs- und Bleibeverhandlungen; denn 
in diesem Bereich haben wir bei den Fachhochschulen ein 
ganz anderes System als bei den Universitäten. 

Ich komme zum Schluss. Insgesamt muss auch bei die-
sem Gesetzesverfahren das Ziel sein, dass es zu einer 
echten Effizienzsteigerung kommt und wir damit die Leis-
tungen der Professoren erhöhen und vor allem die Motiva-
tion an der Universität steigern.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege. Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Prof. 
Waschler. 

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Werte Frau Präsiden-
tin! Ich grüße auch besonders die persönlich anwesenden 
Kolleginnen und Kollegen. Ich kann mich den Ausführun-
gen des Kollegen Rabenstein in den großen, wichtigen 
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Zügen selbstverständlich anschließen, muss aber ein-
schränken, dass bis zum In-Kraft-Treten am 1. Januar 
2005 für die Beratungen noch gut Zeit ist. Ein guter Ge-
setzentwurf braucht auch entsprechend Weile. Er ist ein 
gründlich erarbeiteter Entwurf, der einen Beitrag zur Zu-
kunftsfähigkeit unserer Hochschulstandorte darstellt. 

Durch eine flexible, leistungsorientierte Besoldung ist der 
Akzent ganz besonders auf den Leistungsgedanken ge-
setzt. Die Leistung – darauf wird es in Zukunft besonders 
ankommen – in den Bereichen Forschung, Lehre, Weiter-
bildung und auch Nachwuchsförderung ist im Gesetzent-
wurf betont. Das ist ein Weg in die richtige Richtung. Wir 
kommen damit auch weg von dem schon angeschnitte-
nen starren Automatismus von Besoldungserhöhungen, 
die unabhängig von beruflichen Erfolgen oder vom beruf-
lichen Engagement gewährt wurden. Diese Abkehr ist der 
richtige Weg.

Etwas anderes ist noch hervorzuheben. An den Hoch-
schulen entsteht entsprechende Flexibilität. Aus meiner 
Sicht ist es besonders wichtig, dass die aktive Einwer-
bung von Drittmitteln eine positive Auswirkung auf die in-
dividuelle Besoldung haben kann. 

Insgesamt auf einen Punkt gebracht: Wir erweitern mit 
diesem Gesetz den Gestaltungsspielraum der Hochschu-
len. Unter den Hochschulstandorten wird ein weiterer in-
tensiver, aktiver Wettbewerb stattfinden, um einerseits die 
besten Köpfe zu bekommen und andererseits die schon 
guten und besten Köpfe zu halten. Jeder wird es künftig in 
der Hand haben, seine Besoldung durch eigenes, großes 
Engagement zu optimieren. 

Als Fazit fasse ich zusammen: Wir legen ein Fundament 
für ein modernes Management an den bayerischen Hoch-
schulstandorten. Das schon vorhandene Fundament wird 
dadurch weiter gefestigt. Deshalb wird in der weiteren 
Beratung um Zustimmung zum Entwurf gebeten. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege. Als Nächste hat sich Frau Kollegin Gote zu 
Wort gemeldet. Bitte schön.

Ulrike Gote (GRÜNE): Danke schön, Frau Präsidentin! 
Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf 
sollte meiner Meinung nach viel mehr unter dem Ge-
sichtspunkt der Hochschulpolitik und der Gestaltung mo-
derner Hochschulen inhaltlich debattiert werden als unter 
den Aspekten des Beamtenrechtes. Deshalb bin ich sehr 
verwundert, dass sich gerade aufseiten der CSU-Fraktion 
die Hochschulpolitiker nicht zu Wort melden und noch 
nicht einmal im Plenum vertreten sind, wenn über diesen 
wichtigen Bereich diskutiert wird.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

– Wo ist denn beispielsweise der Vorsitzende des Hoch-
schulausschusses? 

Hier wurde der Begriff „Pilotprojekt“ genannt. Ein Pilotpro-
jekt ist das nun ganz und gar nicht. Bayern ist fast das 
letzte Bundesland, das jetzt nachzieht. Man muss ganz 
klar sagen: Den Weg für diese Neuerungen im Besol-
dungsrecht für Professorinnen und Professoren hat die 
Bundesregierung bereits im Jahre 2002 freigemacht. Sie 
vollziehen hier etwas nach, was in Landesrecht umgesetzt 
werden muss. Das ist notwendig; das ist folgerichtig. Die-
se Wende im Besoldungsrecht ist natürlich auch gut. Die 
Bundesregierung hat mit der Einführung von Möglichkei-
ten, leistungsgerecht zu entlohnen, genau den richtigen 
Weg eingeschlagen. Ich bin froh, dass Bayern jetzt nach-
zieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist wichtig, leistungsgerecht zu entlohnen. Es ist auch 
richtig, langfristig auch bei den Professorinnen und Pro-
fessoren vom Berufsbeamtentum wegzukommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dies leistet dieser Gesetzentwurf noch nicht. Ich meine 
aber, dass wir gemeinsam mit den anderen Bundeslän-
dern auf diesem Weg weitergehen werden. 

Dennoch gibt es in diesem Gesetzentwurf viele ungeklärte 
Details, und es gibt auch wirklich problematische Punkte. 
Besonders problematisch ist es, dass zwar der Rahmen 
für das Landesrecht gesetzt wird, dass aber die Ausge-
staltung noch sehr offen bleibt. Insbesondere bleibt offen, 
was genau denn Leistung ist. Wie ist denn Leistung defi-
niert? Wer legt denn fest, welcher Professor, welche Pro-
fessorin viel leistet, wie viel mehr sie leistet? Wie erfolgt 
die Evaluierung? All dies ist im Gesetz nicht geregelt. Es 
mag vielleicht auch richtig sein, dies nicht alles in das Ge-
setz zu schreiben. Ich hätte aber erwartet, dass Sie heute 
einiges dazu sagen, wie Sie sich das vorstellen; denn nur 
dann können wir diesen Weg auch mitgehen.

Sie haben angekündigt, dass dies alles in Rechtsvor-
schriften geklärt werden soll. Da läuten bei mir natürlich 
alle Alarmglocken. Ich bin gespannt, wie viel wir dann im 
Parlament noch mitgestalten und mitdiskutieren können 
und wie transparent dieses System nachher ist. Ich habe 
die starke Befürchtung, dass letztendlich die Ministerial-
bürokratie gestärkt wird und dass es eben nicht zu mehr 
Autonomie für die Hochschulen kommt, sondern zu einer 
Gängelung von oben herab, dass genau diejenigen, die 
über die Qualität von Lehre und Forschung am besten 
entscheiden können – allen voran die Studierenden, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den Hochschulen und 
natürlich auch die Hochschulleitungen –, am Ende den 
wenigsten Einfluss auf die Neuerungen haben. Dies ist 
eine Befürchtung. Ich hoffe, dass Sie sie im Laufe der Dis-
kussion noch ausräumen können. Es wäre auch gut, wenn 
Sie im Ausschuss Ihre Vorstellungen dazu ausführlicher 
darlegen würden. 

Auch etwas anderes halte ich für sehr problematisch – das 
ist der Punkt „Gleichstellung von Fachhochschulen und 
Hochschulen“. Es ist ganz klar: Die Gleichstellung wird im 
Gesetzentwurf nicht erreicht. Für mich ist nicht einsichtig, 
wieso Sie zum Beispiel für die W-3-Besoldung der Fach-
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hochschulprofessorinnen und -professoren eine Quote 
festlegen. Für mich ist überhaupt nicht einsichtig, wieso 
nun gerade ein Fachhochschulprofessor per se zunächst 
einmal tiefer eingruppiert wird, wieso ein Universitätspro-
fessor per se zunächst einmal höher eingruppiert wird. 
Dies alles müsste meiner Meinung nach noch viel flexibler 
geregelt sein. Ich kann mir vorstellen, dass auch ein gro-
ßer Teil der Universitätsprofessoren ein niedrigeres 
Grundgehalt bekommt und mehr für Leistungszulagen 
arbeiten muss. 

Umgekehrt kann ich mir vorstellen, dass eine Quote von 
10 % für W-3-Stellen an Fachhochschulen nicht ausrei-
chend ist. Hier wäre mehr Flexibilität sicherlich sinnvoll. 
Wir brauchen keine Festlegung von Quoten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein weiterer wichtiger Punkt: Bei den Gleichstellungsbe-
auftragten ist nicht klar definiert, ob sie eine Funktions-
stelle haben, die eine Leistung in dem Sinne darstellt, 
dass sie eine höhere Entlohnung bekommen. Hier ist noch 
Verbesserungsbedarf. Insgesamt ist bei diesem System 
überhaupt nicht sichergestellt, dass die Frauen an den 
Hochschulen nicht wiederum benachteiligt werden. Die-
ser Gesetzentwurf ist überhaupt nicht nach den Kriterien 
des Gender-Mainstreaming geprüft. Dieses Thema wird 
darin überhaupt nicht angesprochen. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir sollten hier auf jeden Fall noch nachbes-
sern, damit in diesem System nicht gleich wieder eine 
strukturelle Diskriminierung angelegt wird.

Ein letzter Punkt: Bei der Ruhegehaltsfähigkeit der Leis-
tungszulagen sind Sie weit über das hinausgegangen, 
was der Bund als Rahmen gesetzt hat. Das halte ich für 
sehr kritikwürdig. Auf die weitere Diskussion im Aus-
schuss freue ich mich bereits.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Damit ist die 
Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzent-
wurf dem Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 
als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht 
damit Einverständnis? – Das ist der Fall. Dann ist das so 
beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 2 d
Gesetzentwurf der Staatsregierung
Bayerisches Landesplanungsgesetz 
(Drucksache 15/1667)
– Erste Lesung –

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung 
nicht begründet. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. 
Frau Kollegin Dr. Kronawitter, Sie haben das Wort.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Kolleginnen und Kollegen! Was soll man 
davon halten? – Die Staatsregierung bringt den Entwurf 
für eine vollständige Neufassung des Bayerischen Lan-

desplanungsgesetzes ein und der neu dafür zuständige 
Fachminister, Herr Dr. Otto Wiesheu, hält es nicht für not-
wendig, den Entwurf zu begründen. Er hat auch nicht 
seinen Staatssekretär geschickt, um dies zu tun.

Ich habe nachgeprüft, wo sich Herr Minister Dr. Wiesheu 
heute aufhält. Er wird demnächst eine Pressekonferenz 
mit Verbandsvertretern abhalten. Daraus schließe ich, 
dass ihm die Landesplanung so egal ist, dass weder er 
noch der Herr Staatssekretär der parlamentarischen Ge-
setzgebung die Aufmerksamkeit zollen möchten, die von-
seiten der Staatsregierung notwendig wäre. Ich werte das 
nicht nur als ein bemerkenswertes, sondern auch als ein 
beschämendes Zeichen seines Engagements in der Sa-
che.

(Beifall bei der SPD)

Dabei ist die anstehende Novellierung des Landespla-
nungsgesetzes dringend geboten; denn das bayerische 
Gesetz muss dem Raumordnungsgesetz des Bundes ei-
ligst angepasst werden. Das Raumordnungsgesetz des 
Bundes wurde 1998 novelliert. Bis heute wurde es nicht in 
das bayerische Landesplanungsgesetz umgesetzt.

Bayern ist auch bei der Umsetzung der EU-Richtlinie über 
die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne 
und Programme in bedenklichem Verzug. Deshalb ist das 
bayerische Gesetz auch hier endlich anzugleichen.

Ich verweise außerdem darauf, dass bis heute bestimmte 
Abschnitte des Landesentwicklungsprogramms vom Fe-
bruar 2003 nicht in Kraft treten konnten, weil dem bayeri-
schen Gesetz zum Beispiel für Unterzentren und Sied-
lungsschwerpunkte die entsprechende Normierung fehlt.

Angesichts der gerade genannten drei Punkte begrüßen 
wir den Gesetzentwurf, weil eine Novellierung unabwend-
bar ist. Kritisch ist unsere Haltung allerdings zu dem Teil, 
den die Staatsregierung unter den Begriffen „Effizienzstei-
gerung“ und „Deregulierung“ verkaufen möchte. Ich erin-
nere daran, Ministerpräsident Dr. Stoiber hat in seiner 
Regierungserklärung am 5. November 2003 vollmundig 
angekündigt, die Landesplanung werde auf das bundes-
rechtlich notwendige Maß reduziert und die regionalen 
Planungsverbände würden in der bisherigen Struktur ab-
geschafft. Da musste man doch gespannt sein, was von 
diesen Sprüchen im Gesetzentwurf realisiert wird. Ich 
sage, es war viel weniger, als die Sprüche erwarten ließen. 
Das werde ich in der Ausschussberatung entsprechend 
begründen.

Hier nur soviel: Schon 1996/97 wurde die Raumordnung 
in Bayern durch die Mühle der Projektgruppe „Verwal-
tungsreform“ der Staatsregierung gedreht. Das Ergebnis 
war ein Gesetzentwurf und schließlich ein Gesetz, das 
bestimmte Veränderungen in der Landesplanung festsetz-
te. Was damals im Bereich der Landesplanung zum Teil 
am Parlament scheiterte, sollte nun endgültig erledigt 
werden. Das werden wir im Ausschuss sehr ausführlich 
thematisieren. Ich kann feststellen, dass in der Staats-
kanzlei ein Lerneffekt zu verzeichnen ist. Das freut einen 
dann doch. Dazu dürften die öffentliche Diskussion über 
Landesplanung, die Anhörung zur Regionalplanung im 
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Bayerischen Landtag und die 42 gut begründeten Stel-
lungnahmen bei der Verbandsanhörung beigetragen ha-
ben.

Nach kurzer Zeit wurde signalisiert, die CSU wolle jetzt 
nicht mehr die regionalen Planungsverbände abschaffen. 
Vermutlich hat man in der Staatskanzlei realisiert, dass die 
Regionalplanung vom Bund zwingend vorgeschrieben ist 
und die regionalen Planungsverbände die Aufgaben gut 
und kostengünstig erledigen. In den Zeiten der Stoiber-
schen Sparorgien hätten wir zusätzliche Beamte ge-
braucht, die diese Regionalplanung zentral hätten durch-
führen müssen. Das wäre nicht mit der Linie vereinbar 
gewesen, die die Staatsregierung derzeit vorgibt.

Der Entwurf ist – so heißt es – vom Ziel einer Deregulie-
rung geprägt. Tatsächlich wird sehr viel mehr im Detail 
reguliert. Auch das wird ein Ausschussthema sein. Wir 
können festhalten, dass die Staatsregierung in bewährter 
Weise auf Regulierung und Bevormundung setzt. Ich ver-
weise in diesem Zusammenhang nur auf die detaillierten 
Vorschriften, zum Beispiel über die Zusammensetzung 
von Organen der regionalen Planungsverbände. Für mich 
ist es überhaupt nicht nachvollziehbar, dass mit diesem 
Gesetzentwurf die kommunale Verantwortung gestärkt 
würde. Nein – die Kommunen sollen nochmals gegängelt 
werden.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Frau Kollegin Dr. Kronawitter, die Redezeit ist abge-
laufen.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich möchte nur noch darauf hinweisen, dass es 
zwei Punkte gibt, die wir im Ausschuss detailliert bespre-
chen werden. Der erste Punkt ist die Tatsache, dass der 
Entwurf sachlich wahrlich nicht auf der Höhe der Zeit ist. 
Sie wollen den regionalen Planungsverbänden zum Bei-
spiel untersagen, mit anderen Planungsverbänden zu ko-
operieren. Der zweite Punkt ist der Umstand, dass Sie den 
Regionalen Flächennutzungsplan, anders als viele andere 
Bundesländer, nicht zulassen wollen. Ich freue mich auf 
die Diskussion. Dann werden Sie sagen müssen, was Sie 
wollen und wir werden nachweisen, dass Ihre Vorschläge 
nicht fortschrittlich sind.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
Nächster hat Herr Kollege Bocklet das Wort. Er schwärmt 
sicherlich noch von Brüssel. 

Reinhold Bocklet (CSU): Herr Präsident, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Frau Kollegin Dr. Kronawitter, die an 
sich sonst von mir geschätzt wird, hat hier unnötig ein 
Tremolo angestimmt. Dass der Minister und der Staatsse-
kretär nicht da sind, ändert nichts daran, dass hier ein 
Gesetzentwurf der Staatsregierung vorgelegt wird, 

(Zuruf der Abgeordneten Dr. Hildegard Kronawit-
ter (SPD))

über den im Zusammenhang mit der Debatte über die 
Regierungserklärung des Ministerpräsidenten längst ge-

redet wurde; denn der Ministerpräsident hat in seiner Re-
gierungserklärung die Verschlankung des Landespla-
nungsgesetzes und des gesamten Verfahrens angekün-
digt. Darüber wurde damals in der Debatte über die Re-
gierungserklärung ausführlich diskutiert.

Verehrte Frau Kollegin, im Übrigen darf ich Sie daran erin-
nern, dass wir auch schon im Ausschuss über dieses 
Thema ausführlich geredet haben. Deswegen sehe ich im 
Moment nicht ein, warum wir hier eine unnötige Dramatik 
einführen sollen.

(Zuruf von der SPD: Das ist sowieso eine Drama-
tik!)

Es ist aus drei Gründen notwendig, dieses Gesetz zu ma-
chen. Der erste Grund dafür, dieses Gesetz und die damit 
verbundenen Verfahren zu verschlanken, wurde in der 
Regierungserklärung des Ministerpräsidenten angespro-
chen. Die beiden anderen Gründe sind die Anpassung 
des bayerischen Rechts an das Bundesrecht

(Susann Biedefeld (SPD): Das ist längst über-
fällig!)

und an das Europäische Recht.

Worum geht es im Einzelnen? Ich glaube, da sind wir einer 
Meinung. Sie haben im Ausschuss ein paar Facetten an-
gesprochen, die man diskutieren kann. Aber die Grundli-
nie sollte unser gemeinsames Anliegen sein, nämlich dass 
wir einen Verzicht auf das Instrument der fachlichen Pro-
gramme und Pläne im Einzelnen vorsehen und dass es 
einen Verzicht auf so genannte einzelne Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung sowie auf die bisherige 
Mehrfachabsicherung der Bann- und Erholungswälder 
geben wird. Ich erwarte jetzt einen großen Aufschrei. Aber 
es genügt, wenn man die Bann- und Erholungswälder in 
einem Gesetz regelt; man muss diese nicht in zwei oder 
drei Gesetzes erwähnen und regeln. Es geht darum, die 
Doppelregelung in Raumordnungsplänen und im Fach-
recht auszuschließen. 

Einig sind wir uns in der Praxis eigentlich bei folgendem 
Punkt. Wer draußen von der Regionalplanung ein biss-
chen Ahnung hat, weiß, dass die regionalen Fachpla-
nungsbeiräte ein außerordentliches Problem sind und von 
den Kommunen überhaupt nicht sehr geschätzt werden. 
Deswegen ist es sinnvoll, sie abzuschaffen.

Schließlich geht es um den Wegfall der meisten organisa-
torischen Regelungen zum Landesplanungsbeirat zu-
gunsten einer Verordnungsermächtigung, außerdem um 
den Wegfall der Vorgaben für die grenzüberschreitende 
Regionalplanung und überregionalen Entwicklungsach-
sen als Mindestinhalt des Landesentwicklungspro-
gramms. Wir wollen also schlicht und einfach das Landes-
entwicklungsprogramm nicht mit allen möglichen Detail-
planungen und Vorgaben überfrachten, sondern ein 
schlankes Rahmenprogramm, in das die einzelnen Fach-
planungen eingefügt werden. 

Was das Bundesrecht betrifft, ist es in der Tat so, dass der 
Bund für die Raumordnung der Länder in seiner Gesetz-



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode1598 Plenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 1599

gebung bestimmte Vorgaben gemacht hat. In diesen Rah-
menvorschriften geht es zum einen um den Raumord-
nungsplan für das Landesgebiet, um die Regionalplanung, 
die Planerhaltung, das Zielabweichungsverfahren und um 
das Raumordnungsverfahren als verbindliche Instrumen-
te. Dies ist in unserem Gesetz entsprechend beachtet.

Verehrte Frau Kollegin, ich darf Sie darauf hinweisen, dass 
der bayerische Gesetzentwurf sogar drei Dinge zusätzlich 
regelt – Sie werden sich darüber sicher freuen: erstens, 
die Verankerung, in allen Landesteilen gleichwertige und 
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen 
und zu erhalten. Das ist – vor dem Bundesrecht, das einen 
solchen Auftrag nicht enthält – ein sehr positiver Gesichts-
punkt. Ferner die Verdeutlichung der materiellen Koordi-
nierungsaufgaben der Raumordnung als zusammenfas-
sender Planung im Verhältnis zur raumbedeutsamen 
Fachplanung. Auch diesen Mangel hat das Bundesrecht, 
der in diesem Gesetzentwurf behoben wird. Schließlich 
die Klarstellung, dass in Bayern Ziele in Raumordnungs-
plänen grundsätzlich als Sollvorschriften formuliert wer-
den.

Das europäische Recht hat das Raumordnungsverfahren 
durch die Auflage zur Prüfung der Umweltauswirkungen, 
und zwar nicht nur von Plänen, sondern auch von Pro-
grammen, die in der Regel solchen Plänen vorausgehen, 
außerordentlich kompliziert. Wir hatten uns damals gegen 
eine solche Verdichtung der Raumplanung ausgespro-
chen. Aber europäisches Recht hat Vorrang. Der Bund hat 
inzwischen dieses europäische Recht in nationales Recht 
umgesetzt. Deswegen ist es unsere Pflicht, diese Vorga-
ben in unser eigenes Landesrecht aufzunehmen. 

Frau Kollegin, ich hoffe, Sie haben Verständnis dafür, dass 
der bayerische Gesetzgeber nicht mehr tut, als dort ohne-
hin viel zu viel bereits vorgeschrieben wird; denn wir müs-
sen jetzt praktisch die Umweltprüfung nicht nur bei der 
Planerstellung, also bei der Vorbereitung der Durchfüh-
rung, machen, sondern schon beim Aufstellen von Pro-
grammen, aus denen später Pläne werden. Das ist weiß 
Gott ein zusätzlicher Aufwand, der von der Sache her 
nicht gerechtfertigt ist, weil es im gesamten Verfahren 
ohnehin zur Umweltprüfung kommt.

(Zuruf von der SPD)

Ich darf Ihren Bemerkungen entgegnen: Trotzdem müs-
sen wir es in dieses Gesetz hineinschreiben. Wir werden 
es aber so tun, dass nicht mehr als die hier niedergelegten 
Verpflichtungen im Gesetz stehen. Wir können dann im 
Ausschuss in den Einzelberatungen noch darüber befin-
den. Ich hoffe, dass wir dann ein gemeinsames, gutes Er-
gebnis für dieses Land haben werden.

(Zuruf von der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Bocklet, die Redezeit ist abgelaufen. Ich 
habe Ihnen auch eine „kronawittersche“ Minute dazuge-
geben.

Reinhold Bocklet (CSU): Das ist nett von Ihnen, Herr Prä-
sident. Dann brauche ich dem Kollegen nicht zu antwor-
ten.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
nächste hat Frau Kollegin Kamm das Wort. Bitte.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte nicht 
nur mein Befremden darüber zum Ausdruck bringen, dass 
dieser Gesetzentwurf nicht von der Staatsregierung be-
gründet wird, sondern auch mein Befremden darüber äu-
ßern, dass die Ergebnisse der umfangreichen Anhörung, 
die vor kurzem mit Mitgliedern des Kommunalausschus-
ses, des Wirtschafts- und des Umweltausschusses sowie 
mit sehr vielen Experten zur Regionalplanung stattgefun-
den hat, eigentlich nicht in dieses Gesetzeswerk einge-
flossen sind.

(Beifall der Abgeordneten Ruth Paulig (GRÜNE))

Ich frage mich, warum man dann diese Anhörung durch-
geführt hat. Der einzige Punkt ist, dass die diskutierte 
Abschaffung der Regionalplanung doch nicht durchge-
führt wird. Aber vom Inhalt und von den Positionen her 
finde ich da viel zu wenig wieder; der Geist ist ein anderer. 
Dafür enthält dieser Gesetzentwurf aber Regelungen, die, 
wenn sie während der Anhörung schon bekannt gewesen 
wären, dort sicher erheblichen Widerstand und Protest 
hervorgerufen hätten. 

Dieser Entwurf bedarf aus folgenden Gründen einer drin-
genden Korrektur: Erstens. Der angedachte Wegfall der 
regionalen Planungsbeiräte ist im Hinblick auf die ange-
strebte Deregulierung und Effizienz kontraproduktiv. Die 
aktive Mitarbeit der verschiedenen Interessengruppen im 
Beirat verkürzt die Aufstellung des Regionalplans, weil 
deren Sachverstand bereits im Vorfeld eingebracht wer-
den kann. Das Anhörungsverfahren wird beschleunigt. Die 
von Ihnen vorher formulierte Geringschätzung dieser Pla-
nungsbeiräte kann ich aus meiner praktischen Arbeit nicht 
nachvollziehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweitens. Sie wollen den Regionsbeauftragten abschaf-
fen. Dieser ist aber erforderlich, um eine vernünftige und 
effiziente Arbeit in den Planungsverbänden zu gewährleis-
ten. Nur wenn ein Ansprechpartner mit gewisser Arbeits-
kapazität zur Verfügung steht, sind eine kontinuierliche 
und effiziente Zusammenarbeit und eine schnelle Abstim-
mung möglich. Die Arbeit wird durch diese Abschaffung 
des Regionsbeauftragten langatmig und ineffektiv. 

Nicht sachgemäß ist auch die Reduzierung der höchst 
möglichen Stimmenzahl auf 30 % der nach den Bevölke-
rungsanteilen errechneten Stimmen in den Planungsaus-
schüssen. 

Man sollte es besser bei der bisherigen Regelung belas-
sen, die 40 Prozent vorsieht und die drohende Majorisie-
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rung großer Kommunen ausschließt. Die 30-Prozent-
Regelung, die Sie vorsehen, führt dazu, dass die Bevölke-
rung großer Städte in den Planungsbeiräten deutlich un-
terrepräsentiert würde.

Vehement abgelehnt werden von den Planungsverbänden 
auch die vorgesehenen Obergrenzen für die Zahl der Aus-
schussmitglieder. Diese Vorgaben schränken die Möglich-
keit der Planungsverbände ein. Sie können vor Ort nicht 
regional agieren und effiziente, vernünftige Lösungen su-
chen.

Im Großen und Ganzen muss ich sagen: Überarbeiten Sie 
diesen Gesetzentwurf, dann haben wir im Ausschuss we-
niger Arbeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Die 
Aussprache ist geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetz-
entwurf dem Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie als federführendem Ausschuss zu 
überweisen. Besteht damit Einverständnis? – Das ist der 
Fall. Damit ist so beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 3
Antrag der Abgeordneten Franz Maget, Wolfgang 
Hoderlein und anderer und Fraktion (SPD)
Fehler der Staatsregierung korrigieren: 
Zweites Ertüchtigungsprogramm Ostbayern 
(Drucksache 15/988)

Ich eröffne die Aussprache und weise darauf hin, dass pro 
Fraktion 15 Minuten Redezeit gegeben sind. Als Erster hat 
sich Herr Kollege Hoderlein zu Wort gemeldet.

Wolfgang Hoderlein (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben die 
Beratung dieses Antrags auf die Zeit nach der Sommer-
pause verlegt, weil wir abwarten wollten, ob sich bei der 
Staatsregierung über die Sommerpause eine Präzisierung 
und damit eine neue Debattenlage zu dem im Mai verkün-
deten Programm ergibt. Das ist nicht der Fall. Aber der 
Reihe nach.

Die SPD hat im vergangenen Jahr in ihrem Wahlprogramm 
festgeschrieben, dass sie die Förderung des ostbayeri-
schen Grenzraums wegen der allgemeinen Entwicklungs-
rückstände, aber auch und insbesondere wegen der be-
sonderen Herausforderung der Osterweiterung unbedingt 
durchführen muss. Diese Situation ist nicht neu. Bei allen 
relevanten ökonomischen und sozialen Parametern zeigt 
sich dieses Gefälle innerhalb Bayerns und in fast allen 
Fällen zum Nachteil der ostbayerischen Grenzregionen in 
Niederbayern, Oberpfalz und Oberfranken sehr deutlich. 
Ob beim Bruttoinlandsprodukt, bei der Beschäftigungs-
quote, bei der Arbeitslosenquote bis hin zu den Bildungs-
abschlüssen – überall lässt sich feststellen, in Bayern 
herrscht zwischen den Regierungsbezirken ein Gefälle, 
das in vielen Bereichen größer ist als der Unterschied zwi-
schen Westdeutschland und Ostdeutschland, und das will 
etwas heißen, meine Damen und Herren.

Vor diesem Hintergrund aber auch vor dem Hintergrund 
der besonderen Herausforderung, die sich durch die Os-
terweiterung ergibt, und zwar hauptsächlich, aber nicht 
nur wegen des entstehenden enormen Fördergefälles, 
haben wir damals gesagt, wir brauchen eine spezielle, 
maßgeschneiderte Hilfe für diese Region. Wir haben das 
dann auch in diesem Frühjahr mit einem Antragspaket 
umgesetzt. An dessen Spitze steht der Antrag, den wir 
heute noch einmal beraten. 

Staatsregierung und CSU haben letztes Jahr im Wahl-
kampf, aber auch bis weit in den Beginn dieser Wahlperi-
ode hinein grundsätzlich abgelehnt und abgestritten, dass 
es einen besonderen Förderungsbedarf gibt. Bestenfalls 
haben Sie darauf verwiesen, dass es bereits seit Ende 
2001 ein so genanntes Ostbayern-Ertüchtigungspro-
gramm 1 gebe, und dieses würde völlig ausreichen. Im 
Übrigen seien dies alles Aufsteigerregionen, und Aufstei-
gerregionen bräuchten keine spezielle Hilfe. 

Kaum hatten wir unser Programm vorgestellt, war alles 
null und nichtig, was die CSU und die Staatsregierung bis 
dahin gesagt hatten. Ende Mai wurde beschlossen, ein 
Ostbayern-Programm 2 aufzulegen. Damals haben wir 
uns gedacht: Na schön, wenn das immer so toll wäre wie 
in diesem Fall. Kaum zwei Wochen, nachdem wir dies 
gefordert hatten, machte die Staatsregierung auch schon, 
was wir wollen. Aber, meine Damen und Herren, schon 
damals war klar – und deswegen haben wir die Beratun-
gen auf heute verschoben, um diese Klarheit eventuell 
noch herzustellen –: So, wie das Programm angelegt ist, 
jedenfalls öffentlich wahrnehmbar, hinterlässt es mehr 
Fragezeichen, als es Lösungen schafft. Um das deutlich 
zu machen, will ich kurz aus dem Bulletin der Staatsregie-
rung vom 25. Mai 2004 zitieren.

Die Bayerische Staatsregierung legt ein zweites 
Ostbayern-Programm auf. Schwerpunkt ist ein 
100-Millionen-Wirtschaftsförderprogramm für In-
vestitionen und neue Arbeitsplätze in Ostbayern 
für die nächsten fünf Jahre. Mit zinsverbilligten 
Darlehen soll das eklatante Fördergefälle zum 
EU-Nachbarn Tschechien aus bayerischen Haus-
haltsmitteln zumindest teilweise reduziert wer-
den. Für dieses Wirtschaftsförderprogramm

– also das Zinsverbilligungsprogramm –

sind insgesamt 20 Millionen Euro erforderlich. 
Zusätzlich werden Mittel in zweistelliger Millio-
nenhöhe für das Ostbayern-Programm investiert 
durch die Privatisierung der Regentalbahn, durch 
die Schaffung eines Clusters für High-Tech-An-
wendungen oder etwa durch die Aufstockung der 
Förderhöchstsätze auf 80 % bei Städtebau und 
Dorferneuerung in Ostbayern.

Das neue Ostbayern-Programm wird nicht über 
Schulden finanziert, sondern durch Umschich-
tungen in den Ressourcen zugunsten Ostbayerns 
und durch die Investition der Privatisierungserlö-
se aus der Regentalbahn ausschließlich in Ost-
bayern. Nach den Worten von Ministerpräsident 
Dr. Edmund Stoiber soll das neue Ostbayern-
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Programm aufbauen auf dem vor zwei Jahren 
gestarteten erfolgreichen 100-Millionen-Ostbay-
ern-Programm, das vor allem die Investitionsför-
derung der ostbayerischen Wirtschaft in den 
Mittelpunkt stellt.

Meine Damen und Herren, die Bezugnahme dieses zwei-
ten Ostbayern-Programms mit 100 Millionen Euro auf das 
angeblich erfolgreiche Ostbayern–Programm damals mit 
ebenfalls 100 Millionen Euro ist schon der erste Schwin-
del. Tatsache ist: Aus diesem ersten Ostbayern-Programm 
wurden bis Ende 2003 – ich weiß nicht, ob sich im ersten 
Halbjahr 2004 daran etwas Wesentliches geändert hat, 
aber das ist eher unwahrscheinlich –, also in knapp drei 
Jahren seines Bestehens, wurden gerade mal 50 Prozent 
der Mittel abgerufen mit ganz wenig Förderfällen. Die Fra-
ge, was eigentlich mit den Restmitteln geschieht bzw. ob 
sie einfach haushalterisch verwaltet werden und das rest-
liche Geld aus den ersten 100 Millionen Euro sozusagen 
schon wieder als Grundstock für das zweite Hundert-Mil-
lionen-Programm hergenommen wird, liegt auf der Hand. 
Wir haben diese Frage auch gestellt, die Antwort steht 
noch aus. Wir werden sie auch noch stellen, indem wir 
den Haushalt beobachten. Aber klar ist: Diese Art Mogel-
packung dürfen wir Ihnen einfach nicht durchgehen las-
sen, meine Damen und Herren. Sie haben nicht 200 Milli-
onen Euro ausgegeben. 

(Beifall bei der SPD)

Zweitens: Sie kündigen dieses zweite 100-Millionen-Pro-
gramm eigentlich nur mit zwei Absichtserklärungen an: 20 
Millionen Euro für ein Zinsverbilligungsprogramm – das ist 
eine konkrete Benamung, das sind echte Haushaltsmittel 
– und die restlichen 80 Millionen Euro, die auf hundert 
fehlen, werden eher nebulos dargestellt: Privatisierungs-
erlöse der Regentalbahn. Wissen wir etwas darüber? Zum 
Zeitpunkt 25. Mai 2004 nicht, vier Monate später immer 
noch nicht. Wie sieht dieses Programm konkret aus? 
Nachfragen haben ergeben, dass man das noch nicht so 
genau weiß. Sind das nichts anderes als Haushaltsausga-
bereste, die sich irgendwo ergeben haben und die dann 
umgebucht werden? Jedenfalls stellen sich, wenn man 
das näher betrachtet, mehr Fragen, als es Antworten 
gibt.

Das alles, meine Damen und Herren, ist zwar eine rhetori-
sche, aber keine tatsächliche Hilfe für den ostbayerischen 
Raum. Gerade darauf wäre es jedoch angekommen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb sagen wir Ihnen, wir werden genauestens darauf 
achten – unbeschadet dessen, dass wir diesen Antrag 
natürlich ablehnen, zumal er auf 200 Millionen datiert ist 
und Ihrer nur auf 100, aber das ist fast nebensächlich –, 
worin diese angeblichen konkreten Hilfen für den ost-
bayerischen Raum bestehen und worin sie nicht beste-
hen. Das Zinsverbilligungsprogramm ist in Ordnung. Was 
wir aber brauchen, ist eine konkrete Wirtschaftsförderung, 
die auf die Bedürfnisse dieser Region zugeschnitten ist. 
Ich habe gerade gesagt, und das ist aus dem Programm, 
wie es heute besteht, jedenfalls öffentlich wahrnehmbar, 

was im stillen Kämmerlein der Staatskanzlei oder sonst 
wo gemacht wird, entzieht sich unserer Kenntnis.

Das erste Programm ist deshalb nicht gelaufen, weil es 
pfeilgerade an dem vorbei konstruiert worden ist, was 
nachgefragt wird. Ein entscheidender Punkt war, dass die 
Förderschwellen und -gegenstände nicht kompatibel wa-
ren mit den Nachfragen und den Bedürfnissen der Wirt-
schaft dort. Ich könnte Ihnen Dutzende von Fällen nennen. 
Bei Betriebsbesichtigungen, Gesprächen mit den IHKs 
und Handwerkskammern oder von Betrieben, die sich an 
uns gewandt haben, wurde klipp und klar anhand der Bei-
spiele nachgewiesen, dass gerade bei den neu gegründe-
ten Betrieben und bei den kleinen mittelständischen Be-
trieben, die in dieser Region weit, weit überdurchschnitt-
lich vertreten sind, Förderschwellen in der Größenordnung 
von 500 000 Euro aber auch wie jetzt heruntergezogen 
auf 250 000 Euro, komplett an dem tatsächlichen Bedarf 
vorbeigehen. Das ist anders als die offiziellen Statistiken 
ausweisen, auch wenn BMW für die Schaffung eines Ar-
beitsplatzes 500 000 Euro Investitionen benötigt. 

Wenn ein kleiner Handwerksbetrieb oder ein junger 
Dienstleister mit drei bis fünf Beschäftigten 50 000 Euro 
erhält, die er leider aufgrund des Bankenverhaltens nicht 
mehr erhält, schafft er damit mindestens einen, wenn 
nicht zwei Arbeitsplätze. Diese Struktur finden wir dort vor, 
aber diese Art der Förderung findet durch dieses Pro-
gramm nicht statt. Deshalb ist es eine Fehlkonstruktion.

(Beifall bei der SPD)

Über den Leitantrag hinaus haben wir zum zweiten Er-
tüchtigungsprogramm Ostbayern ein ganzes Paket an 
Anträgen gestellt, die Sie alle abgelehnt haben. Es muss 
endlich klar werden, dass neben der Förderung der Unter-
nehmen – darüber kann man im Zweifel sein – weit darü-
ber hinaus in die technische und soziale Infrastruktur in-
vestiert werden muss, damit das Entwicklungsgefälle 
zwischen dem ostbayerischen Raum und dem bayeri-
schen Durchschnitt überwunden werden kann. Dazu ma-
chen Sie überhaupt keinen Vorschlag. 

Da Ostbayern die schlechteste Lehrstellenbilanz hat, hilft 
ein Zinsverbilligungsprogramm nichts. Da wir dort die 
deutlich schlechteren Bildungsabschlüsse haben, hilft ein 
Zinsverbilligungsprogramm überhaupt nichts. Da wir dort 
die deutlich schlechteren Verkehrsbedingungen haben – 
auch und gerade für den Güterverkehr – und der gesamte 
Logistikbereich unterentwickelt ist, wie in Studien festge-
stellt wurde, hilft diese Art von Ostbayernprogramm leider 
gar nichts. Auf alle diese Hilfen, die wir dringend bräuch-
ten, hat unser Antragspaket abgestellt und abgezielt. Sie 
haben es verworfen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun geht es 
nicht mehr darum, ob der Antrag auf der Drucksache 15/
988 abgelehnt oder beschlossen wird. Natürlich werden 
Sie ihn ablehnen. 

Nun geht es darum – dafür will ich Sie, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen von der CSU, sensibilisieren – sich an-
zuschauen, was die Staatsregierung mit großem Popanz 
– was ich ihr nicht übel nehme – verkündet hat. Aber es 
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muss auch in Ihrem Interesse liegen, dass den Worten 
Taten folgen. Die Strukturierung und die Anlage des Pro-
gramms zeigen, dass es die Taten nicht gibt. 

Zum einen geht es um die Trickserei mit dem Geld bezüg-
lich der Ausgabereste aus dem ersten Programm. Zum 
Zweiten geht es um die konkrete Ausformung des Pro-
gramms über diesen einen, bisher konkret genannten 
Punkt hinaus, nämlich das Zinsverbilligungsprogramm mit 
20 Millionen Euro. Diese beiden Dinge müssen unbedingt 
klargestellt werden, damit für die ostbayerische Region 
einigermaßen das herauskommt, was durch die Rhetorik 
der bayerischen Staatsregierung im Mai 2004 in die Welt 
gesetzt worden ist.

Meine Damen und Herren, abschließend darf ich feststel-
len, dass wir uns in diesem Haus, soweit ich das überbli-
cke – alle einig sind, dass die EU-Osterweiterung mit ih-
rem Fördergefälle eine erhebliche Herausforderung dar-
stellt. Das betrifft viele Betriebe für eine nicht zu unter-
schätzende Übergangszeit. Wir beklagen bis dato, dass 
das Fördergefälle zu hoch ist. Wir sind uns einig, dass wir 
schnell sein müssen; denn im Rahmen der finanziellen 
Voraussetzungen der EU zeichnet sich ab, dass nach 
2006 die Regional- und Strukturförderung in dieser Grenz-
region seitens der EU möglich sein wird. Das zeichnet sich 
ab. Das haben wir alle so gewollt. Wenn das so kommt, 
sollten wir alle froh sein.

Aber, meine Damen und Herren, das darf uns als Bayeri-
scher Landtag, als Landespolitiker nicht dazu bringen, alle 
bestehenden Defizite, die nicht bestreitbar sind, darauf 
zurückzuführen, dass der Bund nicht genügend tue; denn 
der Bund ist für die Landesentwicklung nicht zuständig. 
Wir sollten es auch nicht darauf zurückführen, dass es ein 
zu hohes EU-Fördergefälle gibt. Vielmehr müssen wir uns 
darüber hinaus immer selbstkritisch die Frage stellen, was 
unseres Amtes als Bayerischer Landtag und als Land-
tagspolitiker ist und ob wir dieses Amt für den ostbayeri-
schen Grenzraum erfüllen. 

Wenn wir dieses Programm genauso schlecht und zielun-
genau anlegen wie das erste und die Ausgabenstruktur 
nicht überprüfen, erfüllen wir unsere ureigenste Aufgabe 
gegenüber dem ostbayerischen Grenzraum nicht.

Ich bitte Sie herzlich – auch wenn Sie diesen Antrag ab-
lehnen werden – sich dieser Forderung anzunehmen.

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Kobler (CSU))

Ich kündige jedenfalls an, dass wir genau darauf achten 
werden, was aus dieser Worthülse vom 25. Mai 2004 in 
den nächsten zwei Jahren werden wird.

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
nächster Redner hat Herr Kollege Kobler das Wort.

Konrad Kobler (CSU): Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Kollege Hoderlein, sie haben 
richtig vorgebaut, indem Sie von Ablehnung reden. Sie 

hätten die Mehrheitsfraktion von Ihrem Anliegen und Ihren 
Vorschlägen überzeugen müssen. 

(Karin Radermacher (SPD): Das hilft doch bei Ih-
nen nichts!)

Sie hätten Ihre Alternative vorschlagen müssen, um zu 
überzeugen. Die Rede von der Ablehnung ist deprimie-
rend, stattdessen sollten Sie den Antrag positiv ins Ram-
penlicht rücken.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Sie soll-
ten ein bisschen rechnen!)

Einig bin ich mit Ihnen darin, dass es zur EU-Osterweite-
rung keine Alternative gibt und es bestimmter Anstren-
gungen bedarf, um die Hürden der Übergangszeit über-
winden zu können.

Durch die Grenzöffnung ergeben sich für die Betriebe 
diesseits der Grenze entsprechende Probleme. Das muss 
offen gesagt werden. Auch in den Jahren des Eisernen 
Vorhangs war Ostbayern Randregion, woraus sich be-
stimmte Probleme ergaben und Programme eingesetzt 
wurden. Das waren Grenzland-Förderprogramme, regio-
nale Förderung und in letzter Zeit INTERREG. Seit zwei-
einhalb Jahren gibt es zwei spezielle Programme der 
Staatsregierung in Höhe von insgesamt 200 Millionen 
Euro, um diese Mittel gezielt einzusetzen und den Anpas-
sungsdruck durch das Lohngefälle jenseits der Grenze zu 
reduzieren. Hier gibt es nach wie vor ein Verhältnis 1 : 4 
bis 1 : 6. 

Auch bei den Standards und der Förderkulisse gibt es 
Probleme. Jenseits der Grenze werden 50 % und mehr 
aus EU-Mitteln und nationalen Mitteln gefördert. Die För-
derunterschiede haben zur Folge, dass von Bayern aus 
Betriebsverlagerungen über die Grenze stattfinden. Das 
kann man nicht laufen lassen.

Meines Erachtens besteht, Herr Kollege Hoderlein, zwi-
schen uns ein breiter Konsens, dass nicht eine Seite 
Höchstförderung bekommen kann und die andere Seite 
gar nichts. Das kam auch in Ihren Ausführungen zum Aus-
druck. Allerdings wäre es schön gewesen, wenn Sie eine 
Alternative aufgezeigt hätten, über das, was der Bund in 
letzter Zeit geplant hat, neben Bayern für einen Ausgleich 
zu sorgen, um starke Verwerfungen reduzieren zu können. 
Ich muss monieren, dass dazu von Ihrer Seite zu wenig zu 
hören war.

Bayern hat, verehrte Kolleginnen und Kollegen, wegen der 
EU-Osterweiterung hilfreiche Programme aufgelegt – 
zweimal 100 Millionen Euro. Zum ersten Programm haben 
Sie kritisiert, dass es schlecht gelaufen sei und nicht ab-
gerufen worden wäre. Ich habe bereits im Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten dargestellt, dass 
dies nicht zutrifft. Das 100-Millionen-Euro-Programm ist 
weitestgehend verbraucht worden. Bayern hat für die ver-
gleichsweise kleine Strecke des Grenzgebietes 100 Millio-
nen Euro zur Verfügung gestellt, während die EU für die 
gesamte Grenzstrecke der Osterweiterung von Finnland 
bis Griechenland – 23 Regionen gerechnet auf den ost-
bayerischen Raum – 260 Millionen Euro gegeben hat. 
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Bayern allein hat 200 Millionen Euro gegeben. Es hat da-
mit fast so viel getan, wie die Europäische Kommission für 
die ganze Osterweiterung. Ich glaube, hier erkennt man 
schon, was Bayern im Rahmen des ersten Ertüchtigungs-
programms geleistet hat.

In der Zwischenzeit sind über 80 Millionen Euro ausgege-
ben worden. Diese Mittel sind abgerufen worden. Einige 
Maßnahmen müssen noch abgewickelt werden. Sie wis-
sen natürlich auch, dass zwei oder drei Projekte wie zum 
Beispiel der Flughafen Hof mit 9 bis 10 Millionen Euro 
noch in der Schwebe sind. Hier sind die Mittel mehr oder 
minder noch storniert. In der Zwischenzeit aber sind ins-
gesamt – ich habe mich noch einmal erkundigt – mit die-
sen 100 Millionen Euro Investitionen nicht nur in Höhe von 
340 Millionen Euro, sondern bereits in Höhe von 365 Milli-
onen Euro getätigt worden. Diese Investitionsmasse wur-
de damit in Bewegung gesetzt. Das bedeutet im Klartext, 
dass damit rund 1 400 zusätzliche Arbeitsplätze neu ge-
schaffen und 4 000 Arbeitsplätze gesichert werden konn-
ten. Ich meine sehr wohl, dass es sich dabei um ein erfolg-
reiches Programm handelt und nicht um eine Mogelpa-
ckung, wie Sie immer sagen. Das ist nicht gut, was Sie 
hier machen. Ich weise diese Aussage zurück, denn auf 
der anderen Seite kann der erfolgreiche Einsatz dieses 
Programms nachgewiesen werden.

Ich sage es noch einmal offen, der Bund hat nur etwas 
versprochen. Sie erinnern sich, vor rund vier Jahren er-
kannte auch Kanzler Schröder das Problem, dass die 
Folgen des Anpassungsdrucks gelindert werden müssen. 
Damals versprach er in Weiden ein Sonderprogramm für 
das Grenzland. Bis dato gibt es nur eine Fehlanzeige, Herr 
Kollege Hoderlein, Sie wissen es. Außer leeren Verspre-
chungen und Worthülsen ist auf Seiten des Bundes bis 
dato nichts Konkretes passiert. Es wäre gut, wenn Sie, die 
Genossen in Bayern, mit Ihrer Fraktion den Bund an diese 
Zusicherungen erinnern und in parteifreundlicher Manier 
den Kanzler auf die Einhaltung seiner Zusage hinweisen 
würden. Versäumnisse gegenüber dem bayerischen 
Grenzgebiet sehe ich nur auf der Seite des Bundes. Die 
Bayerische Staatsregierung hat dagegen ihre Hausaufga-
be weitestgehend erledigt. 

Die Antragsteller begehren mit dem Antrag vom 6. Mai 
eine Änderung des Ertüchtigungsprogramms. Der Antrag 
bezieht sich noch auf das erste Programm, und zwar dar-
auf, dass die Investitionsmindestsumme von 500 000 
Euro auf 250 000 Euro reduziert wird. Das ist beim zweiten 
Ertüchtigungsprogramm bereits berücksichtigt. Ich sage 
es noch einmal: Sie können nicht jede Investition, ganz 
gleich ob es 10 000 oder 20 000 Euro sind, ob es eine 
kleine Straßenzufahrt oder sonst ein Gerät bis hin zum 
Besenstil ist, fördern. Damit erzielen Sie nur Mitnahmeef-
fekte, aber Sie schaffen keinen neuen Arbeitsplatz. Sie 
verstärken und festigen damit keinerlei andere Strukturen. 
Das geht nicht. Wenn Sie die Fördermittel so gießkannen-
mäßig verteilen würden, würden Sie diese 100 Millionen 
Euro nur verläppern. Sie würden damit keine Arbeitsplätze 
schaffen. Sie würden mit Ihrem Strickmuster ganz klar 
Schiffbruch erleiden.

Das Programm 2 ist sehr stark auf die Bedürfnisse zuge-
schnitten. Die Investitionsmindeststumme ist auf 250 000 
Euro halbiert. Ich habe es bereits dargestellt. Es ist auch 

klargestellt, dass die Privatisierungserlöse aus dem Ver-
kauf der Regentalbahn in Höhe von 60 Millionen zweckge-
bunden und zielorientiert für das Grenzgebiet eingesetzt 
werden müssen. Verschwiegen haben Sie auch die Perle 
dieses Programms, dass in der Förderkulisse des Ziel-2-
Gebietes Ausbildungsplätze geschaffen werden müssen, 
die mit 5 000 Euro gefördert werden. Auch das ist ein gu-
ter Wurf, der in die richtige Richtung geht.

Die Dorferneuerung und die Städtesanierung haben Sie 
angesprochen. Hier ist das Programm wirklich gut durch-
dacht und detailliert abgestimmt. Es wäre schön, wenn 
der Bund Ähnliches praktizieren würde. 

Sie haben Ihren Antrag sicherlich in einer Zeit gestellt, als 
Sie noch keine Vorstellungen von dem zweiten Ertüchti-
gungsprogramm hatten, welches Ende Mai beschlossen 
wurde. Der Antrag wurde bereits von verschiedenen Aus-
schüssen beraten. Im federführenden Ausschuss und in 
den drei mitberatenden Ausschüssen ist er abgelehnt 
worden. Sie haben deswegen heute bereits entsprechend 
vorgebaut. Die Staatsregierung ist mit den beiden Ertüch-
tigungsprogrammen ihrer Aufgabe der Unterstützung des 
Grenzlandes im Zusammenhang mit der EU-Erweiterung 
im Gegensatz zur Bundesregierung und auch im Gegen-
satz zu ihren dauernden Unterstellungen nachgekommen. 
Die Bundesregierung hat ihre GA-Mittel immer weiter re-
duziert und wenig Engagement gezeigt.

(Franz Schindler (SPD): Das hat Bayern doch ge-
fordert!)

Die Bundesregierung hat bisher kein eigenes Grenzland-
programm aufgelegt. Fehler der Staatsregierung gibt es 
beim Punkt Osterweiterung nicht. Versäumnisse gibt es 
dagegen bei der Bundesregierung.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
Nächster hat Herr Kollege Hallitzky das Wort.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Sehr verehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Allein durch die jetzt voll-
zogene EU-Osterweiterung wird sich die Wirtschaftsleis-
tung Bayerns um 1,7 % erhöhen. Das sagte Wirtschafts-
minister Wiesheu im Sommer auf dem Außenwirtschafts-
tag im Nürnberger Messezentrum. 1,7 % sind einige Milli-
arden jährlich. Diese Gewinnrechnung geht allerdings nur 
auf für die Zentren Bayerns, für die bisher schon reichlich 
geförderten High-Tech-Regionen. Dort, wo es weder 
High-Tech noch eine staatliche Vernetzung im Fertigungs-
prozess gibt, was durch die Cluster-Politik gefördert wer-
den soll – das ist die Mehrzahl unserer Grenzlandkreise –, 
dort greifen High-Tech-Offensive und Cluster-Ideologien 
weitgehend ins Leere. Für die einen passen sie, für diese 
Regionen passen sie nicht. Diese Regionen sind neben 
dem Tourismus überwiegend von alter Industrie, vom 
Handwerk, von Low-Tech und von arbeitsintensiver Pro-
duktion geprägt. Deshalb werden sie – das sagen alle 
Studien – zu den Verlierern der EU-Integration gehören, 
wenn wir sie nicht nachhaltig fördern.



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode1604 Plenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 1605

Deswegen hat gerade Bayern, das aufgrund seiner wirt-
schaftsstrukturellen Situation und seiner geographischen 
Lage durch die EU-Osterweiterung mehr gewinnt als alle 
anderen Bundesländer, und nicht der Bund die Aufgabe, 
das Grenzland zu fördern, damit die Integrationsgewinne, 
die Bayern bekommt, übers Land verteilt werden und da-
mit die Schere nicht noch weiter auseinander geht, als es 
heute schon der Fall ist. Es ist ja schön, dass Sie anerken-
nen, dass wir die Unterstützung der EU erhalten haben.

Machen Sie einfach einmal ein Gedankenexperiment. 
Denken Sie sich, Dänemark würde der EU beitreten und 
Schleswig-Holstein wäre der Hauptprofiteur, die Grenz-
landkreise direkt zu Dänemark würden aber dennoch ver-
lieren. Jetzt würde Schleswig-Holstein fordern, das müsse 
der Bund ausgleichen. Sie würden etwas husten. Sie wür-
den sagen, ihr seid die Gewinner, regelt dieses Problem 
landesplanerisch innerhalb eures Landes. Es ist nachvoll-
ziehbar, dass der Bund dem Hauptintegrationsgewinner 
Bayern nicht die Last des Ausgleichs innerhalb dieser 
Gebiete abnimmt. Für Sie gilt es, zu fördern, anstatt sich 
für die bisherigen Ansätze unablässig feiern zu lassen. 

Das erste Förderprogramm war viel zu gering ausgestat-
tet. Das wurde vorhin schon gesagt. Deswegen mussten 
Sie ein zweites Programm auflegen. Angesichts der Milli-
ardengewinne, um die es geht, war ein Förderprogramm, 
das etwa 10 % der Transrapidkosten ausmacht oder etwa 
das Niveau der Kosten der Zufahrtswege für die beiden 
WM-Stadien hat, schlichtweg ein schlechter Witz. 

Das erste Förderprogramm war aber nicht nur zu gering, 
es hatte auch eine viel zu hohe Förderschwelle. Da wider-
spreche ich Ihnen inhaltlich, Herr Kobler. Es hat die größe-
ren Unternehmen gegenüber dem Handwerk und dem 
klein- und mittelständischen Gewerbe bevorzugt. Gerade 
diese – Handwerk und Mittelstand – stellen aber anders in 
den Städten im Grenzland das Rückgrat der Wirtschaft 
dar. Zudem haben sie im Vergleich zu den anderen Wirt-
schaftsbereichen eine äußerst niedrige Beschäftigungs-
schwelle. Das heißt: Sie schaffen mehr Arbeitsplätze für 
das gleiche Geld. 

Mittlerweile müssten Sie die Kritik eigentlich auch begrif-
fen haben; die Förderschwelle wurde ja im zweiten Pro-
gramm auch halbiert. Sie ist allerdings immer noch viel zu 
hoch. Die Kleinbetriebe in der Region können sie nach wie 
vor nicht nutzen. Stattdessen planen Sie nach wie vor 
Millionensummen für Aktionen,– entschuldigen Sie den 
Ausdruck –, für die der Begriff „Blödsinn“ aus volkswirt-
schaftlicher und ökologischer Sicht geradezu verharmlo-
send ist. Die wirtschaftliche Entwicklung einer Region 
entsteht aus den bestehenden Betrieben in der Region 
oder sie entsteht gar nicht. – Ich könnte nur ein einziges 
Gegenbeispiel nennen, nämlich BMW in Dingolfing, aber 
diese Situation ist nicht wiederholbar. Es gilt also die be-
stehenden Strukturen zu fördern. Diese bestehenden 
Strukturen sind eben klein- und mittelständisch. Es nützt 
nichts, kostspielige Fremdkörper in die Region zu ver-
pflanzen. Ich denke da nur an die Millionen für das Flug-
feld in Hof. 

(Konrad Kobler (CSU) meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

- Wir können hinterher darüber reden; ich will erst mal 
meinen Beitrag zu Ende bringen, weil ich nicht weiß, wie 
ich mit der Zeit hinkomme.

Die Millionen für das Flugfeld in Hof sind strukturpolitisch 
ebenso in den Wind geschossen worden, wie die Millio-
nen für die Verlagerung eines Teils des Landesamtes für 
Umweltschutz nach Hof, die offensichtlich aus parteitakti-
schen Interessen beschlossen wurde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Verpflanzung von Fremdkörpern erinnert mich fatal 
an die millionenschwere Pleite des Lausitz-Rings. Auch 
da glaubte man, mit irgendeiner Investition eine Region 
entwickeln zu können. Der Schuss ging bekanntlich nach 
hinten los. 

“Die Region stärken“ heißt, die Stärken einer Region wei-
terzuentwickeln. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie machen aber genau das Gegenteil. Sie ignorieren die 
Stärken im Klein- und Mittelstand oder im Tourismus, und 
fördern diese faktisch nicht aufgrund der hohen Förder-
schwelle. Sie verprassen Millionen für unsinnige Maßnah-
men und Sie schränken das Geld gerade dort ein, wo es 
diese Regionen in besonderem Maße trifft, beispielsweise 
bei Naturparken, was auf Landwirtschaft und Tourismus 
und andere Bereiche durchschlägt. 

Den Forderungen der Unternehmen wie auch den Forde-
rungen der politischen Vertreter aus den Grenzregionen 
mussten Sie sich aber schließlich beugen. Sie haben ein 
zweites Förderprogramm aufgelegt, was Sie ursprünglich 
sicherlich nicht wollten, sonst hätten Sie ja gleich eines 
gemacht. Dieses zweite Förderprogramm ist dann auch 
kleiner als angekündigt ausgefallen. Hier beobachten wir 
neben den zu hohen Förderschwellen ein zweites Desas-
ter ihrer Förderpolitik. Ich nehme an, Sie merken das auch; 
die Unternehmer schreiben ja nicht nur den GRÜNEN, 
sondern wohl auch hin und wieder der CSU. Die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer klagen lebhaft darüber, 
dass sie  mehr Eigenkapitalförderung brauchen. Wenn die 
kleinen und mittleren Unternehmen in Ostbayern investie-
ren wollen, fehlt es ihnen nicht an Fremdkapital, sondern 
es fehlt ihnen an Eigenkapital. Eine höhere Eigenkapital-
quote ist nämlich bei den restriktiven Kreditvergaben der 
Banken die Voraussetzung dafür, um überhaupt an 
Fremdkapital zu kommen. Was machen Sie? Sie verge-
ben Zinszuschüsse für das Fremdkapital. 

Wir haben unsere Klausur ja im ostbayerischen Raum 
durchgeführt, nicht in München. Wir haben diese Region 
also auch besucht. Wir haben gehört, dass Sie damit 
kostspielige Mitnahmeeffekte gerade bei denjenigen Un-
ternehmen produzieren, die diese Förderung nicht brau-
chen. Das wurde uns dort von den florierenden Unterneh-
men gesagt. Demgegenüber bleiben die Fördermittel 
nach wie vor unerreichbar für die kleinen Unternehmerin-
nen und Unternehmer, die dringend auf frisches Eigenka-
pital angewiesen sind. Auch ein neues Programm wird 
deswegen die Breite der Unternehmer nicht erreichen. 
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Uns haben Sie gesagt, das sei für Sie die Gießkanne und 
Sie wollten das gar nicht. Wir sagen Ihnen: Wir wollen das 
sehr wohl, denn diese Unternehmen sind das Rückgrat 
des Grenzlandes.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn wir heute dem SPD-Antrag zustimmen, dann geht 
es uns dabei nicht um einen Fördertopf, der ja im ur-
sprünglichen Wortlaut des SPD-Antrags ein bisschen an-
gesprochen war. Es geht vielmehr darum, der ostbayeri-
schen Region zu zeigen: Die CSU-Förderpolitik für das 
ostbayerische Grenzland fördert vor allem das, was die 
Region nicht braucht. Sie ist konzeptlos und dilettan-
tisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Beim Stichwort „konzeptlos“ möchte ich noch kurz einen 
Schwenk zu einem Bereich machen, es über das tagesak-
tuelle Thema hinausgeht. Konzeptlos sind Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CSU nämlich auch – wie 
wahrscheinlich alle hier Anwesenden bisher, da muss ich 
Sie etwas in Schutz nehmen – bei einer anderen, äußerst 
wichtigen Frage, nämlich der Zukunftsfrage bayerischer 
Regionalpolitik. Wer die Studie „Deutschland 2020“ gele-
sen hat und registriert hat, was sie enthält, der weiß, dass 
die Behauptung, wonach alle Regionen Bayerns dauer-
haft stabile Bevölkerungsverhältnisse, Altersstrukturen 
und Bevölkerungsstrukturen haben werden, der Vergan-
genheit angehört. Vielmehr hat für einige Regionen die 
Zeit des Schrumpfens begonnen. Die demographische 
Entwicklung in Ostbayern ist eine säkulare Entwicklung. 
Sie wird sich langfristig einstellen. Vor allem in Hochfran-
ken wird die Bevölkerungszahl in den nächsten Jahren 
deutlich zurückgehen. Der Bevölkerungsrückgang ist eine 
absehbare Perspektive, die uns zwingt, politische Strate-
gien dazu zu entwickeln. Solche Strategien wurden bisher 
im Landtag noch nicht entwickelt, wenn ich das richtig 
überblicke. 

Sicher ist nur, dass die Förderung von Abwanderung, wie 
Sie sie im Rahmen Ihrer Ausbildungsplatzinitiative ge-
macht haben, als Sie die Jugend aus Oberfranken und 
Ostbayern bewusst mit Fördergeldern unterstützt haben, 
damit sie in die Zentren wandert, der falsche Weg ist. Viel-
mehr müssen wir uns gemeinsam Gedanken darüber 
machen, wie wir den Prozess so steuern können, dass 
auch die Regionen mit zurückgehenden Bevölkerungs-
zahlen attraktiv für die dort lebenden Menschen bleiben. 
Wir müssen überlegen, wie wir auch bei schrumpfender 
und alternder Bevölkerung – beides kommt ja zusammen 
– die regionale Wirtschaftskraft und Infrastruktur so ge-
stalten können, dass der verfassungsmäßige Auftrag der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse erhalten bleibt. 
Der Unterschied zwischen Gleichheit und Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse ist ja nicht erst seit Köhlers Rede 
bekannt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hierin liegt eine große, wahrscheinlich die größte Heraus-
forderung für die bayerische Regionalpolitik in den nächs-
ten Jahren, eine Herausforderung, für die wir zwar noch 

keine Lösungen haben, aber vor der wir die Augen nicht 
länger verschließen dürfen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Kollege. Als Nächster hat Herr Staats-
minister Wiesheu das Wort.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, Hohes Haus! Ich möchte nur einige 
Anmerkungen zu den Thesen machen, die hier vorgetra-
gen worden sind. Den Zuwachs in Höhe von 1,7 % des 
Bruttoinlandsprodukts habe nicht ich erfunden. Diese 
Zahl stammt vielmehr von einem Gutachten des Ifo-Insti-
tuts. Das Ifo-Institut sieht diese Zahl mittelfristig als Er-
gebnis oder Produkt der EU-Osterweiterung. Ich bin also 
nicht der Urheber dieser Zahl. Das möchte ich klarstellen. 

(Hans Joachim Werner (SPD): Sonst schmücken 
sich die CSU-Politiker doch auch gern mit frem-
den Federn!)

Zweitens. Wenn Hightech-Ansiedlungspolitik und Cluster-
bildung für das Grenzland nichts bringen, dann frage ich 
mich, warum die Bundesregierung gerade diese zwei The-
sen für die neuen Länder als Entwicklungspotenziale her-
ausgestellt hat und gerade darauf abstellt. Ist also das, 
was seitens der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder getan wird, um die wirtschaftliche Entwicklung vo-
ranzutreiben, bei uns falsch? Oder ist es beim Bund jetzt 
auch falsch? Oder wie verhält es sich? Oder haben Sie die 
Dinge nicht verfolgt?

Drittens. Für mich ist es immer wieder verwunderlich, 
dass es heißt: Für die regionale Wirtschaftsförderung sind 
das Land und die EU verantwortlich, aber der Bund hat 
damit nichts zu tun. Es gibt, auch das sollte man wissen, 
seit dem Ende der Sechzigerjahre eine „Gemeinschafts-
aufgabe Regionale Wirtschaftsstruktur“ zwischen Bund 
und Ländern. Der Bund hat damit automatisch eine Mit-
verantwortung, solange das nicht geändert wurde. Man 
kann also nicht sagen: Das gibt es zwar, aber wir tun 
nichts. Das geht uns nichts an. – Der Bund ist natürlich 
verantwortlich, diesen rechtlichen Rahmen haben wir für 
weite Teile Ostbayerns. Die Finanzmittel sind allerdings zu 
knapp. Hier wäre der Bund natürlich gefordert. Das sehen 
übrigens andere Länder genauso, egal ob unions- oder 
SPD-regiert. Komischerweise sieht das lediglich die Op-
position in Bayern nicht. 

Der nächste Punkt ist die Förderung der Klein- und Mittel-
betriebe. Jeder, der in seinem Betriebsbereich mehr als 
250 Beschäftigte hat, ist ein Großbetrieb, den man nicht 
mehr fördern kann. Für unsere Begriffe zählt aber ein sol-
cher Betrieb noch sehr stark zum Mittelstand.

Nächster Punkt. Die Förderschwelle ist gesenkt worden. 
Die Förderschwelle hat einen Sinn: Für diejenigen, die 
unter der Förderschwelle liegen, gibt es das Mittelstands-
kreditprogramm. Das Eigenkapital kann natürlich durch 
Haftungsfreistellung oder Bürgschaften ersetzt werden; 
für Klein- und Mittelbetriebe ist das möglich. Da haben wir 
auch rechtlich keine Probleme. Die Tatsache, dass wir bei 
den Zuschüssen verstärkt Schwellenwerte haben, hat mit 
dem oft verkannten Primäreffekt zu tun. Welchen Effekt 
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hat dieser? – Dass auch die Betriebe gefördert werden, 
die ihre Produkte über die Region hinaus absetzen, weil 
auf diese Weise Kaufkraft in die Region kommt und da-
durch positive Effekte für die Klein- und Mittelbetriebe, für 
Handwerk, Handel und Dienstleistung eintreten. Von 
selbst kommt das nicht. Deshalb sind derartige Betriebe 
wichtig und richtig. Deswegen ist diese Förderabgrenzung 
selbstverständlich sinnvoll. Im Übrigen kann ich Sie trös-
ten: Diese Abgrenzung gibt es nicht nur in Bayern, son-
dern genauso in anderen Ländern. 

Die Frage des Eigenkapitals kann und muss am besten 
über steuerrechtliche Bestimmungen geregelt werden. 
Wir bringen gerade einige Vorschläge beim Bund ein, aber 
wie Sie wissen, geht dort derzeit nichts voran. Das will ich 
gar nicht weiter vertiefen. Sie sind aber wahrscheinlich auf 
dem falschen Weg, wenn Sie das Eigenkapital ausschließ-
lich durch Förderung ersetzen wollen. Die Förderung kann 
genauso wie Haftungsfreistellungen und Bürgschaften 
hilfreich sein, aber Förderungen sind kein Eigenkapitaler-
satz. Wenn es natürlich eine Förderung in Höhe von 50 % 
gibt, die wir nicht geben dürfen, ist die Situation anders. 
Der Zuschuss kann bei bestimmten Finanzierungen hel-
fen; wir müssen auch Finanzierungen gegenüber den 
Banken darstellen können. Das allein ist keine Lösung. 
Das ist ein Teil der Lösung, aber kein Ersatz für die Bildung 
von Eigenkapital durch eine steuerlich günstigere Be-
handlung in vielen Schritten, die wir derzeit ausarbeiten 
und vorlegen werden.

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federfüh-
rende Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenhei-
ten empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer diesem 
Votum zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist die Fraktion der CSU. Gegenstim-
men? – Das sind die Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN. Stimmenthaltung? – Keine. Damit ist der Antrag 
abgelehnt.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 4
Abstimmung über Anträge, die gemäß § 59 Absatz 7 
der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 
den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 
Ihnen vorliegende Liste.

(siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens 
bzw. dem jeweiligen Abstimmungsverhalten seiner Frakti-
on entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? 
– Enthaltungen? – Das ist einstimmig so beschlossen. Der 
Landtag übernimmt diese Voten. 

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 5
Bestellung eines Mitglieds und eines stellvertreten-
den Mitglieds der Datenschutzkommission

Mit Schreiben vom 27. Juli 2004 haben die kommunalen 
Spitzenverbände in Bayern mitgeteilt, dass ihr bisheriger 
Vertreter in der Datenschutzkommission, Herr Klaus Eich-
horn, verstorben ist und deshalb eine Neubestellung ge-
mäß Artikel 33 des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
veranlasst ist.

Als neues Mitglied der Datenschutzkommission schlagen 
die kommunalen Spitzenverbände Herrn Wolfgang Kell-
ner, Abteilungsleiter bei der Anstalt für kommunale Daten-
verarbeitung in Bayern, vor. Herr Kellner war bisher bereits 
stellvertretendes Mitglied. Für ihn wird als neues stellver-
tretendes Mitglied in der Datenschutzkommission Herr 
Klaus Laumer, der ebenfalls Abteilungsleiter bei der An-
stalt für kommunale Datenverarbeitung in Bayern ist, vor-
geschlagen. 

Gibt es dazu Wortmeldungen? – Weitere Vorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Be-
steht damit Einverständnis, dass ich über die beiden Vor-
schläge gemeinsam abstimmen lasse? – Widerspruch er-
hebt sich nicht. Dann lasse ich so abstimmen. Wer mit der 
Bestellung des Herrn Kellner zum Mitglied und des Herrn 
Laumer zum stellvertretenden Mitglied der Datenschutz-
kommission einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das 
ist einstimmig so beschlossen. Die beiden Herren sind 
gewählt. 

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 6
Mündliche Anfragen

Zur Geschäftsordnungslage sage ich Folgendes: Wir ha-
ben alle Tagesordnungspunkte bis auf die Dringlichkeits-
anträge erledigt. Für die Fragestunde sind 45 Minuten 
vorgesehen. Ich schlage vor, dass wir dann eine halbe 
Stunde Mittagspause zugeben und um 13.15 Uhr weiter-
machen. Da wir wissen, dass nicht alle bei der Fragestun-
de anwesend sind, müsste eine halbe Stunde Mittags-
pause ausreichen. Ich habe bei manchen von Ihnen das 
Aussehen vor der Sommerpause und nach der Sommer-
pause verglichen. Denken Sie daran, dass wir in der Gast-
stätte ökologisches Essen haben. Das könnte manchem 
bei seiner Figurfindung dienen. 

(Heiterkeit – Johanna Werner-Muggendorfer 
(SPD): Ganz schön frech! – Unruhe)

Damit komme ich zu den Mündlichen Anfragen. Ich bitte 
zunächst Herrn Staatssekretär Meyer um Beantwortung 
der ersten Anfragen. Erster Fragesteller ist Kollege Mütze. 
Die Frage wird von Frau Kamm übernommen. 

Christine Kamm (GRÜNE): Herr Staatssekretär! Wurde 
die dritte Stufe der bereits im Jahr 2000 beschlossenen 
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und am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Einkommen-
steuerreform bei der Aufstellung des Finanzplans des 
Freistaats Bayern des Jahres 2001, der für 2005 eine Net-
toneuverschuldung in Höhe von 112 Millionen Euro vor-
sah, nicht berücksichtigt, oder weshalb lässt sich nach 
Ansicht der Staatsregierung die höhere Neuverschuldung 
2005 mit der Steuerreform begründen? 

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ver-
ehrter Herr Präsident, verehrte Kollegin Kamm! Der Fi-
nanzplan 2001 bis 2005 war auf der Basis der Maisteuer-
schätzung des Jahres 2001 erstellt worden. Diese berück-
sichtigte unter anderem auch Steuermindereinnahmen 
aufgrund der drei Stufen des Steuersenkungsgesetzes 
vom 23. Oktober 2000. Die Gesetzeslage war damit auch 
im Finanzplan 2001 bis 2005 berücksichtigt worden.

Die jüngste Steuerschätzung vom Mai 2004 prognostiziert 
für Bayern für das Jahr 2005 allerdings über drei Milliarden 
weniger an Steuereinnahmen als noch in der Schätzung 
des Jahres 2001 angenommen. Diese Ausfälle beruhen 
fast ausschließlich auf der konjunkturellen Entwicklung. 
Sie sind auch das Ergebnis einer mittlerweile sechsjähri-
gen Misswirtschaft in Berlin. 

(Hans Joachim Werner (SPD): Na, na, wir sind 
doch in der Fragestunde!)

Um es nochmals klarzustellen: Ursache der Stagnation 
der Steuern des Jahres 2005 im Vergleich zu 2004 ist das 
Inkrafttreten des zweiten Teils – –

(Große Unruhe)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, einen Augenblick! Ich darf um ein 
bisschen mehr Ruhe bitten. Die Akustik hier ist nicht so 
gut, wie sie im neuen Saal sein wird. Wenn Sie interne 
Gespräche zu führen haben, zum Beispiel die Schwaben-
runde dort, dann bitte ich Sie, aus dem Saal zu gehen. 

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Herr 
Präsident, ich darf zusammenfassen: Ursache der Stag-
nation der Steuern des Jahres 2005 im Vergleich zu 2004 
ist das Inkrafttreten des zweiten Teils der dritten Steuer-
entlastungsstufe. Das bedeutet für Bayern ein Minus von 
550 Millionen Euro gegenüber 2004. 

Die politische Verantwortung dafür, dass die Steuerein-
nahmen 2005 im Vergleich zum Finanzplan 2001 bis 2005 
um drei Milliarden niedriger sind, liegt dagegen allein bei 
der Bundesregierung. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: Frau Kollegin Kamm. Ich gehe jetzt davon 
aus, dass Sie diese Fragen für Kollegen Mütze stellen.

Christine Kamm (GRÜNE): Herr Staatssekretär, begrün-
den Sie also die höhere Neuverschuldung nicht mit der 
Steuerreform?

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ich 
habe gerade dargestellt, dass die Ursache der Stagnation 

der Steuern des Jahres 2005 im Vergleich zu 2004 auch 
das Inkrafttreten des zweiten Teils der dritten Steuerent-
lastungsstufe ist. Das sind für Bayern immerhin 550 Milli-
onen Euro weniger gegenüber 2004. Das heißt, dass im 
Jahr 2005 auch diese Steuermindereinnahmen geschul-
tert werden müssen.

(Christine Kamm (GRÜNE): Aber sie waren doch 
schon im Jahr 2001 absehbar!)

Ich habe in meinen Ausführungen bereits darauf hinge-
wiesen, dass die jüngste Steuerschätzung vom Mai 2004 
für das Jahr 2005 über drei Milliarden weniger an Steuer-
einnahmen ergab, als in der Schätzung des Jahres 2001 
prognostiziert. 

Sie wissen, dass wir bei der Steuerschätzung seit vielen 
Jahren eine negative Entwicklung verzeichnen. Die jüngs-
te Steuerschätzung im Mai 2004 hat zum Ausdruck ge-
bracht, wir haben 3 Milliarden Euro weniger Steuereinnah-
men als nach der Planung, wie Sie es angesprochen ha-
ben. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage erledigt. Frau Kamm stellt nun ihre 
eigene Frage.

Christine Kamm (GRÜNE): In welcher Höhe stehen 
Haushaltsmittel zur Förderung von Schulbauten in den 
einzelnen Regierungsbezirken – einschließlich des Vor-
griffs auf die Haushaltsmittel bis 2006 – zur Verfügung, wie 
viele davon sind in den jeweiligen Bezirken schon verplant 
oder verausgabt, und welche Wege sieht die Staatsregie-
rung, die Bezuschussung und somit die notwendige zeit-
nahe Realisierung äußerst dringlicher Schulbauvorhaben 
wie beispielsweise die Drei-Auen-Volksschule in Augs-
burg-Oberhausen und den überfälligen Neubau des er-
satzbedürftigen und gefährdungsträchtigen Klassentrakts 
in der Firnhaberauschule in Augsburg zu ermöglichen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ver-
ehrter Herr Präsident, verehrte Kollegin Kamm! Für die 
Bewilligungen von Schulbaumaßnahmen stehen den Re-
gierungsbezirken in 2004 folgende Haushaltsmittel zur 
Verfügung: Oberbayern 32,4 Millionen Euro, Niederbayern 
15,2 Millionen Euro, Oberpfalz 12,6 Millionen Euro, Ober-
franken 6,6 Millionen Euro, Mittelfranken 12,2 Millio-
nen Euro, Unterfranken 7,2 Millionen Euro und Schwaben 
6,9 Millionen Euro. Die Mittel sind nahezu vollständig aus-
geschöpft. 

Ich gehe davon aus, dass auch das Neuaufnahmevolu-
men 2005 in Höhe von 240 Millionen Euro weitestgehend 
verbraucht ist. Im Vorgriff auf das Neuaufnahmevolumen 
2006 hat der Finanzminister bereits im Juni dieses Jahres 
bayernweit Genehmigungen für den vorzeitigen Beginn 
von Schulbaumaßnahmen mit notwendigen Gesamtkos-
ten in Höhe von 160 Millionen Euro zusätzlich zugelassen. 
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Mit dieser Maßnahme wird eine zeitnahe Realisierung der 
dringlichen Schulbauvorhaben ermöglicht.

Zu den angesprochenen Augsburger Schulbaumaßnah-
men darf ich Folgendes sagen: Für die Erweiterung der 
Volksschule in der Firnhaberau liegt der Regierung von 
Schwaben seit 23. April 2003 ein Zuwendungsantrag vor, 
den die Stadt am 20. Februar 2004 abgeändert hat. Eine 
Bearbeitung des Antrags war bis dahin nicht möglich, da 
die Stadt Augsburg die Finanzierung der Maßnahme nicht 
sicherstellen konnte. 

(Christine Kamm (GRÜNE): Die Mittel sind im 
Haushalt verankert!)

Eine Förderung der Maßnahme ist im Rahmen der Priori-
tätensetzung der Regierung bislang nicht möglich gewe-
sen. Ob im nächsten Jahr eine Berücksichtigung möglich 
ist, wird die Regierung nach der Dringlichkeit der dann 
anstehenden Vorhaben entscheiden. 

Für den Neubau der Drei-Auen-Schule im Stadtteil Ober-
hausen liegt der Bezirksregierung bislang kein Zuwen-
dungsantrag der Stadt Augsburg vor. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Erste Zusatzfrage: Frau Kollegin Kamm. 

Christine Kamm (GRÜNE): Sie haben gesagt, dass die 
Regierung den Antrag für die Schule in der Firnhaberau 
nicht bearbeiten konnte. Die Ursache dafür kann eigent-
lich nur gewesen sein, dass der Haushalt der Stadt Augs-
burg von der Regierung von Schwaben nicht genehmigt 
war. Sehe ich das richtig?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ich 
habe darauf hingewiesen, dass der Antrag vom 23. April 
2003 vorliegt, dass die Stadt Veränderungen vorgenom-
men hat und dass eine Bearbeitung des Antrags bis jetzt 
nicht möglich war, da die Stadt Augsburg die Finanzierung 
der Maßnahme nicht sicherstellen konnte. Ich bitte Sie, 
das vor Ort abzuklären. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Gibt es eine weitere Zusatzfrage? – Nein. Damit ist diese 
Frage erledigt. 

Ich rufe jetzt die Fragen auf, die das Staatsministerium für 
Landwirtschaft und Forsten betreffen. Die erste Frage 
stellt Herr Kollege Dr. Magerl. Bitte, Herr Kollege.

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Herr Staatsminister, trifft 
es zu, dass Artikel 32 Absatz 1 des Bayerischen Jagdge-
setzes geändert werden soll mit dem Ziel, künftig auf das 
Vegetationsgutachten der unteren Forstbehörde über den 
Zustand der Waldverjüngung zu verzichten, und wenn ja, 
aus welchen Gründen soll dies erfolgen und auf welche 
Weise soll der Zustand der Waldverjüngung künftig erfasst 
werden?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Josef Miller (Landwirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Das trifft 
nicht zu. Gemäß Artikel 32 Absatz 1 Satz 3 des Bayeri-
schen Jagdgesetzes ist den zuständigen Forstbehörden 
vor der Abschussplanung Gelegenheit zu geben, sich auf 
der Grundlage eines forstlichen Gutachtens über einge-
tretene Wildschäden an forstlich genutzten Grundstücken 
zu äußern und ihre Auffassung zur Situation der Waldver-
jüngung darzulegen. 

Die Bayerische Staatsregierung beabsichtigt nicht, Artikel 
32 Absatz 1 des Bayerischen Jagdgesetzes zu ändern. 
Gerade die forstlichen Gutachten haben dazu beigetra-
gen, die Eigenverantwortung der bei der Abschlusspla-
nung beteiligten Revierinhaber und Jagdvorstände zu 
stärken und die Diskussion zu versachlichen. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass bei der geplan-
ten Novellierung des Waldgesetzes für Bayern eine Ände-
rung des Gesetzestextes in Artikel 8 geplant ist, die auf 
eine Erweiterung der Waldinventuren abzielt. In der Be-
gründung hierzu ist ausdrücklich auf das forstliche Gut-
achten hingewiesen. Damit wird die Stellung des forstli-
chen Gutachtens weiter gestärkt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage? – Herr Kollege Dr. Magerl, bitte.

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Das heißt, die Praxis wird 
so weitergeführt, wie sie jetzt existiert?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Josef Miller (Landwirtschaftsministeri-
um): Die bisherige Praxis ist gerade verbessert worden, 
und sie wird weitergeführt, weil sie erheblich zum gegen-
seitigen Verständnis und zur Versachlichung der Diskussi-
on beigetragen hat. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächster Fragesteller ist Herr Kollege Sprinkart. Bitte, 
Herr Kollege.

Adi Sprinkart (GRÜNE) (vom Redner nicht autorisiert): 
Herr Staatsminister, wird die Staatsregierung von der in § 
5 Absatz 3 des Gesetzes zur Umsetzung der gemeinsa-
men Agrarpolitik vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
machen, das Wertverhältnis des flächenbezogenen Betra-
ges je Hektar für das Grünland um bis zu 0,15 zu erhöhen 
bzw. zu vermindern, und wenn ja, in welcher Weise und in 
welchem Umfang?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister, bitte. 

Staatsminister Josef Miller (Landwirtschaftsministeri-
um): Nach Berechnungen des BMVEL beträgt die Grün-
landprämie in Bayern 89 Euro pro Hektar, die Ackerflä-
chenprämie 299 Euro pro Hektar – jeweils vor Abzug für 
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nationale Reserve und Modulation. Diese Werte errechnen 
sich aus dem Verhältnis der Dauergrünlandfläche zur 
sonstigen förderfähigen Fläche. Bei vollständiger Aus-
schöpfung des Faktors 0,15 könnte die Grünlandprämie 
auf 125 Euro pro Hektar erhöht und müsste auf der ande-
ren Seite die Ackerflächenprämie auf 279 Euro pro Hektar 
gesenkt werden. Analog dazu könnte die Grünlandprämie 
bis auf 47 Euro pro Hektar abgesenkt und im Gegenzug 
die Ackerflächenprämie auf 322 Euro pro Hektar angeho-
ben werden. 

Bayern liegt bereits ohne Nutzung des 0,15-Faktors bei 
Grünland um 10 Euro pro Hektar über dem Bundesdurch-
schnitt. Nur Niedersachsen einschließlich Bremen und 
Nordrhein-Westfalen liegen über der bayerischen Dauer-
gründlandprämie. Andere Länder liegen zum Teil erheblich 
unter dem bayerischen Wert, zum Beispiel Hessen mit 
47 Euro pro Hektar, Rheinland-Pfalz mit 50 Euro pro Hek-
tar und Sachsen-Anhalt mit 53 Euro pro Hektar. Alle baye-
rischen Nachbarländer liegen bei der Grünlandprämie 
deutlich unter dem bayerischen Wert. 

Aus Grünland- und Ackerregionen kommen in gleicher 
Weise und mit gleicher Vehemenz Forderungen nach ent-
sprechender Änderung des Wertverhältnisses, wobei 
ausreichende Begründungen, die eine Schlechterstellung 
der jeweils anderen Seite rechtfertigen würden, nicht mit-
geliefert werden. Wir werden diesen Faktor von 0,15  nicht 
zur Anwendung bringen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage ? – Herr Kollege Sprinkart, bitte.

Adi Sprinkart (GRÜNE) (vom Redner nicht autorisiert): 
Herr Minister, sehen Sie nicht, dass gerade Grenzertrags-
standorte beim Grünland gegenüber Ackerstandorten 
deutlich benachteiligt sind?

Im Übrigen vielen Dank für die grundsätzliche Information. 
Sie wissen, dass das Land Schleswig-Holstein von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht und die Grünlandprämie 
auf 124 Euro pro Hektar festgesetzt hat. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Josef Miller (Landwirtschaftsministeri-
um): Herr Abgeordneter, Sie wissen, dass nach dem Bun-
desagrarbericht der Freistaat Bayern für Agrarumwelt-
maßnahmen 65 Euro pro Hektar ausgibt, während das 
Land Schleswig-Holstein seine „große Förderung“ von 0 
Euro pro Hektar auf 1 Euro pro Hektar angehoben hat. Wir 
gewähren die Ausgleichszulage und das Kulturland-
schaftsprogramm, was andere Länder in dieser Form 
nicht gewähren, und Schleswig-Holstein schon gar nicht. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Wir 
kommen jetzt zum nächsten Bereich. Das sind Fragen an 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus. Herr 
Staatssekretär Freller, bitte. Erster Fragesteller ist Herr 
Kollege Dr. Förster. Herr Dr. Förster, bitte.

Dr. Linus Förster (SPD): Herr Staatssekretär, kann ein 
Sachaufwandsträger in Bayern ein generelles Rauchver-

bot, analog der Regelung in Berlin und Hamburg, für 
Schulen erlassen und wenn nein, welche Maßnahmen er-
greift das Kultusministerium, um ein generelles Rauchver-
bot an öffentlichen Schulen zu ermöglichen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter Dr. Förster, eine Kommune, die nach der Auf-
gabenverteilung im bayerischen Schulsystem für den 
Schulaufwand einer öffentlichen Schule die Verantwor-
tung trägt, kann keine Bestimmungen zum Schulbetrieb 
und damit auch kein generelles Rauchverbot für eine öf-
fentliche Schule erlassen. Die Regelungskompetenz für 
Fragen des Schulbetriebs und der inneren Schulverhält-
nisse liegt vielmehr beim Freistaat. So ist es auch in Arti-
kel 89 Absatz 1 des Bayerischen Erziehungs- und Unter-
richtsgesetzes geregelt. 

(Zuruf der Abgeordneten Marianne Schieder 
(SPD))

Die Fragestellung hinsichtlich eines grundsätzlichen 
Rauchverbots verkennt, dass bereits nach geltendem 
Schulrecht an öffentlichen Schulen ein grundsätzliches 
Rauchverbot besteht. Die einschlägigen Schulordnungs-
paragraphen untersagen den Schülern bis einschließlich 
Jahrgangsstufe 11 das Rauchen innerhalb der Schulanla-
ge ohne Ausnahme. 

In der Schulart Gymnasium hat das Schulforum der jewei-
ligen Schule die Möglichkeit, den Schülern der Jahr-
gangsstufen 12 und 13 außerhalb des Unterrichts das 
Rauchen in bestimmten und nicht dem Unterricht dienen-
den Räumen zu erlauben. Das sind die so genannten 
„Raucherecken“. Die volljährigen oder fast volljährigen 
Schüler sollen über das Schulforum selbst mitentschei-
den könnten, ob sie im Interesse ihrer eigenen Gesundheit 
und aus Verantwortungsgefühl für die jüngeren Schüler 
auf das Rauchen im Schulgebäude und auf dem sonsti-
gen Schulgelände verzichten wollen. Wenn auch die gym-
nasiale Schulordnung für die genannte Schülergruppe 
eine Ausnahme zulässt, bittet das Ministerium trotzdem 
die Schulleiter, im Schulforum darauf hinzuwirken, auf die 
Einrichtung von Raucherecken zu verzichten. Nichtrau-
chende Lehrkräfte an den staatlichen Schulen Bayerns 
werden vor einer Gesundheitsgefährdung durch Taba-
krauch aufgrund einer Verwaltungsvorschrift geschützt.

Ich darf noch hinzufügen, dass das Staatsministerium seit 
längerer Zeit Projekte zur Prävention initiiert  und fördert.  
Es werden verschiedene Programme zur Persönlichkeits-
stärkung durchgeführt und die Schüler erhalten im Unter-
richt intensive Aufklärung über die Gefahren des Rau-
chens. Nichtraucherwettbewerbe wie zum Beispiel „Be 
smart, don’t start“ für Schülerinnen und Schüler der 7. 
und 8. Jahrgangsstufe sollen helfen, den Einstieg in das 
Rauchen zu verhindern und den Zigarettenkonsum bei 
solchen Schülern einzudämmen, die bereits mit dem Rau-
chen experimentieren.

Es ist Ziel der schulischen Gesundheitsförderung und der 
Suchtprävention, Kinder und Jugendliche frühzeitig an ein 
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eigenverantwortliches, sinnvolles Leben heranzuführen. 
Die Schüler sollen lernen, die Anforderungen des Alltags 
zu bewältigen und dabei auf den Konsum von Rauschmit-
teln zu verzichten. 

Dem dient auch die Gesundheitsinitiative „Bayern aktiv“ 
des Staatsministers für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz, der zur Aufklärung bezüglich Nikotin, Alkohol 
und Fettsucht gerade an den Schulen in Zusammenarbeit 
mit dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus einen 
Schwerpunkt setzen wird. Ziel ist die „rauchfreie Schule“ 
bis spätestens 2008.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Erste Zusatzfrage: Herr Kollege Dr. Förster.

Dr. Linus Förster (SPD): Wenn man die von Ihnen ge-
nannte Initiative des Umweltministeriums betrachtet, in-
wieweit ist das Kultusministerium eingebunden worden, 
und welche Strategie fahren Sie, um bis zum Jahr 2008 zu 
einer flächendeckenden freiwilligen Vereinbarung mit den 
Schulen zu kommen, auch hinsichtlich des Nichtrauchens 
von Lehrerinnen und Lehrern als Vorbild?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Wir sind 
in die Initiative eingebunden. Ich betone noch einmal, es 
gibt ein grundsätzliches Rauchverbot an den Schulen. 
Das ist wichtig, denn das wird oft nicht gesehen. Aufgrund 
einer Reihe von Beschlüssen des Landtags haben wir den 
Schulen aber auch eine gewisse Eigenverantwortung ein-
geräumt. Es wurde immer wieder aus allen Fraktionen 
dieses Hauses der dringende Wunsch vorgebracht, dass 
man dem Schulforum vor Ort mehr Entscheidungsfreiheit 
gibt. Ich meine, diese Forderung dürfen wir nicht unbe-
rücksichtigt lassen. Gleichzeitig bin ich mit Ihnen in dem 
Ziel einig, dass eine Schule ohne Rauchen erstrebenswert 
ist.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage erledigt. Wir kommen zur nächsten 
Frage. Fragestellerin ist Frau Kollegin Tolle. Bitte schön, 
Frau Kollegin.

Simone Tolle (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrter Herr Staatssekretär, ich frage die Staatsre-
gierung: Trifft es zu, dass die Staatsregierung plant, den 
muttersprachlichen Ergänzungsunterricht und die zwei-
sprachigen Klassen schrittweise zu reduzieren bezie-
hungsweise abzuschaffen, wenn ja, in welchem Zeitraum, 
und wie verträgt sich diese Maßnahme mit den Erkennt-
nissen der Sprachwissenschaft, dass das Beherrschen 
der Muttersprache in Wort und Schrift die beste Voraus-
setzung für das Erlernen einer zweiten Sprache, also von 
Deutsch, ist?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Tolle, der Bayerische Ministerrat hat am 14. 
September dieses Jahres beschlossen, den vom Freistaat 

Bayern finanzierten muttersprachlichen Ergänzungsunter-
richt innerhalb von fünf Jahren abzuschaffen. Die Erfah-
rungen aus dem Schulalltag zeigen, dass die Ursachen für 
mangelnde Integration und für Misserfolg in der Schule 
allzu oft fehlende oder unzureichende Deutschkenntnisse 
sind. Schulanfänger ausländischer Herkunft können dem 
Unterricht in der Regelklasse oft nicht folgen, obwohl viele 
von ihnen in Deutschland geboren sind und fast alle ihre 
Zukunft in Deutschland sehen.

Die Vermittlung der Deutschkenntnisse muss verstärkt 
ansetzen, bevor der muttersprachliche Ergänzungsunter-
richt wirken kann. Dies soll vor allem durch eine intensive-
re Förderung der Kinder schon im vorschulischen Alter 
und sogleich nach dem Eintritt in die Schule geschehen. 
Eine Intensivierung und zeitliche Ausweitung der Vorkurse 
– das ist übrigens ein sehr bewährtes Kooperationsmodell 
von Grundschule und Kindergarten – und der Sprachlern-
klassen – ebenfalls ein erfolgreiches Modell –, sollen be-
wirken, dass die betroffenen Schülerinnen und Schüler 
möglichst schnell in den Unterricht der Regelklasse inte-
griert werden. Damit wird auch schulischer Erfolg sicher-
gestellt und Schulversagen verhindert.

Die Verwirklichung dieser Maßnahme kann nicht durch 
Mehrung von Stellen erfolgen. Es muss umgeschichtet 
werden. Die ausländischen Lehrkräfte, die den mutter-
sprachlichen Unterricht erteilen, werden nach dem Aus-
laufen ihrer befristeten Arbeitsverträge nicht mehr durch 
ausländische, sondern durch deutsche Lehrkräfte zur Ver-
mittlung von Deutschkenntnissen ersetzt.

Die fachlichen Argumente für den muttersprachlichen Er-
gänzungsunterricht werden durchaus gesehen. In Abwä-
gung der vorhandenen Mittel und der verschiedenen Inte-
ressen besitzt jedoch das frühzeitige sichere Beherrschen 
der deutschen Sprache die höhere Priorität. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Simone Tolle (GRÜNE): Ich frage Sie noch einmal explizit 
nach den Gründen für diese Maßnahme und nach dem 
Gegenkonzept für die Defizite, die damit entstehen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Tolle, wenn Sie die Historie dieses mutter-
sprachlichen Unterrichts kennen, dann wissen Sie, dass 
dieser Unterricht unter Kultusminister Hans Maier vor 
etwa dreißig Jahren eingeführt worden ist. Das war da-
mals eine richtungweisende Entscheidung. Bayern war 
das erste und einzige Bundesland, das über Jahre, ich 
würde fast sagen, über Jahrzehnte hinweg, einen mutter-
sprachlichen Ergänzungsunterricht angeboten hat. Das 
wurde auch mit großem Beifall bedacht, gerade aus den 
betroffenen Ländern. Der Unterricht wurde aber immer 
unter der Voraussetzung gegeben, dass die Familien mit 
den Kindern, die hier die Schule besuchen, wieder in die 
Herkunftsländer zurückkehren und dann durch den Schul-
besuch in Deutschland die eigene Muttersprache in die 
Heimat mitnehmen. 
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Wie wir alle wissen, hat sich das aber grundlegend geän-
dert. Das wird auch nicht in Frage gestellt, auch nicht von 
der Bundesregierung. Die meisten bleiben hier, sie wollen 
hier bleiben und hier eine Arbeit finden. Damit gibt es eine 
Prioritätenverschiebung. Es ist jetzt wichtiger, dass die 
Kinder, beispielsweise türkischer Familien, in Deutschland 
Deutsch lernen, um im Arbeitsprozess eine Chance zu 
haben. Das ist wichtiger als ihnen Türkisch beizubringen, 
was ihnen für die Integration in Deutschland letztlich we-
nig hilft.

Hierbei hat zweifellos das Elternhaus eine wichtige Funk-
tion. Es steht einem Herkunftsland frei – in anderen Natio-
nen ist das teilweise der Fall –, einen spezifischen Unter-
richt zu finanzieren, der dann an der Schule stattfindet. 
Solche Möglichkeiten wären denkbar, wir müssen unsere 
Ressourcen aber eindeutig auf die Integration und somit 
das Vermitteln von Deutschkenntnissen lenken. Deshalb 
gilt es, diese Entscheidung im Laufe der nächsten fünf 
Jahre umzusetzen.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage erledigt. Nächste Frage: Frau Kolle-
gin Sonnenholzner.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): Welche zeitlichen und or-
ganisatorischen Vorstellungen hat die Staatsregierung für 
die Umsetzung der beschlossenen Auflösung der Teil-
hauptschulen in den Landkreisen Rosenheim und Fürsten-
feldbruck, an welchen Schulen sollen die wegfallenden 
Klassen jeweils untergebracht werden und wieviel zusätz-
licher Aufwand wird im Bereich Schülerbeförderung anfal-
len?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau 
Kollegin Sonnenholzner, der Bayerische Landtag hat mit 
Beschluss vom 22. Juli 2004 die Staatsregierung aufge-
fordert, dafür Sorge zu tragen, dass Hauptschulen in Bay-
ern alle Klassen einer Hauptschule anbieten. Dieser Be-
schluss wurde inzwischen den Regierungen als Arbeits-
auftrag übermittelt.

In dem Landtagsbeschluss ist ausdrücklich die Einbezie-
hung der Kommunen in die Erarbeitung von Konzeptionen 
zur Durchführung dieser Maßnahmen gefordert. Soweit 
nicht bereits im vergangenen Jahr, vor dem oben genann-
ten Beschluss des Landtags, Vorgespräche mit den Kom-
munen aufgenommen wurden, bedeutet dies, dass mit 
den betroffenen Kommunen die Hauptschulorganisation 
erörtert wird. Danach wird sich herausstellen, wie dem 
Landtagsbeschluss konkret Rechnung getragen werden 
kann. Es sollen also vor Ort abgestimmte Regionalkon-
zepte entstehen, die den jeweiligen Gegebenheiten Rech-
nung tragen. 

Im Landkreis Fürstenfeldbruck gibt es nur drei Grund- und 
Teilhauptschulen I, davon eine in einer großen Kommune 
mit mehreren Volksschulen. Gespräche mit den betroffe-
nen Gemeinden haben noch nicht stattgefunden. Organi-
sationsänderungen lassen sich nach Einschätzung der 
Regierung von Oberbayern auf jeden Fall im Rahmen des 
vorhandenen Raumbestandes lösen. Aussagen zu der 

Schülerbeförderung sind bei dem derzeitigen Sachstand 
nicht möglich.

Im Landkreis Rosenheim gibt es 15 Grund- und Haupt-
schulen, 4 Hauptschulen und 17 Grund- und Teilhaupt-
schulen I. Hier ist die Erarbeitung regionaler Konzeptionen 
erforderlich, womit derzeit begonnen wird. Nach Ein-
schätzung der Regierung von Oberbayern wird sich die 
künftige Hauptschulorganisation im Rahmen der vorhan-
denen Schulräume lösen lassen. Aussagen zu Kosten der 
Schülerbeförderung sind bei dem derzeitigen Sachstand 
nicht möglich.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage?

Kathrin Sonnenholzner (SPD): Wie verfahren Sie in dem 
Fall, dass eine Kommune wegen der pädagogischen 
Sinnhaftigkeit auf den Standort einer Teilhauptschule be-
steht? Ich nehme das Beispiel des Schulverbandes Je-
senwang, bei dem für die Teilhauptschule die Schülerzah-
lenprognosen bis 2010 zwischen 22 und 29 schwanken. 
Welche Stärken stellen Sie sich nach der Zusammenle-
gung – bei stabilen Zahlen, bei denen auch der Zuzug, wie 
er auch in München stattfindet, mit eingerechnet ist –, 
vor?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Es wird 
nicht nur eine Diskussion über Schülerzahlen geben müs-
sen, sondern auch eine grundsätzliche pädagogische 
Diskussion. Eine solche ist auch schon erfolgt, bevor der 
Landtagsbeschluss gefasst worden ist. Die Teilhaupt-
schulen haben eine Geschichte, die man kennen muss 
und die für die Entscheidung der nächsten Wochen von 
Bedeutung ist. In Zeiten der vierstufigen Realschule war 
es nahe liegend, dass die Schüler bis zur 6. Klasse in einer 
Schule beisammenbleiben, bevor sie an die Hauptschule 
wechseln, damit die Schüler nicht drei verschiedene 
Schulstandorte besuchen müssen. Da nunmehr der große 
Wechsel sowohl an das Gymnasium als auch an die Real-
schule nach der 4. Klasse erfolgt, stellt sich die Frage, ob 
es Sinn macht, Schüler noch zwei Jahre an einem Stand-
ort der Hauptschule zu lassen, um sie dann an die nächs-
te Hauptschule weiterzuschicken. Man muss die Haupt-
schule sehr deutlich als weiterführende Schule heraus-
stellen und sie als solche behandeln. Niemand von uns 
käme in der heutigen Zeit auf den Gedanken, das Gymna-
sium in der Weise zu halbieren, die Jahrgänge 5 bis 8 an 
einem anderen Standort zu konzentrieren als die Jahrgän-
ge 9 bis 12. Auch bei der Realschule käme niemand auf 
einen ähnlichen Gedanken. 

Wenn man die Hauptschule ernst nimmt, muss man sie 
als kompakte, bündige Schule ansehen, deren Arbeit 
nicht dadurch gestört werden soll, dass erst nach zwei 
Jahren ein Drittel der Schüler dort ankommt. Deswegen 
wollen wir in unserer Gesamtkonzeption die Hauptschule 
als komplette Hauptschule. Das kann dazu führen, dass 
wir da und dort eine einzügige Hauptschule haben. Auf 
Dauer macht es keinen Sinn, eine Hauptschulorganisation 
vorzuhalten, bei der bei einem Drittel der Hauptschulen 
die ersten beiden Jahrgänge anderswo untergebracht 
sind. Auch der Lehrplan ist auf eine kompakte Hauptschu-
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le abgestellt. Ich erinnere daran, dass das Fach Arbeits-
lehre in der 5. Klasse – -

(Widerspruch bei der SPD – Marianne Schieder 
(SPD): Was Sie immer geleugnet haben!)

– Jetzt hören Sie doch bitte einmal zu. Ich berichte Ihnen 
über die pädagogischen Gründe für unser Vorgehen, die 
uns – auch das muss man wissen – von den Lehrerver-
bänden immer wieder nahe gelegt werden; wir sind an 
dieser Front nicht alleine. Das heißt, wir werden das Gan-
ze nicht übers Knie brechen – es wird zahlreiche Gesprä-
che geben –, aber man muss einräumen, dass eine kom-
pakte Hauptschule in die pädagogische Konzeption der 
Hauptschule besser passt als an eine Grundschule die 5. 
und 6. Klasse anzuhängen.

Wenn über die Teilhauptschulen und deren Fortbestand 
diskutiert wird, ist mir noch eines wichtig zu sagen: Es 
geht nicht um die Grundschule. Die Jahrgangsstufen 1 bis 
4 sind völlig unberührt; es geht um die Jahrgangsstufen 5 
bis 6. Wir haben sehr viele einzügige Teilhauptschulen, 
das heißt, es gibt dort noch eine 5. und eine 6. Klasse. Wir 
haben inzwischen aber auch etliche Fälle, in denen auf-
grund zurückgehender Schülerzahlen nur noch die 5. oder 
die 6. Klasse existiert. Das macht für eine Hauptschule 
keinen großen pädagogischen Sinn; das ist auch die Mei-
nung der Lehrerverbände.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Welcher?)

– Das ist der Stand der Aussagen, die wir diesbezüglich 
haben. 

Wir sehen noch etwas anderes: Wir sehen den starken 
Geburtenrückgang in vielen Teilen Bayerns. Dieser Tatsa-
che muss die Schulorganisation Rechnung tragen, weil es 
keinen Sinn macht, jedes Jahr zu zählen, ob der 15. Schü-
ler noch existiert oder nicht. Wir brauchen eine stabile 
Volksschulorganisation. Die Hauptschule in Bayern ist 
eine außerordentlich wichtige Schulform. 38 % der Schü-
ler der 8. Jahrgangsstufe besuchen die Hauptschule; das 
ist ein hoher Prozentsatz und die Hauptschule ist somit 
alles andere – ich betone es immer wieder - als eine Rest-
schule. Ich wiederhole mich auch an dieser Stelle: Ich 
würde keine Partei als Restpartei bezeichnen, die 38 % 
Stimmenanteil hat. Die Hauptschule ist es wert, sie analog 
dem Gymnasium und der Realschule zu behandeln und 
sie als kompakte Schulform anzubieten.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Zusatzfrage: Frau Kollegin Sonnenholzner.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): Ihre ausführlichen und 
blumigen Ausführungen beantworten in keiner Weise die 
von mir gestellte konkrete Frage nach Ihren Vorstellungen 
zu den Mindest- und Höchstklassenstärken. Deswegen 
stelle ich diese Frage noch einmal.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Ich beto-
ne noch einmal: Es stellt sich nicht die Frage nach den 
Mindest- und Höchstklassenstärken; in erster Linie wird 
die Frage entscheidend sein, wie die Hauptschulorganisa-
tion der nächsten Jahre auszusehen hat. Wir sind bei der 

Organisation der Hauptschule gehalten, nicht an einem 
Standort sehr kleine Klasse vorzuhalten und an anderen 
Standorten die Klassenstärken bei 30 Schülern zu belas-
sen. Bei der Abwägung vernünftiger Klassengrößen wird 
eine Diskussion über die Schülerhöchstzahlen erfolgen 
müssen.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): Dann frage ich mich, wa-
rum im Ausschuss von dem Vertreter des Ministeriums 
Zahlen genannt worden sind, nämlich die Zahl 23. Noch-
mals Zusatzfrage: Schließen Sie sich dem an oder haben 
Sie andere Vorstellungen? Ich habe von Ihnen nichts Kon-
kretes auf meine konkrete Frage gehört. 

Die sich daran anschließende Frage lautet: Besteht die 
Möglichkeit für Ausnahmeregelungen, damit bei diesen 
stabilen Zahlen trotz Geburtenrückgangs und trotz sin-
kender Schülerzahlen Teilhauptschulen erhalten bleiben?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete, wenn die Zahlen von einem Vertreter des Mi-
nisteriums im Ausschuss so genannt worden sind, dann 
werden sie auch stimmen. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Das war die letzte Zusatzfrage. Als nächstes kommt die 
Frage von Frau Kollegin Ackermann. 

Renate Ackermann (GRÜNE): Herr Staatssekretär, inwie-
weit hat die Bayerische Staatsregierung das Problem er-
kannt, dass sowohl im Bereich der Kindertagesstätten als 
auch an der Grundschule der Anteil an männlichem Fach-
personal bzw. Lehrern äußerst gering ist, und welche Maß-
nahmen hat die Staatsregierung bereits ergriffen bzw. will 
sie dagegen ergreifen?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Ackermann, der Anteil der hauptamtlichen 
männlichen Lehrkräfte für das Lehramt an den Grund-
schulen, ohne Fachlehrer und Anwärter gezählt, stellt sich 
zum Stand 1. Oktober 2003 wie folgt dar: männlich 3886, 
weiblich 20 264, insgesamt 24 150. Somit beträgt der 
Anteil der männlichen Lehrkräfte 16,1 %. Dieser hat in den 
letzten Jahren sukzessiv abgenommen. Diese Tatsache 
gilt zwischenzeitlich auch für die übrigen Lehrämter. Auf-
grund der Freiheit der Berufswahl sieht sich das Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus außerstande, direkten 
Einfluss auf die Studienwahl hinsichtlich der Geschlech-
terzugehörigkeit zu nehmen. Gleiches gilt auch für die 
Wahl der Berufe Erzieher bzw. Erzieherin und Kinderpfle-
ger bzw. Kinderpflegerin. Gleichwohl wird vom Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus und vom Staatsminis-
terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen in 
Mitteilungen und Verlautbarungen darauf hingewiesen, 
dass einem angemessenen Verhältnis der Geschlechter 
innerhalb des pädagogischen Personals große Bedeu-
tung zukommt. Mehr als eine gezielte Werbung für diese 
Berufe ist nicht möglich. Im Bewusstsein der Öffentlich-
keit sind aber beide Berufe, wie einige andere Berufe 
auch, traditionell Frauenberufe, die von Männern seltener 
gewählt werden. 
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Damit ist Ihre durchaus ernst zu nehmende Frage für Sie 
hinsichtlich der Gesamtsituation vielleicht unbefriedigend 
beantwortet, aber mehr Einfluss kann das Ministerium auf 
die Berufswahl junger Männer nicht ausüben. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Erste Zusatzfrage. 

Renate Ackermann (GRÜNE): Stimmen Sie mir zu, dass 
insbesondere beim Beruf Erzieher eine höhere Qualifizie-
rung, zum Beispiel ein Hochschulzugang für Erzieher den 
Beruf aufwerten und ihn so unter Umständen für Männer 
attraktiver machen würde?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Dies 
wäre eigentlich eine Anfrage an meinen Kollegen Heike, 
weil das Sozialministerium für die Erzieherinnen und Erzie-
her zuständig ist. Ich würde aber auch an dieser Stelle 
sagen: Eine Aufwertung, wie Sie es nennen, ist für die 
Träger höchst problematisch. Man muss wissen, dass die 
Umsetzung einer solchen Forderung mit allem, was damit 
verbunden ist, für die Träger sehr kostenintensiv ist. Es 
zeigt sich aber, dass auch dann der Anteil nicht steigt, 
wenn es eine vollakademische Ausbildung ist. Sie selbst 
haben eigentlich gerade die Begründung geliefert. Bei den 
Grundschullehrkräften handelt es sich nämlich um ein 
Vollstudium. Dort zeigt sich auch, dass es offenkundig 
nicht das Besoldungsgefüge oder die Art des Studiums 
ist, sondern der Beruf an sich, der die Männer vielleicht 
davon abhält. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Wir 
kommen zur nächsten Fragestellerin, Frau Kollegin Pe-
ters. 

Gudrun Peters (SPD): Herr Präsident! Herr Staatssekre-
tär, in welcher Form kann das Kultusministerium Schulen 
anhalten, dass Schüler Skikurse im Inland verbringen und 
wie beurteilt die Staatsregierung ein mögliches Verbot von 
Skikursen im benachbarten Ausland, bzw. ist es darüber 
hinaus überhaupt möglich, die Nachfrage nach Skikursen 
von bayerischen Schulen im Inland zu befriedigen?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Peters, ich beantworte Ihre Frage in vier Punk-
ten. 

Erstens. Die staatlichen Schulen Bayerns sind nachgeord-
nete Dienstbehörden des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus. Rein rechtlich wäre damit so-
wohl eine Dienstanweisung als auch eine Empfehlung 
möglich. 

Zweitens. Gleichwohl ist aus der Sicht des Staatsministe-
riums, insbesondere mit Blick auf die Stärkung der Eigen-
verantwortung der Schulen, eine entsprechende Empfeh-
lung für die Durchführung von Schulskikursen vorzuzie-
hen. 

Drittens. Die Staatsregierung wird in Kooperation mit dem 
bayerischen Hotel- und Gaststättenverband den Schulen 

zu ihrer Unterstützung eine Angebotsübersicht über Un-
terbringungsmöglichkeiten in Bayern zukommen lassen. 

Viertens. Maßgebende Voraussetzung für die Beantwor-
tung der Frage, ob die Beherbergungskapazitäten im In-
land ausreichen würden, die Nachfrage nach Schulskikur-
sen von bayerischen Schulen im Inland zu befriedigen, 
wären aktuelle Erhebungen über die Durchführung von 
Schulskikursen und über die skitouristische Infrastruktur. 
Diese liegen dem Staatsministerium nicht vor und ließen 
sich auch nur, wenn überhaupt, was die skitouristische 
Infrastruktur angeht, mit einem unangemessen hohen 
Aufwand ermitteln. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage. Bitte schön. 

Gudrun Peters (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, dass es keine Zahlen darüber gibt, wie 
viele Schulklassen ihren Skikurs im Ausland verbringen? 
Sie haben jetzt aber angekündigt, dass es eine Aufstel-
lung der Unterkünfte in Bayern geben soll. Kann man da-
von ausgehen, dass es diese bisher nicht gegeben hat? 

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Sie ha-
ben zwei verschiedene Fragen gestellt; ich beantworte 
aber gerne beide. 

Wir haben keine Erhebung darüber, wo die Schulen ihre 
Skikurse durchführen. Es gibt keine generelle Erhebung. 
Eine solche Erhebung durchzuführen, würde erneut zu der 
Kritik der Schulen führen, dass das Ministerium viel zu viel 
Statistik verlange. Wir müssen etwas vorsichtig werden; 
das sage ich an dieser Stelle auch. Ich maße mir nicht an, 
das Parlament in seiner Fragefreudigkeit zu beschneiden, 
aber da und dort ist häufiger von den Schulleitern und von 
den Schulämtern zu hören, dass sehr viele Detailfragen 
gestellt werden. Wenn dann nachgegangen wird, woher 
diese Detailfragen stammen, stellt man fest, dass es sich 
oft um Anfragen handelt. Deshalb würde ich ungern den 
Auftrag mitnehmen, alle 5500 Schulen in Bayern abzufra-
gen, wohin sie zum Skifahren fahren. 

(Beifall bei der CSU)

Man muss also etwas Obacht geben, was die Abfragerei 
betrifft. Ich bitte, dies nicht falsch zu verstehen. Das ist 
keine Maßregelung des Parlaments. 

Eine zweite Sache. Ihr Anliegen ist durchaus nachvollzieh-
bar. Deshalb wollen wir jetzt mit dem Hotel- und Gaststät-
tenverband kooperieren, um den Schulen ein Verzeichnis 
zukommen zu lassen, welche gastronomischen Möglich-
keiten zur Aufnahme von Schulklassen bestehen. 

Ich habe mit einigen Schulen wegen Ihrer Anfrage Rück-
sprache genommen. Der Teufel steckt im Detail. Zum Teil 
geht es um die Schneesicherheit oder um die Tatsache, 
dass alle Schulen zur gleichen Zeit fahren wollen, da sich 
die Termine innerhalb ein, zwei Wochen bündeln. Das 
heißt, dass die Gesamtkapazitäten, die in der Gastrono-
mie das Jahr über vorgehalten werden, in den ein bis drei 
Wochen, in denen erstens Schnee liegt und die zweitens 
für die Schulen einigermaßen organisierbar sind, leider 
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sehr schnell ausgelastet sein können. Das macht die Sa-
che etwas komplex. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Zusatzfrage: Kollege Sprinkart. 

Adi Sprinkart (GRÜNE) (vom Redner nicht autorisiert): 
Herr Staatssekretär, Zunächst ein Hinweis. Ich gehe da-
von aus, dass dies nicht das Anliegen der Kollegin Peters 
ist, sondern dass das ein Antrag der CSU-Fraktion ist, der 
genau das zum Ziele hatte. Ich frage: Warum wurde in 
diesem Antrag nicht deutlicher differenziert, wenn es 
heißt, dass die bayerischen Schulen ihre Skikurse künftig 
im Inland abhalten sollen? Gibt es für die Aufstellung des 
Hotel- und Gaststättenverbandes Vorgaben, was die Ent-
fernung zu den Skigebieten etc. anbelangt, oder ist das 
eine freie Entscheidung des Hotel- und Gaststättenver-
bandes?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter, der Antrag aus den Reihen der CSU lautet: 
„Die Staatsregierung wird aufgefordert, darauf hinzuwir-
ken, den bayerischen Wintertourismus zu fördern. Insbe-
sondere soll das Kultusministerium veranlassen, dass die 
von Schulen organisierten Skiausflüge und Skikurse nicht 
im Ausland, sondern in den bayerischen Winterskigebie-
ten stattfinden.“

(Zuruf von der SPD: Veranlassen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich würde auch 
bei diesem Antrag eher auf eine Empfehlung setzen. Mir 
persönlich läuft es zuwider, den Schulen vorzuschreiben, 
wohin sie zu fahren haben. Ich räume offen ein, dass der 
Antrag im Widerspruch zu der Zielsetzung stehen kann, 
den Schulen mehr Autonomie zu geben. Ich sage an alle 
in diesem Parlament: Ich halte es für problematisch, zu 
viel vorzuschreiben. Ich bin für Empfehlungen. Ich glaube, 
wir erweisen auch der bayerischen Gastronomie einen 
großen Dienst, indem wir auf das reichhaltige Angebot 
hinweisen, das in Bayern besteht. Es lohnt sich wirklich, in 
Bayern Skiurlaub zu machen oder dort die Skikurse zu 
veranstalten. 

Ich wage aber zu bezweifeln, dass man die Menschen 
zwingen muss, dies zu tun. Ich wäre vorsichtig und würde 
auf eine Empfehlung setzen. Diese Frage sollte man der 
Entscheidungsfreiheit einer Schule überlassen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: Frau Kollegin Dr. Kronawitter.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Staatssekretär, im 
bayerischen Bildungs- und Erziehungsgesetz wird gefor-
dert, den europäischen Gedanken zu fördern. Werden Sie 
in diesen Empfehlungen dafür sorgen, dass diese Berück-
sichtigung erfolgt?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Dr. Kronawitter, ich stelle fest, dass aus jedem 
Thema eine komplexe Diskussion entstehen kann. Die 
Einbeziehung der europäischen Dimension überfordert 
mich bei einer sofortigen Beantwortung dieser Frage. Ich 
bin aber gern bereit, abzuklären, inwieweit wir andere eu-

ropäische Nationen in der Frage der Findung entspre-
chender Skigebiete für unsere Schulen einbeziehen müs-
sen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Die 
letzte Frage dieser Fragestunde stellt Frau Kollegin Schie-
der.

Marianne Schieder (SPD): Herr Staatssekretär, inwieweit 
treffen Presseinformationen zu, dass den beruflichen 
Schulen 86 Planstellen entzogen wurden, um den Mehr-
bedarf an Lehrerinnen und Lehrern für das G8 abmildern 
zu können, obwohl an den beruflichen Schulen seit lan-
gem Lehrerinnen und Lehrer fehlen, es in diesem Schul-
jahr einen beträchtlichen Anstieg in den Schülerzahlen 
gibt und jetzt vielerorts sogar der Pflichtunterricht in den 
beruflichen Schulen ausfallen muss?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau 
Kollegin Schieder, aufgrund der vorläufigen Unterrichtsü-
bersicht wurde den beruflichen Schulen von den im Haus-
halt 2004 neu ausgewiesenen 380 Planstellen 120 zuge-
wiesen. Durch die unerwartet große Steigerung der Schü-
lerzahlen an den Gymnasien – prognostiziert waren 2900, 
tatsächlich angemeldet waren 5800 Schüler – wurde es 
notwendig, den Gymnasien zur Unterrichtsversorgung 
weitere Lehrerkapazitäten zur Verfügung zu stellen. Daher 
wurden bei der Feinjustierung Mittel im Umfang von 
65 Planstellenäquivalenten nicht den Berufsschulen, son-
dern den Gymnasien zugewiesen. Trotz dieser Änderung 
ist an den beruflichen Schulen die Unterrichtsversorgung 
sichergestellt und eine ausgeglichene Planstellenzuwei-
sung an die jeweiligen Schularten gewährleistet.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Erste Zusatzfrage: Frau Kollegin Schieder.

Marianne Schieder (SPD): Herr Staatssekretär, Ihr Minis-
terium hat in der Öffentlichkeit gesagt, es gäbe zusätzli-
che Gelder, nämlich 4 Millionen Euro, für das G 8. Umge-
rechnet macht das diese Zahl an Stellen aus. Warum ha-
ben Sie nicht gleich gesagt, dass Sie dieses Geld den 
Berufsschulen wegnehmen und es an die Gymnasien ver-
lagern?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Schieder, wir haben sowohl das eine wie auch 
das andere gemacht. Einerseits sind den Gymnasien die 
entsprechenden Stellen zugewiesen worden, andererseits 
haben wir noch einmal 4 Millionen Euro für Aushilfsverträ-
ge dazugeben können, damit wir den Unterricht an den 
Gymnasien vollständig abdecken können. Ich betone 
noch einmal: Im Prinzip sehen wir in dieser Entwicklung 
eine Bestätigung der Richtigkeit unserer Entscheidung zur 
Einführung des G 8. Ich kann mich noch sehr gut daran 
erinnern, dass uns im Januar/Februar dieses Jahres von 
Ihrer Seite angekündigt wurde, das Gymnasium würde 
erheblich an Attraktivität verlieren und wir würden mit der 
Einführung des G 8 das Gymnasium kaputt machen.

Das Gegenteil ist passiert. Wir hatten eine Steigerung der 
Schülerzahlen bei den Fünftklässlern, also bei den Schul-
anfängern, von etwa 1000 Schülern. Einen deutlicheren 
Beweis dafür, dass das G 8 bei der Bevölkerung Zustim-
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mung erfährt, kann man nicht liefern. In diesem Fall hat 
sich die gute Tat gerächt, weil wir bei den Lehrerstellen 
noch einmal nachlegen mussten. Wir haben das aber gern 
getan.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Eine weitere Zusatzfrage: Frau Kollegin Schieder.

Marianne Schieder (SPD): Herr Staatssekretär, wie kann 
ein Berufschuldirektor behaupten, in seiner Schule falle 
Pflichtunterricht aus, wenn Sie sagen, dass das nicht 
stimmt?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Schieder, ich kann hier keine Einzelfälle kom-
mentieren. Da müsste ich konkret nachfragen. Möglicher-
weise ist da und dort eine Lehrkraft nicht angetreten oder 
krankheitsbedingt ausgefallen. Das ist nie auszuschlie-
ßen. Ich kann auch nicht von vornherein garantieren, dass 
eine Unterrichtsversorgung immer zu 100 % erfolgt. Ich 
betone aber noch einmal, dass wir die Planstellenzuwei-
sung in diesem Jahr ausgeglichen bewerkstelligt haben 
und dass die Unterrichtsversorgung an den beruflichen 
Schulen sichergestellt ist. Ich bitte Sie, mir diesen Einzel-
fall zu schildern. Ich bin dann gern bereit zu klären, was 
die Ursache war, dass dort die Stunden nicht abgedeckt 
werden konnten.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: Frau Kollegin Schieder.

Marianne Schieder (SPD): Herr Staatssekretär, kann das 
nicht daran liegen, dass Sie bislang schon eine Budgetlü-
cke hatten, die umgerechnet zu einem Fehlen von 
450 Lehrerinnen und Lehrern an beruflichen Schulen ge-
führt hat? Diese Lücke wurde nicht durch Neueinstellun-
gen ausgeglichen. Die Neueinstellungen konnten gerade 
einmal den Bedarf durch die zusätzlichen Schülerinnen 
und Schüler ausgleichen. Deshalb ist es unverantwortlich, 
Lehrer abzuziehen und an die Gymnasien zu verlagern.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete Schieder, ich habe kürzlich den schönen 
Spruch gehört: „Fünfzigjährige stören schon dadurch, 
dass sie sich erinnern“. Ich bin zwar noch nicht fünfzig, 
erinnere mich aber sehr wohl, dass wir bei der Einführung 
der Budgetierung für die Berufsschulen ein höchst erfreu-
liches Lehrer-Schüler-Verhältnis hatten. Zu diesem Zeit-
punkt wurde die Messlatte eingezogen. Im Nachhinein 
betrachtet war dies insofern problematisch, dass immer 
an einer optimalen Zahl gemessen wurde und wir in den 
nächsten Jahren an diese optimale Zahl nicht mehr heran-
kommen werden. Das waren Jahre, in denen einfach noch 
mehr möglich war. An den Berufsschulen sind damals 
noch nicht die großen Schülerströme angekommen und 
wir hatten eine hohe Zahl von Lehrereinstellungen.

Derzeit wird immer nachgerechnet, wie hoch der Abstand 
zu dieser optimalen Messlatte ist. Das bedeutet, wir wer-
den lange brauchen, bis wir im Plus liegen werden. Die 
von Ihnen genannte Zahl ist nicht abzustreiten. Diese Zahl 
hilft uns aber letztlich nicht. Vielmehr müssen wir von der 

konkreten Unterrichtsversorgung ausgehen. Den Berufs-
schulen wurde nichts genommen, sondern sie haben zu-
sätzliche Stellen erhalten. Von 380 neu ausgewiesenen 
Stellen sind 120 an die beruflichen Schulen gegangen. 
Das ist ein Drittel und ein Erfolg für das berufliche Schul-
wesen.

(Marianne Schieder (SPD): Noch weniger ging ja 
wohl nicht!)

Dass sich die beruflichen Schulen mehr erhofft haben, 
kann ich verstehen. Erfreulicherweise haben wir in Bay-
ern – anders als in anderen Ländern - zusätzliche Lehrer 
eingestellt. Diese müssen wir so verteilen, dass wir den 
Bedürfnissen der jeweiligen Schulen gerecht werden.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Die Fragestunde ist be-
endet. Ich unterbreche die Sitzung bis 13.15 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung von 12.57 Uhr bis 
13.18 Uhr)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich eröffne nach der Mittagspause 
die Sitzung.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 7
Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlich-
keitsanträge

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Marianne Schieder, Hans-Ulrich Pfaffmann und ande-
rer und Fraktion (SPD)
Margarete Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote und 
anderer und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Chancengleichheit sichern – Lernmittelfreiheit 
erhalten (Drucksache 15/1692)

Ich eröffne die Aussprache. Wortmeldungen? – Frau Kol-
legin, bitte schön.

Simone Tolle (GRÜNE) (von der Rednerin nicht autori-
siert): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Frau Präsidentin, ich entschuldige 
mich für heute Morgen. Aber es war nicht mein Versehen; 
denn ich war bei einer Besuchergruppe, die sich räumlich 
und zeitlich verschoben hatte, sodass der Besucherdienst 
nicht wusste, wo er mich finden konnte. Im Übrigen war 
ich als einzige Abgeordnete dort. Und es war gut, dass 
das Parlament bei den Besuchern zumindest durch eine 
Anwesenheit glänzte. Ich denke, deswegen können wir 
heute Mittag auch den Dringlichkeitsantrag noch bespre-
chen. Nach der Debatte heute Morgen ist es zunächst 
einmal angebracht, aufzuräumen.

Herr Kollege Schneider, Herr Kollege Waschler, einer von 
Ihnen behauptete, Bayern gäbe 5000 Euro pro Schulkind 
aus. Mit Verlaub, das ist von der Realität weit entfernt. Ich 
habe hier die Antwort des Kultusministeriums auf unsere 
Anfrage bezüglich dieses Umstandes vorliegen. Danach 
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geben wir für einen Hauptschüler 3000, für den Realschü-
ler 3100, für den Gymnasiasten 4300 und für den Berufs-
schüler 2200 Euro aus. Herr Kollege Schneider, da müs-
sen Sie nicht mit den Kopf schütteln, denn das würde 
bedeuten, die Angaben des Kultusministeriums sind nicht 
wahr. Doch daran wollen wir beide nicht glauben. Unsere 
Anfrage zeigt im Übrigen den weiteren Umstand, dass die 
Ausgaben für die bayerischen Schülerinnen und Schüler 
zurückgehen. 

Ich komme jetzt zu Ihrem Büchergeld, das Sie als gemein-
schaftliche Anstrengung von Staat, Kommune und Eltern 
bezeichnen. Herr Kollege Schneider, ich habe mir die der-
zeitigen Kosten für eine Schule mit 847 Schülern mit fol-
gendem Ergebnis ausrechnen lassen: Die Kosten für Bü-
cher im Jahr 2003 in Höhe von 15 000 Euro plus Kopier-
geld – damit ich auf der sicheren Seite bin – in Höhe von 
8000 Euro ergeben insgesamt 23 000 Euro. Dies macht 
bei 847 Schülern pro Schüler 27 Euro. Ich gebe dieser 
Schule ein Plus von 10 000 Euro. 

Herr Kollege, Sie glauben doch nicht im Ernst daran, dass 
der Finanzminister diese 10 000 Euro bei der Schule be-
lässt. Ich prophezeie Ihnen schon heute, dass Sie den 
diffusen, so genannten sozialen Ausgleich – darüber, wie 
er stattfinden wird, sind Sie sich noch nicht klar – aus die-
sen Zahlen finanzieren werden. Ich kann Ihnen schon 
heute sagen, dass auf die Schulen erneut Kosten zukom-
men werden. Dann wird man sagen, nehmt doch das Bü-
chergeld. Ich bin sicher, dass ich Recht habe. Das heißt, 
Sie haben damit nicht nur die Lernmittelfreiheit abge-
schafft, sondern die Eltern abgezockt.

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause 
(GRÜNE))

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wie in keinem anderen 
Bundesland ist in Bayern die Bildung vom Geldbeutel der 
Eltern abhängig. Da stehen wir, Herr Kollege Herrmann, 
fürwahr an erster Stelle. 

(Joachim Herrmann (CSU): Das ist doch gelo-
gen!)

Ich lüge nicht, Herr Kollege Herrmann. Ich täusche mich 
manchmal nur. Aber ich bereite mich sehr geflissentlich 
auf meine Reden vor. – An Ihre so genannte soziale Abfe-
derung glaube ich noch nicht; was sie verwaltungstech-
nisch kosten wird, haben Sie noch nicht dargelegt. Im 
kleinen Stadtstaat Hamburg werden die Verwaltungskos-
ten mit 2 Millionen Euro angegeben. Ihre so genannte 
Reform führt dazu, dass Sie über die soziale Abfederung 
den Eltern mit schmaler Geldbörse und ihren Kindern ein-
mal im Jahr auch noch ihre Armut bescheinigen. Verehrter 
Herr Kollege, vielleicht wissen Sie nicht – ich schon –, 
dass Armut nicht selbstbewusst macht. Gerade im Bil-
dungsbereich gilt: Man soll niemanden beschämen.

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause 
(GRÜNE) – Zuruf des Abgeordneten Joachim 
Herrmann (CSU))

Aber gerade das tun Sie den Eltern und Kindern mit der 
Abschaffung der Lernmittelfreiheit an. 

Ich will mich nicht damit aufhalten, Ihren Zick-Zack-Kurs, 
den Sie seit Dezember auf diesem Gebiet fahren, noch 
einmal aufzuzählen. Herr Kollege Herrmann, vielleicht ist 
er Ihnen noch gegenwärtig. Am 5. Januar hat der Minister-
präsident höchstpersönlich auf eine Streichung der Lern-
mittelfreiheit verzichtet. Aber Frau Hohlmeier hat schon 
einmal vorsorglich mit den Elternverbänden verhandelt. 
Ende April hatte man sich auf ein Büchergeld geeinigt. 
Herr Kollege Herrmann, dass in Bayern auch die CSU 
nicht regiert, wurde anlässlich der Herbstklausur Ihrer 
Fraktion wieder einmal sehr deutlich; denn Herr Stoiber 
schafft noch auf dem Weg zu Ihrer Fraktionssitzung über 
die Presse die Lernmittelfreiheit ab. Dass Sie jetzt zurück-
rudern müssen, ist nicht der CSU, sondern einem Auf-
schrei der bayerischen Bevölkerung zu verdanken, die 
nicht mehr bereit ist, alles der Sparwut eines Mannes zu 
opfern, der schon lange nicht mehr weiß, was unter dem 
weiß-blauen Himmel los ist, weil er seine Augen ständig 
nach Berlin richtet. 

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause 
(GRÜNE))

Der Ursprung der Lernmittelfreiheit lag einst in dem Be-
streben, Bildung vom Einkommen der Eltern unabhängig 
zu machen. Materielle Lasten sollten auch auf diejenigen 
verteilt werden, die keine Kinder haben. Dem lag einmal 
die Einsicht zugrunde, dass Bildung eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe sei, die von allen bezahlt werden 
müsse. Ich darf Ihnen in Erinnerung rufen, dass sich der 
finanzielle Aufwand einer Familie für ein Kind bis zum 18. 
Lebensjahr schon jetzt auf 341 900 Euro beläuft. Frau 
Walter vom Bayerischen Elternverband hat vorgerechnet, 
dass Gymnasiasten jetzt bereits mit 960 Euro belastet 
werden, Hauptschüler in M-Zügen bringen es auf 530 
Euro. Lernmittelfreiheit sorgt unter anderem für Chancen-
gleichheit bei Familien mit geringem Einkommen und für 
eine finanzielle Entlastung der Familien, die sich für Kinder 
entscheiden. Ihre Abschaffung erhöht die ökonomischen 
Kosten für Bildung und erschwert damit den Zugang. Au-
ßerdem richten Sie eine Zwei-Klassen-Elternschaft ein 
und Sie treffen einmal mehr diejenigen, die mit ihren Kin-
dern den Grundstein für die Zukunft unserer Gesellschaft 
legen.

Die Abschaffung der Lernmittelfreiheit spart auch nicht 
wirklich viel Geld. Herr Schneider, Sie können mir jetzt 
vielleicht sagen, welchen Verwaltungsaufwand Sie dafür 
ausgerechnet haben. Die Abschaffung der Lernmittelfrei-
heit ist ein Signal in zwei Richtungen. Erstens sagt sie et-
was darüber aus, was der CSU Bildung eigentlich wert ist, 
zweitens welchen Stellenwert Kinder bei Ihnen einneh-
men.

Eigentlich widerstrebt es mir auch ein wenig, mich mit Ih-
ren unausgegorenen Plänen zu befassen, die Sie gestern 
vorgestellt haben. Es widerstrebt mir vor allem deshalb, 
weil die Halbwertszeiten Ihrer Entscheidungen recht kurz 
sind und ich gar nicht weiß, ob das, was Sie heute verkün-
den, nächste Woche noch gilt. Aber ich will es Ihnen noch 
einmal für die Realschulen vorrechnen und Ihr Büchergeld 
auch mit dem Bundesdurchschnitt vergleichen. Sie wollen 
eine Eigenbeteiligung in Höhe von 20 Euro für die Grund-
schulen und 40 Euro für die Schulen, die nach der Grund-
schule kommen. Im Bundesdurchschnitt kosten die Bü-
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cher 20 Euro pro Schüler – nur um Ihnen die Zahlen noch 
einmal klarzumachen. Ich habe mir auch noch die Bücher-
kosten für die 5. Klasse Realschule besorgt. Das waren 
letztes Jahr 148,30 Euro. Wenn ich eine Nutzungsdauer 
von vier Jahren zugrunde lege, obwohl der derzeitige Zy-
klus zehn Jahre beträgt, dann macht das 37,08 Euro aus. 
Das heißt auch für diesen Fall, dass man bei einer Kosten-
beteiligung von 40 Euro sogar noch etwas einnimmt. 

Ich gebe auch gerne zu, dass dies ein Einzelbeispiel ist. 
Aber Sie müssen uns Zahlen vorlegen, die begründen, 
warum Sie gerade auf 40 Euro kommen, und die klar dar-
legen, dass Sie den Eltern nicht für irgendwelche anderen 
Aufgaben, die Sie jetzt meinen nicht finanzieren zu kön-
nen, Geld aus der Tasche ziehen. 

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause 
(GRÜNE))

Es wäre auch eine professionelle Angelegenheit, wenn Sie 
andere fundierte Zahlen vorlegen würden. Das halte ich 
für das Mindeste als Grundlage, wenn man professionelle 
Entscheidungen trifft und sie auch transparent macht.

Schuldig bleiben Sie eigentlich auch die Antwort auf die 
Frage, wie Sie den sozialen Ausgleich regeln wollen. Denn 
es gibt aus meiner Sicht einen Unterschied zwischen 
Schulen am Hasenbergl oder in Starnberg. Ich vermute 
auch mal, Sie wissen das selbst noch nicht. Ihre Rech-
nung halte ich für diffus. Sie lassen jede betriebswirt-
schaftliche Fundierung vermissen und legen den Verdacht 
nahe, dass, wenn das Geld erst mal aus dem Geldbeutel 
der Eltern weg ist, der Finanzminister seine Klauen ratz-
fatz drauf hat. Dass das ganz schnell geht, sieht man im-
mer wieder daran, wie Herr Stoiber mit der CSU-Fraktion 
umspringt.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der CSU, wir 
haben unseren Antrag weit gefasst, damit auch Sie zu-
stimmen können. Denn mit der Zustimmung zu unserem 
Antrag beweisen sie Weitsicht und dass Ihnen Bildung 
und unsere Kinder etwas wert sind. Mit einer Ablehnung 
geben Sie diese Errungenschaft preis, ohne zu wissen, 
was danach kommt. Sie machen die Tür weit auf für einen 
Finanzminister, der jede Gelegenheit nutzen wird, sich auf 
Kosten unserer Kinder seinen Säckel zu füllen und das 
Geld an anderer Stelle mit vollen Händen auszugeben – 
ich erinnere nur wieder einmal an das Darlehen für die 
Münchner Flughafen-GmbH. Sie machen den Weg frei für 
weitere Kahlschläge, denn wenn Sie ehrlich sind, müssen 
Sie zugeben, dass Sie auch nicht genau wissen, was da-
nach kommen wird. 

Eine Frage müssen Sie sich selbst auch ganz ehrlich be-
antworten, und das ist die, ob Sie wirklich ganz sicher 
sind, dass danach das Feld ruhig sein wird. Die Erfahrung 
lehrt doch, dass Sie eigentlich vor jeder Fraktionssitzung 
damit rechnen müssen, dass der Ministerpräsident Sie 
wieder übergeht und damit den Bürgern und Bürgerinnen 
in Bayern eine neue bildungspolitische Grausamkeit zu-
mutet, die lediglich eines zementiert, und das ist die sozi-
ale Ungerechtigkeit des bayerischen Bildungssystems.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung Frau Kollegin Schieder.

Ich darf noch darauf aufmerksam machen, dass nach 
dem Schluss der Aussprache eine namentliche Abstim-
mung erfolgen wird.

Marianne Schieder (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heute Morgen 
in der Aktuellen Stunde schon sehr ausführlich über die 
Lernmittelfreiheit diskutiert. Deshalb möchte ich nicht alle 
Argumente wiederholen, die dort schon gefallen sind.

Zwei Dinge möchte ich aber schon klarstellen, zum einen: 
Es ist doch Unsinn, wenn Sie sich hier herstellen und dar-
stellen wollen, dass ein Büchergeld notwendig ist, damit 
die Kinder einen sorgfältigeren Umgang mit ihren Büchern 
lernen.

(Karin Radermacher (SPD): Das ist doch eine pä-
dagogische Bankrotterklärung!)

Schauen Sie sich doch einmal die Schulbücher an. Sie 
werden zehn Jahre oder älter. So alt könnten sie nicht 
werden, wenn es so wäre, wie Sie versucht haben, es uns 
glaubhaft zu machen, nämlich dass diese Bücher irgend-
wo in die Ecke fliegen und kein Mensch darauf aufpasst.

Das Zweite ist: Jede Schule hat heute doch die Möglich-
keit und tut es auch, sich das Buch bezahlen zu lassen, 
das von Kindern verloren wird oder kaputtgemacht wor-
den ist. Dies ist gang und gäbe an den Schulen, dass die 
Bücher abgegeben werden müssen und bezahlt werden 
müssen, wenn sie kaputt sind oder verloren gegangen 
sind. Sie stellen unseren Schulen ein Zeugnis aus, das 
unsere Schulen wirklich nicht verdient haben.

(Beifall bei der SPD)

Frau Dodell, Sie können sich doch nicht hier herstellen 
und sagen: Wir müssen schauen, dass die Belastung der 
Eltern, die sich aus dem Schulbetrieb ergibt, geringer wird 
– und in derselben Minute packen Sie noch mal etwas 
darauf an Belastung, und zwar nicht gering. Ich meine, da 
müssen Sie schon konsequent sein und allem voran ein-
mal sagen: Dann müssen wir das auch unterlassen. 
Selbstverständlich können wir darüber reden, ob die Ko-
pierkosten an unseren Schulen nicht da und dort wirklich 
zu hoch sind.

Ein bisschen amüsiert mich Ihr Bemühen schon, den Be-
schluss, den Sie im Kloster Banz getroffen haben, als 
„Tendenzabstimmung“ darstellen zu wollen. Ich habe in 
der Mittagspause in den Presseberichterstattungen nach-
gesehen. Der Ministerpräsident hat diese Beschlüsse als 
„epochale Entscheidungen“ bezeichnet. Von „Tendenz“ 
war nicht die Rede. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, Sie sollten bei der Wahrheit bleiben. Wenn es 
Sie aber tröstet, darf ich Ihnen sagen: Sie haben heute die 
Möglichkeit, eine „epochale“ Entscheidung zu treffen, in-
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dem Sie sich unmissverständlich, eindeutig und klar für 
den Erhalt der Lernmittelfreiheit in der bisherigen Form 
aussprechen. 

Unsere Gesellschaft und unsere Familien brauchen das 
Signal, dass wir uns dazu bekennen, dass wir Kinder 
brauchen, um als Gesellschaft eine Zukunft zu haben und 
dass die jungen Leute alle möglichst gut ausgebildet sein 
müssen, um eine Zukunft in dieser Gesellschaft zu haben 
und unsere Zukunft zu sichern. Deswegen geht es nicht 
an, die Lasten und Sorgen um die gute Bildung den Fami-
lien aufzulasten.

In diesem Sinne appelliere ich noch einmal an Sie: Been-
den Sie das Trauerspiel. Geben Sie offen zu, dass Sie 
einen Fehler gemacht haben und machen Sie ihn rück-
gängig.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Schneider. Bitte schön, Herr Kolle-
ge. 

Siegfried Schneider (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich möchte nichts aus der Debatte 
von heute Vormittag wiederholen, sondern darauf verwei-
sen. Die Argumente wurden anlässlich der Aktuellen Stun-
de bereits ausgetauscht.

Ich möchte einige Anmerkungen aus meiner Sicht ma-
chen, um Einiges zu verdeutlichen. 

Erstens. Uns geht es darum, dass in gemeinsamer Verant-
wortung von Staat, Kommune und Elternschaft der Buch-
bestand an unseren Schulen optimiert wird. Dafür soll 
künftig mehr Geld zur Verfügung stehen.

Zweitens. Die Schule bekommt das Geld als Budget. 

(Marianne Schieder (SPD): Von den Eltern!)

Es unterliegt nicht dem Zugriff des Bürgermeisters oder 
des Finanzministers, sondern die Schule bekommt das 
Geld in Form eines Budgets, mit dem die Schule gemein-
sam mit den Eltern eigenverantwortlich umgehen wird.

(Marianne Schieder (SPD): Das könnte auch mit 
Landeszuschüssen gehen!)

Im Schulforum wird in gemeinsamer Verantwortung abge-
stimmt, was notwendig ist und was angeschafft werden 
soll.

Einzelfragen, meine sehr verehrten Damen und Herren – 
das habe ich heute Vormittag angekündigt – werden wir 
mit den Elternverbänden, den Lehrerverbänden und den 
kommunalen Spitzenverbänden klären. Im Bayerischen 
Landtag wird sicherlich eine intensive Debatte stattfinden, 
wenn der Gesetzentwurf eingereicht ist und die Einzelhei-
ten letztendlich festgelegt sind.

Für die CSU-Fraktion kündige ich an, dass wir den Dring-
lichkeitsantrag ablehnen werden.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung, die in na-
mentlicher Form erfolgen soll. Hierzu sind auf beiden Sei-
ten des Sitzungssaales und auf dem Stenografentisch 
Urnen bereitgestellt. Aufgrund des neuen elektronischen 
Auszählsystems können Sie Ihre Stimmkarte unabhängig 
vom jeweiligen Votum in jede der Urnen einwerfen.

Kolleginnen und Kollegen, mit der Stimmabgabe kann 
nun begonnen werden. Hierfür stehen fünf Minuten zur 
Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 13.39 bis 13.44 
Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist 
abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außer-
halb des Plenarsaales ermittelt und das Ergebnis später 
bekannt gegeben. Wir fahren zwischenzeitlich mit der 
Beratung der Dringlichkeitsanträge fort. Ich bitte, Platz zu 
nehmen.

(Glocke der Präsidentin)

Ich bitte die Plätze einzunehmen.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Joachim 
Herrmann, Markus Sackmann, Franz Josef Pschierer 
und anderer und Fraktion (CSU)
Preis-/Leistungsverhältnis im Schienenverkehr 
verbessern (Drucksache 15/1693)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Dr. Thomas Beyer, Dr. Hildegard Kronawitter und 
Fraktion (SPD)
Keine Preiserhöhungen im Fern- und Nahverkehr der 
Deutschen Bahn AG (Drucksache 15/1702)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Für die CSU-
Fraktion hat sich Kollege Rotter zu Wort gemeldet.

Eberhard Rotter (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Nach der völlig missglückten Preisre-
form des Jahres 2003 leistet sich die Deutsche Bahn AG 
nun in diesem Jahr bereits die zweite Preiserhöhung. Als 
Begründung werden gestiegene Energiekosten angege-
ben, was zunächst durchaus der Wahrheit entspricht. Die 
Energiekosten sind auch für die Deutsche Bahn gestie-
gen, allerdings bei weitem nicht in einem Ausmaß, dass 
eine Preiserhöhung in der Form, wie sie nun kommen soll, 
gerechtfertigt wäre.

Als die Pläne vor einigen Wochen bekannt wurden, hat die 
Bahn in bekannter Manier zunächst einmal abgewiegelt. 
Jetzt ist allerdings die Preiserhöhung mit Wirkung ab 12. 
Dezember 2004 beschlossen worden. Bahnchef Meh-
dorn, der für seine meist sehr feinfühlig und feinsinnig 
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gewählten Worte bekannt ist, hat dazu geäußert: „Nach-
dem wir die Dresche schon gekriegt haben, machen wir 
das auch.“

Mit der Preiserhöhung sollte die Bahn fit gemacht werden 
für den Börsengang im Jahr 2006. Die Braut sollte, wie zu 
lesen war, schön geschminkt werden, sprich, die Bahn 
erhofft sich dadurch Mehreinnahmen, sodass DB-Aktien 
auch eher gekauft werden und die Börse die Bahn erfolg-
reicher platzieren kann. Zwar ist der Börsengang für 2006 
abgeblasen, weil der DB-Vorstand einsehen musste, dass 
die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Platzierung 
nicht gegeben waren. Gleichwohl soll die Preiserhöhung 
kommen. 

Mit der Preiserhöhung stellt die Bahn die Weichen in die 
völlig falsche Richtung. Damit werden weitere Bahnkun-
den wegbleiben. Der Erlös der DB-AG wird sich dadurch 
gewiss nicht verbessern. Ich erinnere daran, dass die 
Preiserhöhung bei Fernverkehrsstrecken zwischen 150 
und 400 km 3,4 % betragen soll. Bei Strecken von 400 bis 
750 km sind es immer noch 2,4 %. Bei Zeitkarten wird das 
Bahnfahren durchschnittlich um 3,3 % teurer. Allerdings 
geht in der Diskussion gelegentlich unter, dass auch der 
sehr at≠traktive Mitfahrerrabatt künftig abgeschafft wird. 
Wenn mehrere Personen gemeinsam mit der Bahn fahren, 
müssen nach dem noch gültigen Preissystem die zweite, 
wie auch die dritte und jede weitere Person nur die Hälfte 
bezahlen. Dieser Rabatt soll abgeschafft werden. Damit 
werden die Mitfahrerpreise glatt verdoppelt. Als Begrün-
dung zur Einführung dieses Mitfahrerrabatts hat die Bahn 
angegeben, dass sie damit die Konkurrenz zum Auto be-
stehen wolle, weil beim Auto das Mitfahren praktisch 
gratis erfolge. Dieses Argument gilt nach wie vor, die Bahn 
aber konterkariert es völlig und will den Mitfahrerrabatt 
abschaffen, von dem im Übrigen auch die Familien profi-
tiert haben. Wenn nämlich ein Paar mit mehreren Kindern 
gefahren ist, hat die erste Person den vollen Preis bezahlt, 
die zweite Person die Hälfte und die Kinder, sofern sie 
unter 14 Jahren waren, sind völlig frei mitgefahren. 

Im Nahverkehr will die Bahn ebenfalls zuschlagen. Bis 100 
km ist ein Aufschlag von 3,9 % geplant. Von 100 bis 300 
km werden um 3,3 % höhere Preise angestrebt. Bei Mo-
natskarten außerhalb von Verbünden – dafür gelten ande-
re Regelungen – sollen 3,3 % mehr bezahlt werden, bei 
Wochenkarten sogar 3,9 % mehr.

Ich bin unserem Wirtschafts- und Verkehrsminister Otto 
Wiesheu sehr dankbar dafür, dass er sofort nach Bekannt-
gabe dieser Preiserhöhungen angekündigt hat, sie im 
Nahverkehr – nur da hat er leider etwas zu sagen – nicht 
widerspruchslos hinzunehmen. Das Argument höherer 
Energiekosten greift im Gegensatz zum Fernverkehr beim 
Nahverkehr nicht, denn beim Nahverkehr zahlt der Frei-
staat Bayern bereits höhere Ausgleichsleistungen an die 
Bahn, und dabei ist eine Energiepreissteigerungsklausel 
mit enthalten. 

Wir wollen nun mit dem vorliegenden Antrag, sofern er 
den Nahverkehr betrifft, unseren Staatsminister Dr. Wies-
heu darin bestärken, dass er im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens der Länder, welches für Preiserhöhun-

gen im Nahverkehr vorgesehen ist, den Preiserhöhungen 
widerspricht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Preis-/
Leistungsverhältnis bei der Bahn stimmt schon lange 
nicht mehr. Viele Kollegen sind Bahnpendler. Wer länger 
im Landtag ist, könnte weiß Gott Bücher über das schrei-
ben, was man auf diesen Bahnfahrten schon alles erlebt 
hat. Ich weiß, dass gerade Kollege Manfred Christ immer 
einen sehr intensiven Briefwechsel mit den Bahnoberen 
pflegt. Er könnte diesen Briefwechsel sicher schon in ge-
bundener Form herausgeben. Wir erleben häufig überfüll-
te Züge, und das nicht nur jetzt zur Wies’n-Zeit. Die Bahn 
ist viel zu unflexibel. Besonders ärgerlich ist, dass gerade 
Schülerzüge regelmäßig weit überbesetzt sind. Im Allgäu 
beispielsweise fährt die Bahn zwischen ein Uhr und zwei 
Uhr nachmittags, wenn die Schüler unterwegs sind, nur 
mit einer Triebwagengarnitur, während sie sonst vormit-
tags und nachmittags, wenn deutlich weniger Reisende 
fahren, mit Doppelgarnituren fährt. Das ist absolut unver-
ständlich und auch nicht akzeptabel. 

Der Service geht immer weiter zurück. Ich erinnere daran, 
dass wir vor der Sommerpause über Schalterschließun-
gen geklagt haben, die in großem Umfang weiter beab-
sichtigt sind. Es fehlt die Beratung. Nicht alle Bahnkunden 
lassen sich auf so genannte Hotlines verweisen. Wenn 
man Auskünfte über oberbayerische Zugverbindungen 
haben möchte, hat man möglicherweise eine Dame aus 
Schleswig-Holstein am Telefon, die mit den regionalen 
Gegebenheiten natürlich nicht so vertraut ist. Wir brau-
chen weiterhin auch den Rat durch Bahnmitarbeiter vor 
Ort. Wir brauchen die Beratung vor Ort. Mangelhafte In-
formationen in den Zügen und an den Bahnhöfen und 
kaputte Automaten sind ein weiteres Ärgernis. In man-
chen Zügen sind die Zugbegleiter bereits wegrationalisiert 
worden, was bei mehrteiligen Triebzügen besonders pro-
blematisch ist, selbst wenn noch ein Zugbegleiter dabei 
ist, denn dieser kann dann innerhalb des Zuges nicht 
durchgehen. Wenn kein Zugbegleiter dabei ist, hat nur der 
Fahrgast im vorderen Zugteil überhaupt die Möglichkeit, 
mit dem Lokführer und damit mit einem Bahnmitarbeiter 
Kontakt aufzunehmen. Oft ist kein Platz für Fahrräder vor-
handen. Auch das ist eine berechtigte Klage, die immer 
wieder geführt wird. Die Liste ließe sich beliebig fortset-
zen. 

Die Leistungen gehen immer mehr zurück. Längere Fahr-
zeiten sind bereits fahrplanmäßig eingeplant, weil die 
Bahn weiß, dass das Netz verlottert und damit immer 
mehr Langsamfahrstellen vorgesehen sind. Daher passt 
die Preiserhöhung tatsächlich wie die sprichwörtliche 
„Faust aufs Auge“. 

Ich verkenne nicht, dass es auch durchaus Schnäppchen 
bei der Bahn gibt. Teilweise kann man sehr günstig Bahn 
fahren. Ich selbst versuche diese Schnäppchen auch im-
mer auszunutzen. Allerdings muss man sich dazu schon 
sehr gut auskennen. Die große Masse der Bahnfahrer tut 
das eben nicht. Ich habe mir auch in diesem Sommer 
wieder das Vergnügen gegönnt, mehrere Tausend Kilome-
ter mit dem DB-Fernverkehr zu fahren. Ich habe hier leider 
im Vergleich mit den vergangenen Jahren zunehmend 
unfreundliche und überforderte Liegewagenbetreuer ge-
troffen, unpünktliche Züge und eine verschlechterte Aus-
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stattung sowie eine völlig unzureichende Information bei 
Störungen festgestellt.

Insgesamt muss festgestellt werden, dass die Leistungen 
schlechter werden. Das Preis-/Leistungsverhältnis stimmt 
nicht mehr. Also müsste die Bahn die Preise eigentlich 
senken, wenn sie schon nicht bereit ist, die Leistungen zu 
verbessern. Ich bin mir darüber im Klaren, dass diese For-
derung natürlich illusorisch ist. Wir müssen aber das tun, 
was vielleicht doch noch machbar ist: Wir müssen versu-
chen, diese Preiserhöhung zu verhindern. Diese Preiser-
höhung muss zurückgenommen werden. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
Verkehrsminister Stolpe am Zug, was den Fernverkehr 
anbelangt. Er darf im Rahmen des Beschwerdeverfahrens 
die Preiserhöhung nicht einfach abnicken; er muss viel-
mehr die Notbremse ziehen. Hier ist die Bundesregierung 
nämlich in der Mitverantwortung. Die Bahn leidet natürlich 
unter der hohen Ökosteuer, die sie im Gegensatz zu ihren 
europäischen Mitbewerbern zahlen muss. Sie ist auch 
durch den vollen Mehrwertsteuersatz, den sie im Fernver-
kehr bezahlen muss, ganz erheblich belastet. Es gab 
schon Zusagen, diesen Mehrwertsteuersatz zu halbieren. 
Allerdings ist angesichts des großen Finanzlochs im Bun-
desetat davon keine Rede mehr. Ich frage mich, liebe 
Kolleginnen und Kollegen: Was darf sich der Duzfreund 
des Kanzlers, Bahnchef Mehdorn, noch alles leisten? 
Dass er häufig ein – salopp gesagt – rotziges Verhalten an 
den Tag legt, hat er erst jüngst wieder bewiesen, als er die 
Verkehrspolitiker des Bundes der Reihe nach in einem 
Brief abgewatscht hat; die von der SPD hat er allerdings 
ausgenommen. Dafür hat er sich mittlerweile entschuldi-
gen müssen. Wie lange soll die Auseinandersetzung von 
Bundesverkehrsministerium und der Bahn um die Bun-
desmittel für die Schiene eigentlich noch weitergehen? 
Das ist natürlich mit der Hintergrund dafür, dass die Bahn 
schlecht dasteht. Insoweit kann ich dem Transnet-Chef 
Hansen nur zustimmen, der laut „Süddeutscher Zeitung“ 
vom 22. September gesagt haben soll: Kein Unternehmen 
verkraftet es, wenn Eigentümer und Vorstand sich ein sol-
ches Schauspiel leisten. 

Ja, hier muss die Bundesregierung endlich eingreifen. 
Meine Damen und Herren, Sie haben mitbekommen, dass 
die SPD einen Dringlichkeitsantrag nachgezogen hat. Sie 
hat unseren Dringlichkeitsantrag abgeschrieben und sie 
hat lediglich einmal das Wort „Bundesregierung“ ausge-
lassen. Das ist der gravierende Unterschied der beiden 
Anträge. Natürlich sollte auch die SPD zur Kenntnis neh-
men, dass die Bundesregierung am Zuge ist. Kollege Dr. 
Beyer hat das in seiner Pressemitteilung von voriger Wo-
che durchaus anerkannt. Wenn Sie also das Wort „Bun-
desregierung“ einfügen, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, können wir Ihrem Antrag zustimmen. An-
sonsten werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

Der Bund muss endlich im Bahn-Aufsichtsrat handeln. Die 
zweite Preiserhöhung 2004 ist den Kunden nicht zumut-
bar. Das Preis-Leistungs-Verhältnis im Schienenverkehr 
muss dringend verbessert werden.

Was den Bereich Nahverkehr anbelangt, hoffe ich darauf, 
dass im Verkehrsdurchführungsvertrag und insbesondere 

im Rahmenvertrag, den der Freistaat Bayern mit der DB 
AG paraphiert hat und der in diesem Jahr endgültig von 
Staatsregierung und Landtag beschlossen werden soll, 
entsprechendes Gewicht darauf gelegt wird. Wir werden 
mit Sicherheit im Wirtschafts- und Verkehrsausschuss 
darauf sehr genau achten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich bitte um Zustimmung zu unserem 
Antrag. Wir müssen hier die Notbremse ziehen.

(Beifall bei der CSU) 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rotter. Als Nächster erteile ich Ihnen, Frau 
Kollegin Dr. Kronawitter, das Wort. Bitte schön.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Kollege Rotter hat im Detail 
genau dargestellt, wie ärgerlich die beabsichtigten Prei-
serhöhungen der Bahn sind. Dies gilt sowohl für den Fern-
verkehr als auch für den Nahverkehr. Der Landtag ist be-
müht – das kann man über alle Fraktionen hinweg festhal-
ten – daran mitzuwirken, dass die geplante Preiserhöhung 
nicht stattfindet und dass wir sie abwehren müssen. Wir 
sehen keine Rechtfertigung für eine erneute Preiserhö-
hung. Das ist unser gemeinsames Anliegen, und ich mei-
ne auch, dass die Bevölkerung von uns entsprechende 
Unterstützung erwartet. 

Wir wollten eine bürgernahe Preisgestaltung und nicht 
den beabsichtigten schnellen Börsengang der DB AG. 
Das, denke ich, wird auch in dieser Diskussion klar. Hier 
geht es um eine Dienstleistung für die Bürgerinnen und 
Bürger, die unersetzbar ist, die gut bleiben muss und die 
in der Preisgestaltung angemessen sein muss. 

Kollege Rotter hat schon angesprochen, dass wir einen 
eigenen Antrag gestellt haben. Ich möchte mich zunächst 
aber mit dem Antrag der CSU beschäftigen, damit Sie 
sehen, warum wir einen eigenen Antrag nachgezogen 
haben. Im ersten Satz des CSU-Dringlichkeitsantrags 
heißt es: „Die Staatsregierung wird aufgefordert, die von 
der Deutschen Bahn AG angekündigten Preiserhöhungen 
im Fern- und Nahverkehr nicht zu akzeptieren.“ Natürlich 
stimmen wir mit diesem Satz überein. Aber was soll dann 
der zweite Satz: „Die Staatsregierung soll sich gegenüber 
der Bundesregierung dafür einsetzen, dass die geplante 
Preiserhöhung im Fernverkehr zurückgenommen wird.“? 
Was soll diese Aufforderung gerade hier vom Landtag 
aus? Ich habe die Presseerklärungen der Bundestags-
fraktionen angeschaut, ich habe auch die Stellungnahme 
der Bundesregierung dazu gelesen. Bereits da wird klar 
Position bezogen. Außerdem bin ich immer sehr dafür, 
dass dort Einfluss genommen wird, wo es einen kurzen 
Draht gibt. Ich registriere häufig und lese sogar in den re-
gionalen Zeitungen, dass Minister Wiesheu mit dem Chef 
der Deutschen Bahn verhandelt, also mit Herrn Mehdorn. 
Herr Mehdorn war zum Beispiel kürzlich in Freising. Es 
gibt da also einen sehr engen Kontakt mit unserem Wirt-
schafts- und Verkehrsminister. Da erwarte ich doch, dass 
der kurze Dienstweg genommen wird und Minister Wies-
heu unverzüglich Herrn Mehdorn den Protest des Land-
tags nahe bringt. Herr Wiesheu sollte mit Herrn Mehdorn 
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nicht nur über den Transrapid sprechen, sondern auch 
über dieses Thema. Eine ganz aktuelle Gelegenheit für 
Herrn Minister Wiesheu oder auch für den Staatssekretär, 
diesen Protest an die DB AG weiter zu tragen, bietet der 
Verkehrsdurchführungsvertrag, der immer noch nicht ab-
geschlossen ist, obwohl er bereits vor über einem Jahr 
paraphiert und im Wahlkampf groß gefeiert wurde. Wir 
wissen: Er ist noch nicht unterschrieben. Im Ausschuss 
haben wir den Bericht dazu noch nicht bekommen. Hier, 
denke ich, hat Minister Wiesheu, und das ist ja ein Vorteil, 
eine Gelegenheit, genau diese Punkte, die hier themati-
siert sind, einzubringen. 

Im Verkehrsdurchführungsvertrag geht es auch um die 
Leistungen, die Sie, Herr Rotter, hier so moniert haben. 
Auch im Fachausschuss waren wir uns immer einig in den 
Positionen, die als Kritik gegenüber der Bundesbahn ge-
nannt wurden.

Nun zum Fernverkehr. Ich finde, dieser Aufforderung an 
die Bundesregierung bedarf es nicht. Gestern wurde ja 
darüber berichtet, dass der Bundesverkehrsausschuss 
unter Vorsitz eines CSU-Bundestagsabgeordneten deut-
lich mit Stolpe über dieses Thema geredet hat. Eine er-
neute Debatte hierüber wäre lediglich ein Nachtarocken. 
Ich vermute aber etwas ganz anderes, nämlich dass es 
der CSU wiederum wieder nur darum geht, die Bundesre-
gierung in die Pflicht zu nehmen, damit die Verärgerung 
und die Wut der Bevölkerung über die Preisgestaltung der 
Bahn auf die Bundesregierung gelenkt wird. Ich sage Ih-
nen: Das ist der Grund, warum wir Ihrem Antrag nicht zu-
stimmen können. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rotter?

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Ja, bitte.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Bitte schön, 
Herr Kollege Rotter.

Eberhard Rotter (CSU): Frau Kollegin Dr. Kronawitter, 
sind Sie bereit, zuzugeben, dass das Preiserhöhungsver-
fahren im Bereich Fernverkehr und im Bereich Nahverkehr 
völlig unterschiedlich läuft, was die Mitwirkungsmöglich-
keiten der Länder auf der einen Seite im Nahverkehr und 
auf der anderen Seite der Bundesregierung im Fernver-
kehr betrifft?

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Bitte schön, 
Frau Kollegin.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Leider zeigt mir Ihre 
Frage, Herr Kollege Rotter, dass Sie nicht gut zugehört 
haben.

(Eberhard Rotter (CSU): Oh doch!)

Denn sonst hätten Sie festgestellt, dass ich genau zwi-
schen Nahverkehr und Fernverkehr differenziert habe. Ich 
bitte Sie, im Protokoll meine Ausführungen nachzulesen; 
dann wissen Sie, was ich gemeint und gesagt habe.

Hier wird der Adressat „Bundesregierung“ gewählt, um 
Stimmung zu machen. Das halten wir sachlich nicht für 
richtig und auch für überflüssig. Wir fordern die Bayeri-
sche Staatsregierung schließlich auch nicht auf, das oder 
jenes zu tun, wenn wir von einem Unternehmen etwas 
wollen, damit dieses Unternehmen dann etwas Bestimm-
tes leistet. 

Unser Antrag enthält vier Punkte. Erstens. Wir protestie-
ren gegen die geplante Erhöhung der Bahntarife ein-
schließlich der Erhöhung des Preises für das Bayernticket. 
Herr Rotter, Sie haben es hier und in den Presseerklärun-
gen nicht angesprochen, dass das Bayernticket um 20 % 
teurer geworden ist. Das gehört zum Nahverkehr, und Sie 
haben hier thematisiert, dass die Tarife auch im Nahver-
kehr angehoben werden sollen.

(Zuruf des Abgeordneten Eberhard Rotter (CSU))

Wir betrachten 20 % Erhöhung beim Bayernticket als ei-
nen harten Schlag; das gehört mit zu unserem Protest.

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir fordern die Staatsregierung dazu auf, die-
sen Protest des Landtags unmittelbar an die DB AG her-
anzutragen. Die Wege sind hier kurz; das können wir in 
der Zeitung nachlesen. Daher sollten die kurzen Wege 
auch für diesen Zweck genutzt werden.

Drittens. Wir erwarten, dass im Verkehrsdurchführungs-
vertrag, den wir im Fachausschuss behandeln werden, ein 
attraktives Preis-/Leistungsverhältnis sichtbar wird und 
dass hier angemessen Einfluss genommen wird.

Viertens. Beim Nahverkehr soll die Staatsregierung im 
Rahmen des Zustimmungsverfahrens der Länder wider-
sprechen. Da haben wir uns Ihrer Formulierung mehr oder 
weniger angeschlossen. 

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um Zustimmung zu 
unserem Antrag. Wir werden uns bei der Abstimmung 
über den Antrag der CSU enthalten. Die Begründung hier-
für habe ich vorhin vorgetragen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der 
GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Als Nächster hat 
sich Herr Kollege Dr. Magerl zu Wort gemeldet, bitte. 

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die geplanten Preiser-
höhungen durch die DB AG werden auch von uns abge-
lehnt. Sie sind ein Ärgernis, ein Schlag ins Gesicht der 
Bahnkunden, die auf günstige Preise angewiesen sind. 
Wir müssen gemeinsam alles unternehmen, damit diese 
Preiserhöhungen weder im Fern- noch im Nahverkehr 
eintreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Begründungen, die man von der Bahn hört, sind alle 
nicht stichhaltig und sehr fadenscheinig. Erst wurde ver-



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode1622 Plenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 1623

sucht, mit den Energiepreisen zu argumentieren, aber 
diese Erhöhung ist längst abgegolten. Dann hat man mit 
Abschreibungen für Fahrzeuge argumentiert, die man erst 
noch kauft. Eine solche Argumentation ist geradezu hane-
büchen. Diese Erhöhungen dienen ausschließlich dazu 
– das ist schon erwähnt worden -, um den Börsengang 
vorzubereiten. Das kann doch nicht sein, dass die Bahn 
die Preise für das umweltfreundliche Verkehrsmittel Bahn 
nur deswegen erhöhen will, um auf Biegen und Brechen 
einen einmal ins Auge gefassten Termin, nämlich 2006, 
der mittlerweile schon den Bach runter gegangen ist, ein-
halten kann. 

Die Mitwirkungsmöglichkeiten und die Chancen, hier ein-
zugreifen, sind in der Tat unterschiedlich. Im Falle des 
Nahverkehrs wird das Ganze durch § 12 Absatz 5 des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes geregelt. Dagegen kann 
widersprochen werden. Der Widerspruch setzt ein länge-
res Verfahren in Gang, und man muss sehen, was dabei 
herauskommt. Wir sehen dabei die Gefahr, dass mögli-
cherweise nicht alle Länder Widerspruch einlegen, sodass 
es zu einem Auseinanderklaffen kommt, aber man sollte 
auf alle Fälle versuchen, Widerspruch einzulegen; viel-
leicht kommen die Leute bei der Bahn doch noch zum 
Nachdenken. Ich bitte darum, diesen Widerspruch mit 
angemessener Verve und großem Nachdruck vorzutra-
gen. Wir wollen nicht hoffen, dass sich das Ministerium 
von der Überlegung leiten lässt, dass man die Bahn an 
anderer Stelle für Unsinnsprojekte wie den Transrapid 
noch braucht und sie deshalb nicht verprellen möchte.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Beim Fernverkehr liegt die Tarifhoheit beim Bund. Die DB 
soll den Fernverkehr eigenwirtschaftlich erbringen. Die 
geplanten Preiserhöhungen legen den Schluss nahe, dass 
das, was die Bahn macht, wohl mehr ein eigensinniges 
Wirtschaften ist als eine vernünftige Politik. Ob durch die 
Preiserhöhungen das Ergebnis der Bahn verbessert wer-
den kann, muss stark bezweifelt werden. Die letzten Ver-
suche zum Umbau des Tarifsystems haben klar gezeigt, 
dass das von der Bahn geplante Ergebnis nicht erzielt 
werden konnte, sondern eigentlich das Gegenteil. Auch 
das ist hier zu befürchten.

Jetzt muss ich doch noch einige Kritik an der CSU üben; 
denn in gewissem Umfang ist der Antrag, auch wenn wir 
ihm zustimmen werden – auch dem der SPD – eine Heu-
chelei. Die CSU hat es mit zu verantworten, dass die Er-
gebnisse der Bahn zum Teil so schlecht sind, weil sie der 
Bahn so unsinnige und überflüssige Objekte wie die ICE-
Neubaustrecke Nürnberg – Ingolstadt aufoktroyiert hat 
bzw. weiter aufoktroyieren will. Das führt bei der Bahn na-
türlich zu einer sehr schlechten Ertragssituation. Gerade 
Herr Wiesheu ist dafür maßgeblich mit verantwortlich. Sie 
kennen alle die Kostenentwicklung bei der Strecke: Der 
Betrag ist zwar gleich geblieben, aber „DM“ wurde durch 
„Euro“ ersetzt; so sehr hat sich diese Strecke verteuert. 
Entsprechend schlägt das gerade beim Fernverkehr auf 
das Ergebnis der Bahn durch. Das muss man an dieser 
Stelle ganz klar und deutlich in Richtung CSU sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Wir haben hier im Landtag immer davor gewarnt. Hier ist 
viel Geld verbrannt worden, und hier wird viel Geld ver-
brannt. Es ist ganz klar, wer die Schuld daran trägt. 

Herr Kollege Rotter, Ihre Krokodilstränen über die Mehr-
wertsteuer kann ich gerade beim internationalen Verkehr 
nicht verstehen. Es war die Union, die im Bundesrat ver-
hindert hat, dass im Luftverkehr die Mehrwertsteuer ein-
geführt und im Gegenzug die Mehrwertsteuer bei der 
Bahn halbiert wird. Hier hat die Union blockiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Da brauchen Sie sich nicht hier herzustellen und zu sagen, 
das Ganze sei schlecht. Natürlich ist es schlecht, dass die 
Bahn in vollem Umfang Mehrwertsteuer abführen muss 
und der Luftverkehr als Konkurrent nicht. Es sind Kroko-
dilstränen, die Sie hier vergießen.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Heuchelei ist es auch – Frau Kollegin Kronawitter hat das 
Bayernticket schon angesprochen -, wenn Sie die 20 % 
Erhöhung nicht beklagen. Die BEG unterliegt in vollem 
Umfang der Hoheit des Wirtschaftsministeriums. Wenn 
der Freistaat Bayern so hinlangt, kann man es der Bahn 
nicht ganz verdenken, wenn sie das auch probieren will, 
um ihr Ergebnis vor dem Börsengang zu verbessern.

Lassen Sie mich noch einiges zum Themenbereich Preis-
/Leistungsverhältnis sagen. Auch hier könnte der Freistaat 
Bayern einiges mehr leisten, als er das momentan tut. Der 
Verkehrsdurchführungsvertrag – ich empfinde das als 
Skandal – ist zwar vor der Wahl mit großem Tamtam ange-
kündigt worden und ist paraphiert worden. Bis heute aber 
war er nicht im Kabinett, geschweige denn im zuständi-
gen Ausschuss im Bayerischen Landtag. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Das kann es doch wohl auch nicht sein, dass ein Vertrag, 
der vor über einem Jahr paraphiert wurde, ewig im Minis-
terium liegt, ehe er im Kabinett und im Landtag weiterbe-
handelt wird. Gerade dieser Vertrag gäbe die Möglichkeit 
für Verbesserungen im Preis-/Leistungsverhältnis. Da ist 
das Interesse im Ministerium offensichtlich auch nicht 
sehr groß. Nach wie vor werden Geldmittel aus dem Nah-
verkehr, Regionalisierungsmittel, abgezweigt, beispiels-
weise für die Transrapidplanung. Ihr Parteifreund Gauwei-
ler hat den Transrapid ja so schön als Vorortbahn bezeich-
net, die überflüssig und unsinnig ist. Da gehen die Geld-
mittel rein und nicht in die Verbesserung der Leistungen 
des Nahverkehrs. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie sollten stärker dafür sorgen, dass die Geldmittel dahin 
kommen, wo sie hingehören, und nicht zweckentfremdet 
werden.
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Zum Abschluss möchte ich noch ein Beispiel vortragen, 
um zu zeigen, wie Sie denken und wohin Sie die Mittel 
auch im neuen Haushalt geben wollen. Wir unterstützen 
zwar das Antragsbegehren, aber ich möchte schon auf-
zeigen, wie Sie anderswo handeln. Mir liegt der Entwurf 
des Doppelhaushalts 2005/2006 vor, Stand 28. Septem-
ber 2004. Im Einzelplan 7 heißt es auf Seite 44 zur Ver-
wendung des Erlöses aus dem Verkauf der Regentalbahn 
im letzten Absatz auf dieser Seite: „Der restliche Erlös von 
19,4 Millionen Euro soll in Höhe von 7 Millionen Euro zur 
Restfinanzierung des Ausbaus des Flugplatzes Hof 
– Plauen  
 verwendet werden.“ Sie verwenden also Mittel aus dem 
Verkauf von Eisenbahninfrastruktur, um den Konkurrenten 
Luftverkehr auszubauen. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Das ist eine Saue-
rei!)

– Völlig richtig, Frau Kollegin Bause, das ist eine Sauerei, 
was hier läuft. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dieser Antrag der CSU ist eigentlich ein Schaufensteran-
trag und eine Heuchelei. Weil aber der Inhalt in Ordnung 
ist, werden wir ihm trotzdem zustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN – Heiter-
keit bei der SPD – Joachim Wahnschaffe (SPD): 
Das war eine Rolle rückwärts!)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staatssek-
retär Spitzner hat für die Staatsregierung um das Wort 
gebeten. Bitte, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Hans Spitzner (Wirtschaftsministerium): 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gestat-
ten Sie mir ein paar Anmerkungen. Frau Dr. Kronawitter, 
Sie haben die Preiserhöhung beim Bayernticket ange-
sprochen. Bitte unterscheiden Sie intellektuell genau: Es 
ist der Antrag auf Erhöhung von 15 Euro auf 18 Euro ge-
stellt worden. Das ist Tatsache. Tatsache ist auch, dass 
wir diesem Antrag auf Preiserhöhung ganz bewusst bis 
dato nicht zugestimmt haben, weil uns einiges an der Ar-
gumentation der Bahn nicht stimmig und überzeugend 
genug erschien. 

(Dr. Hildegard Kronawitter (SPD) meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

– Ja, bitte.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Staatssekretär, 
dürfen wir Ihre Stellungnahme so verstehen, dass Sie die-
sem Antrag nicht stattgeben werden? Mit „Sie“ meine ich 
das Wirtschaftsministerium. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staatssek-
retär, bitte.

Staatssekretär Hans Spitzner (Wirtschaftsministerium): 
Erstens. Die Bahn hat selbstverständlich das Recht, einen 

Antrag zu stellen. Der Antrag ist gestellt und nach unserer 
Meinung nicht mit stichhaltigen Argumenten untermauert 
worden. Die Bahn hat gesagt, sie wird in der laufenden 
Diskussion noch weitere Argumente bringen. Sie können 
davon ausgehen, dass wir diese Argumente sehr kritisch 
und sorgsam prüfen werden. Deswegen kann ich heute 
noch nichts sagen.

Zweitens. Herr Kollege Dr. Magerl, Sie haben kritisiert, 
dass der Verkehrsdurchführungsvertrag noch nicht end-
gültig beschlossen, sondern nur paraphiert wurde. Warum 
hat Otto Wiesheu das getan? – Otto Wiesheu hat das im 
Interesse des Freistaates Bayern und im Interesse der 
Bahnkunden getan. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist eine Prestige-
frage!)

– Nein, das ist keine Prestigefrage. Reden Sie mit Ihren 
Verkehrspolitikern in den anderen Landesparlamenten. Es 
ist ein offenes Geheimnis, dass die Verkehrspolitiker in 
den anderen Landesparlamenten, ob von der grünen oder 
von der roten Seite, uns beneiden, weil sie meinen, die 
Bayern handeln im Interesse der Bahnkunden konse-
quent. Wir haben nach der Paraphierung festgestellt, dass 
einiges noch nicht stimmig ist. In diesem Fall gibt es zwei 
Möglichkeiten: Man kann sagen, Hühneraugen zudrü-
cken, wir unterzeichnen. Das wäre der falsche Weg. Dafür 
würden Sie uns hier im Hohen Hause zu Recht kritisieren. 
Otto Wiesheu hat deshalb ganz klar gesagt, wir wollen 
hier nachverhandeln. Frau Dr. Kronawitter, Sie haben 
schon dargelegt, was die Bahn permanent fordert. Wir 
wollen in den Nachverhandlungen festgelegt haben, dass 
solche Step-by-step-Forderungen der Bahn künftig aus-
geschlossen sind.

Drittens. Man kann über die Bahnmittel streiten. Herr Kol-
lege Dr. Magerl, Preiserhöhungen bei großen Neubaustre-
cken der Bahn gibt es derzeit nicht nur in Bayern, sondern 
auch in Nordrhein-Westfalen oder in Hamburg, wo Sie an 
der Regierung sind. 

Ich darf Ihnen Folgendes sagen: Als wir 1998 die Bundes-
tagswahl verloren haben, waren Otto Wiesheu und ich an 
dem bewussten Montag furchtbar geknickt. 

(Unruhe)

– Hören Sie doch zu. Wir saßen beieinander und haben 
gesagt, wir sind gute Demokraten und erkennen dieses 
Ergebnis an.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Wir haben uns gesagt, ein Positives hat die Entscheidung: 
Die GÜNEN haben angekündigt, es gibt Geld, Geld und 
nochmals Geld für die Schiene. Ich habe zu Otto Wiesheu 
gesagt, wir werden in den nächsten Wochen, Monaten 
und Jahren aus dem Bundeshaushalt so viel Geld für die 
Schiene bekommen, dass wir uns nicht mehr retten kön-
nen. Wir bedauern schon jetzt unseren Kollegen Günther 
Beckstein, weil er für die Straße nichts mehr bekommt. Ihr 
Kollege Schmidt hat gesagt, das wird Wirklichkeit werden. 
Fazit Ihrer Versprechungen: Inflation der Hoffnungen, In-
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flation der Sprüche, Begeisterung, Verwirrung, Ernüchte-
rung, Suche der Schuldigen, Bestrafung der Nichtschuldi-
gen, Auszeichnung der Nichtbeteiligten – genau das ist 
gekommen.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, im Grunde genommen ist bis 
dato bis auf Ihre Sprüche nichts gekommen. Es war 
nichts. Herr Dr. Magerl, wir haben unsere Korrekturen we-
nigstens zugegeben, aber Sie haben bis heute nichts 
korrigiert. Fakt ist, dass noch nie so wenig Geld für die 
Schiene im Bundeshaushalt vorhanden war wie derzeit. 
Das ist der eigentliche Skandal. 

(Beifall bei der CSU)

Ich komme kurz zum Antrag. Erstens. Herr Staatsminister 
Dr. Wiesheu hat klar und deutlich erklärt, dass die von der 
DB AG als Begründung angeführte Kostensteigerung bei 
der Energie kein Argument ist, weil die DB AG von den 
Ländern ohnehin einen Ausgleich für Energiekostenstei-
gerungen erhält. 

Zweitens. Er hat auch klar gesagt, die gestiegenen Infra-
strukturkosten sind bereits im Zugkilometerdurchschnitts-
preis berücksichtigt, den die Länder als Besteller von 
Nahverkehrsleistungen bezahlen. 

Drittens. Der von der DB AG herangezogene Vergleich mit 
Verkehrsverbünden und den dortigen Kostensteigerungen 
– das ist das Argument, das die DB AG immer vorbringt – 
hinkt unserer Meinung nach, weil es regional zum Teil sehr 
deutliche Unterschiede in der Struktur der erbrachten Ver-
kehrsleistungen gibt. Letztlich liegt die Tariferhöhung un-
serer Auffassung nach weit über der Teuerungsrate der 
letzten beiden Jahre. 

Ich sage klar und deutlich, wir wollen in den nächsten Ta-
gen und Wochen über den neuen Zehn-Jahres-Verkehrs-
durchführungsvertrag noch einmal intensiv verhandeln 
und für Bayern attraktive und günstige Tarifangebote so-
wie eine Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur sichern. 
Damit wollen wir mehr Fahrgäste auf die Schiene bringen. 
Vor diesem Hintergrund passt die Tariferhöhung der DB 
AG von 4,1 % nicht in die jetzige Zeit. Das ist die klare 
Position von Staatsminister Dr. Wiesheu und der Bayeri-
schen Staatsregierung. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Zu Wort hat sich 
Herr Kollege Dr. Runge gemeldet. Bitte, Herr Kollege.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Christian Magerl hat gesagt, das, was 
Kollege Rotter gesagt hat, war zum Teil richtig. Er hat sich 
vornehm ausgedrückt und von einer „gewissen Heuche-
lei“ gesprochen. Man muss aber sagen, das war Heuche-
lei in hohen Dosen und auf hohem Niveau und das Werfen 
von Nebelkerzen. Leider ist der Minister nicht da, aber 
sein Staatssekretär macht es uns leichter, weil bei ihm 

anders als beim Kollegen Rotter Verdrehungen und Ver-
wurstelungen dazu kommen. 

Ich komme zum Verkehrsdurchführungsvertrag. – Jetzt ist 
auch der Minister da. Herr Staatssekretär Spitzner, Sie 
haben von einem offenen Geheimnis gesprochen. Für uns 
ist etwas ganz anderes ein offenes Geheimnis: Vor drei 
Jahren hätte der Vertrag endlich fertig sein sollen. Seit ei-
nem guten Jahr befinden wir uns in einem vertragslosen 
Zustand. Wo klemmt es? – Wir haben viele Punkte im 
Ausschuss diskutiert, aber wir wissen genau, wo es wirk-
lich klemmt, nämlich bei der Verknüpfung von Nahverkehr 
und Fernverkehr. Es gibt einen Rahmenvertrag, in dem 
sich beides wiederfindet. Wir halten unseren Vorwurf auf-
recht, der Freistaat bedient die Bahn im Nahverkehr und 
macht es ihr dort leicht, um umgekehrt im Fernverkehr 
von der Bahn AG bedient zu werden bei Prestigeprojek-
ten. 

700 Millionen Euro sind kein Pappenstiel. Diese Summe 
zahlen wir der Bahn jedes Jahr allein an Bestellgeldern für 
Nahverkehrsleistungen. Daneben gibt es die eine oder 
andere zusätzliche Förderung. Wir meinen, es gilt immer 
noch der Spruch, wer zahlt, schafft an. Tatsächlich könnte 
man besser und mehr anschaffen und die Bahn in ihre 
Grenzen weisen. Was passiert stattdessen? – Wettbewerb 
in homöopathischen Dosen, kaum ein Aufschrei bei den 
Plänen, Schalter zu schließen und Zugbegleitpersonal 
abzubauen. Das ist viel zu harmlos. Wenn wir bezahlen, 
wollen wir besser mitreden können, aber wir kennen 
selbstverständlich die Verknüpfungen. 

Herr Kollege Rotter, falls ich Sie richtig verstanden habe, 
sprechen Sie von Duzfreunden, auf der einen Seite der 
Kanzler und auf der anderen Seite Bahnchef Mehdorn. Da 
haben Sie es doch viel näher: Gehen Sie doch zu Ihrem 
Verkehrsminister, der versteht sich prächtig mit dem 
Bahnchef. Ich habe schon oft gesagt und sage es auch 
hier wieder, obwohl Herr Söder mich dafür schon man-
ches Mal gern hätte rügen lassen: Pack verträgt sich, 
Pack schlägt sich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, 
auch ich erachte diese Aussage nicht als parlamenta-
risch.

(Zuruf von den GRÜNEN: Rede weiter!)

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Frau Präsidentin, ich danke 
Ihnen für Ihre Einschätzung. Ich kommentiere diese Ein-
schätzung jetzt nicht. 

(Joachim Herrmann (CSU): Das steht Ihnen auch 
nicht zu!)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Das dürfen Sie 
auch nicht; das müssen Sie dann bitte im Ältestenrat tun. 

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Jawohl, Frau Präsidentin, 
aber ich denke, dafür gäbe es kürzere Wege.
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Zum zweiten Punkt, den Sie angesprochen haben, Herr 
Staatssekretär. Es ging dabei um die zwei Gründe für die 
Schieflage der Bahn. Zum einen sind das in der Tat gravie-
rende Managementfehler. Ich sage nur: Tarifreform. Dane-
ben aber steht die Kostenexplosion bei Großprojekten. 
Sie haben hier treuherzig versichert, das seien auch Pro-
jekte in Berlin und in Nordrhein-Westfalen. Wer diese Pro-
jekte aber zu verantworten hat, das haben Sie nicht ge-
sagt. Dafür war nämlich die alte Bundesregierung unter 
Kohl und Waigel verantwortlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Es war in den Zeiten von Kohl und Waigel, als die Hochge-
schwindigkeitsstrecke Frankfurt-Köln beschlossen wurde, 
die jetzt, genauso wie München-Ingolstadt-Nürnberg, aus 
dem Ruder gelaufen ist. Der Lehrter Stadtbahnhof führte 
zum dritten Milliardenloch, das jetzt gestopft werden 
muss. Doch das Ende der Kosten ist nicht in Sicht, weder 
mit der Strecke München-Ingolstadt-Nürnberg noch mit 
dem Transrapid. Wenn wir uns die Strecke Nürnberg-Er-
furt ansehen, die durch den Gottesgarten und den Thürin-
ger Wald führt, dann sind wir irgendwann bei 8 Milliarden 
Euro. Sie brauchen sich doch nicht wundern, wenn die 
Bahn AG Not leidet. Auch hier haben Sie die Misere origi-
när mitzuverantworten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Wir sagen deshalb: Ihre beiden Redebeiträge waren 
heuchlerisch.

Noch ein letzter Gedanke, denn es wurde noch eine wei-
tere Gedankenverknüpfung hergestellt. Alle Redner haben 
gesagt: Wir dürfen den Börsengang nicht instrumentali-
sieren beziehungsweise die Bahn darf das nicht tun, damit 
Strecken nicht verlottern oder Tarife hochgefahren wer-
den. Das ist durchaus richtig, Herr Kollege Rotter, hier 
appelliere ich an Sie und damit an die CSU-Fraktion, denn 
bei diesem Getue hat Ihr famoser Ministerpräsident doch 
mitgemacht. Wir haben einen einstimmigen Beschluss 
des Landtags zur Trennung von Netz und Betrieb. Dieser 
Beschluss war einstimmig, kein einziger hat dagegen ge-
stimmt. Aber kurze Zeit später, da war Herr Stoiber Kanz-
lerkandidat, erklärte er, er sehe das nicht mehr so strin-
gent. Wahrscheinlich wollte auch er es sich mit Herrn 
Mehdorn nicht verderben. Vielleicht wollte er ein genauso 
gutes Verhältnis zu ihm wie der Kanzler oder der Wirt-
schaftsminister.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜ-
NE))

Wir würden uns freuen, wenn Sie Herrn Stoiber wieder auf 
eine andere Linie bringen würden. Wir sollten der Bahn 
klar sagen, wo es lang geht, sowohl im Nah- als auch im 
Fernverkehr.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Dafür wer-
den die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/1693 – 
das ist der Antrag der CSU-Fraktion – seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
die CSU-Fraktion und die Fraktion der GRÜNEN. Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? –Bei Stimment-
haltung der SPD-Fraktion ist der Dringlichkeitsantrag be-
schlossen.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/1702 – 
das ist der Antrag der SPD-Fraktion – seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die SPD-Fraktion und die des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN. Wer ist dagegen? – Das ist die CSU-Fraktion. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe zur gemeinsa-
men Beratung auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Finanzierung der Insolvenzberatung für 2004 sichern 
(Drucksache 15/1694)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Joachim Wahnschaffe, Christa Steiger und anderer 
und Fraktion (SPD)
Insolvenzberatung in Bayern funktionsfähig erhalten. 
Nachfinanzierung des unabweisbaren Bedarfs 
(Drucksache 15/1703)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Zunächst darf 
ich dazu Frau Kollegin Ackermann das Wort erteilen.

Renate Ackermann (GRÜNE) (von der Rednerin nicht 
autorisiert): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Die Insolvenzberatung steht vor dem Aus. Am 15. Juli 
musste auch das Sozialministerium einräumen, dass die 
Mittel mehr als aufgebraucht sind. Das ist nicht besonders 
verwunderlich, denn die Mittel wurden erst auf dringende 
Intervention nachträglich in den Nachtragshaushalt einge-
stellt, nachdem sie vorher gestrichen worden waren. Es 
handelt sich dabei lediglich um 800 000 Euro. Dieser Be-
trag konnte nicht ausreichen, das haben damals nicht nur 
wir gesagt, sondern das haben alle Fachleute überein-
stimmend festgestellt. Jetzt ist die Situation eingetreten, 
dass die Beratungsstellen kein Geld mehr haben, um zu 
beraten, während die Ratsuchenden vor der Türe stehen. 
Es ist sogar noch schlimmer. Die Zahl der Menschen, die 
Hilfe suchen, explodiert geradezu. In den ersten sechs 
Monaten dieses Jahres waren es 2134 Verbraucherinsol-
venzen. Nach den Angaben des Statistischen Landesam-
tes sind das 37 % mehr als im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres. Es wird erwartet, dass bis zum Ende dieses 
Jahres im Freistaat voraussichtlich über 4000 Verbrauche-
rinsolvenzen anfallen. Die Tendenz: weiter steigend.

Politisch wird aber offensichtlich nicht gewollt, dass diese 
Menschen von Beratungsstellen beraten und begleitet 
werden. Offensichtlich will man die Beratungsstellen am 
ausgestreckten Arm verhungern lassen. Dabei gibt es ei-
nen Rechtsanspruch auf Insolvenzberatung. Das Verwal-
tungsgericht München hat 2001 geurteilt, der Freistaat sei 
verpflichtet, geeignete Insolvenzberatungsstellen vorzu-
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halten. Das Wort „geeignet“ kann ganz bestimmt nicht 
bedeuten, dass man die Insolvenzberatung nun den 
Rechtsanwälten übergibt, wie das offensichtlich geplant 
ist. Rechtsanwälte sind dafür nicht geeignet. Sie haben 
dafür nicht die notwendige Zeit. Sie können die Beglei-
tung der Beratungssuchenden überhaupt nicht überneh-
men. Außerdem wollen sie es auch nicht. Die Anwälte 
haben bereits verlauten lassen, dass sie nicht gewillt sind, 
die Insolvenzberatung zu übernehmen. Im Übrigen würde 
es sich dabei nur um ein Verschieben in den Justizhaus-
halt bedeuten, dabei soll dieser Haushalt nach meinem 
Wissen ebenfalls enorme Einsparungen leisten. Ich glau-
be nicht, dass Frau Justizministerin Merk von dieser neu-
en Aufgabe begeistert ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Folge wird eine steigende Zahl von Hilfesuchenden sein, 
von Menschen, die allein gelassen werden. Folge wird 
sein: Die Chance, dass diese Menschen im Leben wieder 
Fuß fassen und damit nicht dem Staat zur Last fallen, wird 
vertan. Damit haben wir wieder einmal ein Beispiel dafür, 
dass gespart wird mit der Folge, dass die Folgekosten die 
Einsparungen bei Weitem übersteigen werden. Wo da der 
Spareffekt bleibt, ist mir völlig schleierhaft. Vom menschli-
chen Desaster, das hier hervorgerufen wird, einmal ganz 
abgesehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich bitte Sie deshalb: Helfen Sie mit, die Beratungsstellen 
zu erhalten und ihre Weiterarbeit zu ermöglichen. Werden 
Sie Ihrem eigenen Gesetz gerecht. Das Gesetz wurde von 
Altkanzler Kohl auf den Weg gebracht. Werden Sie diesem 
Gesetz gerecht und betreuen Sie die betroffenen Men-
schen adäquat. Stellen Sie dafür die notwendigen Mittel 
zur Verfügung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Als Nächstem 
darf ich Herrn Kollegen Peter Winter das Wort erteilen. 

Peter Winter (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zu den Dringlichkeitsanträgen der Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der 
SPD ist festzustellen: Eine Garantie, die Zuschüsse an die 
anerkannten Insolvenzberatungsstellen für das gesamte 
Jahr 2004 nach den derzeit gültigen Fallpauschalen in 
voller Höhe sicherzustellen, kann – angesichts des be-
grenzten Volumens der für 2004 zur Verfügung stehenden 
Mittel – nicht abgegeben werden.

Die von den GRÜNEN und der SPD geforderte Bereitstel-
lung der bis Ende 2004 erforderlichen Mittel im Entwurf 
des Doppelhaushalts 2005/2006 ist schon aus haushalts-
rechtlichen Gründen nicht möglich. Die für 2004 zur Verfü-
gung stehenden Mittel werden im Nachtragshaushalt 
2004 festgelegt, das heißt, eine Änderung für das Jahr 
2004 ist überhaupt nicht mehr möglich. Schon deshalb 
können und werden wir Ihren Anträgen nicht zustimmen.

Der in der Begründung der Dringlichkeitsanträge aufge-
führte Sachverhalt ist nicht richtig dargestellt. Die dort 

beschriebene Vorgehensweise war im Vorfeld mit der öf-
fentlichen und freien Wohlfahrtspflege abgesprochen. 
Richtigerweise stellen sich die Tatsachen, insbesondere 
zu den Fördermodalitäten, im Einzelnen wie folgt dar: Ur-
sprünglich sollten die Mittel für die Insolvenzberatung für 
das Jahr 2004 im Rahmen der Verhandlungen zum Nach-
tragshaushalt 2004 gänzlich gestrichen werden. Nach In-
tervention des Bayerischen Landtags und auf intensives 
Betreiben der CSU-Fraktion – ich nenne im Besonderen 
den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses Manfred 
Ach – konnten für die Förderung der Insolvenzberatung im 
Haushaltsjahr 2004  8000 Euro zur Verfügung gestellt wer-
den.

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Mehr! 800 000!)

Die Gesamtsituation wurde vom Sozialministerium mit 
den Vertretern der öffentlichen und freien Wohlfahrtspfle-
ge am 18. März 2004 erörtert. Der zuständige Fachaus-
schuss der Landesarbeitsgemeinschaft für öffentliche und 
freie Wohlfahrtspflege sprach sich im Hinblick auf die zur 
Verfügung stehende Fördersumme von 800 000 Euro da-
für aus, das bestehende System der Förderung nach 
Fallpauschalen vorläufig beizubehalten.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Acker-
mann?

Peter Winter (CSU): Nein, ich möchte meine Ausführun-
gen zu Ende bringen.

(Zuruf von den GRÜNEN: Weiter vorlesen!)

Der Fachausschuss wurde durch das Sozialministerium 
darauf hingewiesen, dass der Mittelrahmen für 2004 mög-
licherweise nicht ausreichen könnte, um die Fallpauschale 
in der bisherigen Höhe aufrechtzuerhalten. Der Fachaus-
schuss äußerte hierzu, dies müsse in dieser Situation 
hingenommen werden.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, 
Herr Dr. Runge fragt ebenso an, ob er eine Zwischenfrage 
stellen darf.

Peter Winter (CSU): Nein, ich möchte meine Ausführun-
gen zu Ende bringen. 

Für die Bewilligung der Fallpauschalen vom 1. August 
2004 bis 31. Dezember 2004 wird anhand der Fälle für die 
ersten sieben Monate hochgerechnet, welche Fallpau-
schalen den Beratungsstellen für die restlichen fünf Mo-
nate bei gleichzeitiger Beratungstätigkeit zustehen. So-
weit die Haushaltsmittel, die nach Bewilligung der Fall-
pauschalen für die Zeit bis 31. Juli 2004 noch zur Verfü-
gung stehen, nicht für die Fallpauschalen in voller Höhe 
auch für die letzten fünf Monate ausreichen, werden die 
Fallpauschalen entsprechend gekürzt. Die LAG wurde 
vom Sozialministerium mit Schreiben vom 15. September 
2004 benachrichtigt, dass die staatlichen Zuschüsse für 
die letzten fünf Monate des Jahres um 6,1 % gekürzt wer-
den müssen, da die zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel 800 961 Euro nicht ausreichen. Dies war verhandelt 



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode1626 Plenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 1627

und auch mit der Landesarbeitsgemeinschaft so bespro-
chen worden.

Die „Main-Post“ schreibt am 23.09.2004 zur Insolvenzbe-
ratung:

Angesichts der desolaten wirtschaftlichen Lage 
explodiert die Zahl der Menschen, die Beratung 
suchen.

Das ist das Hauptproblem und die Ursache liegt in dem 
Versagen von Rot/Grün, im Besonderen bei der Arbeits-
markt- und Wirtschaftspolitik. Dort sollten Sie ansetzen. 
Sie sollten Ihren großspurigen Versprechen endlich Taten 
folgen lassen. Das wird den Menschen weiterhelfen.

Wenn ich heute in der Zeitung vom neuen Schulden-GAU 
des blanken Hanses lese, dann wird mir erneut klar, dass 
Sie dazu nicht fähig sind.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Wahnschaffe.

Joachim Wahnschaffe (SPD) (vom Redner nicht autori-
siert): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Winter, was Sie eben zur Rechtfertigung ei-
ner Maßnahme vorgebracht haben, die im Grunde ge-
nommen nicht zu rechtfertigen ist, ist für dieses Haus ge-
linde gesagt beschämend.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Ich will Ihren Sozialsprecher zitieren, wie er sich in der 
„Süddeutschen Zeitung“ angesichts der Haushaltskür-
zungen geäußert hat – leider ist er mit seiner mahnenden 
Stimme in Ihrer Fraktion nicht durchgedrungen. Er hat 
damals gesagt – das ist nachzulesen -: „Wir dürfen nicht 
bei den Schwächsten das Fallbeil ansetzen.“

Genau das haben Sie getan. Sie haben die Insolvenzbera-
tung, die weitgehend von den Trägern der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege übernommen worden ist – allein dafür 
müssten wir ihnen dankbar sein – unverantwortlicherwei-
se auf eine finanzielle Achterbahn geschickt. Wir behan-
deln das Thema schon seit Jahren. Die Gegebenheiten 
sind keine Folge der jüngsten wirtschaftlichen Entwick-
lung, wie Sie, Herr Kollege Winter, heute dem Haus weis-
machen wollen, sondern es handelt sich um ein Phäno-
men, das uns leider schon längere Zeit begleitet. Deswe-
gen hat der Bundestag Anfang der Neunzigerjahre eine 
wegweisende neue Insolvenzberatung geschaffen, die 
1999 in Kraft getreten ist, gerade dem Rechtsfrieden die-
nen und den Menschen, die auf der untersten sozialen 
Stufe stehen, eine Chance eröffnen sollte, in der Gesell-
schaft wieder Fuß zu fassen und – wie es auch sonst im-
mer von Ihnen im Munde geführt wird – eigenverantwort-
lich tätig sein zu können. All dies verschütten Sie, indem 
Sie die Insolvenzberatung strangulieren. Schon im Jahre 
2003 haben die Mittel von 2,5 Millionen Euro nicht ausge-
reicht. Wir hatten zu diesem Thema in der letzten Legisla-
turperiode eine Anhörung und werden in drei Wochen 

wieder eine Anhörung haben. Die Fachleute werden Ihnen 
sagen, dass die Summen, die Sie bisher bereit waren aus-
zugeben, nicht einmal das Schwarze unter dem Fingerna-
gel sind, sondern letztendlich nur die Tatsache kaschieren 
sollen, dass Sie für die Insolvenzberatung nichts übrig 
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Frau Kollegin Ackermann hat bereits darauf hingewiesen: 
Es gibt einen Rechtsanspruch und Sie verweigern als 
Mehrheitsfraktion, der offensichtlich der Dünkel der Zwei-
drittelmehrheit zu Kopf gestiegen ist, den betroffenen 
Menschen die Durchsetzung ihres Rechtsanspruchs. Das 
würden Sie in anderen Fällen, bei denen es um wirtschaft-
lich oder politisch wichtige Gruppen geht, nicht machen. 
Wir haben heute erlebt, dass der Protest von Menschen 
dazu führt, dass die CSU innerhalb eines Tages ihre Mei-
nung ändert. Bei der Insolvenzberatung glauben Sie, Sie 
könnten Ihren Haushalt auf Kosten der Ärmsten und sozi-
al Schwächsten zurechtstutzen. Sie wissen aber genau, 
dass Sie damit einen Flurschaden anrichten, der weit über 
das hinausreicht, was die Summe von 800 000 Euro bein-
haltet.

Noch im September 2003 waren die Einsichtsfähigen im 
Sozialministerium, Frau Ministerin Stewens, bereit, mit der 
freien Wohlfahrtspflege Eckpunkte zu vereinbaren, die ein 
Mindestmaß einer Struktur der Insolvenzberatung gerade 
noch hätte aufrechterhalten sollen. Das war alles Makula-
tur, nachdem die Wahlen vorüber waren und der Minister-
präsident ein neues Konzept verkündet hat, dem sich alles 
und jedes unterordnen musste.

Was ist jetzt herausgekommen? Herausgekommen ist 
eine Lösung, von der Sie, Herr Kollege Winter, behaupten, 
sie sei mit der LAG abgesprochen worden. Das ist doch 
blanker Zynismus. 

Die LAG hatte nämlich überhaupt keine andere Wahl. Sie 
hatte nur eine Wahl nach dem Motto: Friss Vogel oder 
stirb. Sie war dem Sterben nahe, und deswegen konnte 
sie gar nichts anderes tun, 

(Beifall bei den GRÜNEN)

als die 800 000 Euro sozusagen als Danaergeschenk ent-
gegenzunehmen, wobei sich jetzt herausstellt, dass es 
nicht einmal ein Danaergeschenk war, sondern dass es 
die Vorstufe dessen ist, was befürchtet wird, dass nämlich 
die Insolvenzberatung in Bayern in Zukunft nicht mehr 
existieren wird, jedenfalls nicht mehr so existieren wird, 
wie sie strukturell einmal bestanden hat. Es geht nicht nur 
um die 800 000 Euro, sondern es geht darum, dass Fach-
leute entlassen werden müssen, dass Einarbeitungen 
stattfanden und stattfinden. Das alles ist Makulatur!

Frau Staatsministerin Stewens, es ist im Grunde genom-
men völlig neben der Sache, wenn Sie den Leuten den 
Rat geben, sie sollten doch zum Anwalt gehen, um sich 
dort beraten zu lassen. Dies kündet davon, dass Sie sich 
mit dieser Materie offensichtlich nicht näher beschäftigt 
haben. Zum Ersten ist die Beratung bei Anwälten etwas 
anderes als in den Beratungsstellen. In den Beratungs-
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stellen erhalten Sie ein sehr viel umfassenderes Angebot 
bis hin zur psychosozialen Betreuung. Zum Zweiten zei-
gen Zahlenvergleiche: Wenn solche Insolvenzverfahren 
erfolgreich begonnen werden, dann sind sie unter dem 
Strich wirtschaftlicher als die anwaltliche Beratung. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Zum Dritten – Frau Kollegin Ackermann hat schon darauf 
hingewiesen –, liegt das, was die Anwälte erhalten, unter 
den Gestehungskosten. Deswegen finden Sie kaum qua-
lifizierte Anwälte. Angesichts der Vielzahl jener, die bereit 
sind, sich in diese Materie einzuarbeiten, ist dies erstaun-
lich. 

Das Ergebnis ist also nicht eine Verlagerung hin zu mehr 
Beratung über die Anwälte – auf die Folgen ist schon hin-
gewiesen worden –, sondern ein Stillstand dieser Bera-
tung. Dies hat nicht nur für die Betroffenen Folgen. Das 
hat Folgen für die dahinter stehenden Familien. Sie haben 
sich letzte Woche wieder in die Brust geworfen und ge-
sagt: Bayern ist das Familienland. Wenn es aber um das 
Eingemachte geht, wenn es um konkrete Hilfen geht, ver-
sagen Sie den Familien die Hilfe. Das zeigt sich sehr deut-
lich bei der Insolvenzberatung. 

Deswegen können wir an die Einsichtsfähigen innerhalb 
der CSU nur appellieren: Hören Sie sich an, was die Fach-
leute in drei Wochen zu sagen haben, und entscheiden Sie 
dann beim Haushalt 2005/2006 in einer Weise, mit der die 
Insolvenzberatung in Bayern eine Zukunft hat. Dies ist 
auch ein Stück soziales Bayern.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, ich 
wollte Sie nicht unterbrechen. Erlauben Sie noch eine 
Zwischenfrage des Kollegen Obermeier? 

Joachim Wahnschaffe (SPD): Gern. Bitte. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Thomas Obermeier (CSU): Herr Kollege Wahnschaffe, 
wenn Sie sagen, dass es auf dem Markt nicht genügend 
Anwälte gibt, wie erklären Sie sich dann, dass es inner-
halb der Anwaltschaft seit ca. 1999, 2000 den Fachanwalt 
für Insolvenzrecht gibt und dass in diesem Bereich die 
Zahlen exorbitant ansteigen? 

Joachim Wahnschaffe (SPD) (vom Redner nicht autori-
siert): Herr Kollege, mir ist natürlich bekannt, dass die Zahl 
der Anwälte deutlich zugenommen hat. Dies wäre ein neu-
es Betätigungsfeld. Es gibt aber sehr gewichtige Stimmen 
aus der Anwaltschaft, die sagen, dass diese Insolvenzbe-
ratung – da werden Sie mir als Kollege zustimmen – nicht 
kostendeckend ist. Deswegen gibt es zu wenig qualifizier-
te Beratung, die den Menschen weiterhilft. Das ist eine 
sehr komplexe und komplizierte Materie. Deswegen ist 
Ihre Aussage, so wie Sie sie getroffen haben, nicht rich-
tig. 

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wahnschaffe. Frau Kollegin Ackermann hat 
sich nochmals zu Wort gemeldet. 

Renate Ackermann (GRÜNE) (von der Rednerin nicht 
autorisiert): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Sehr verehrter Herr Kollege Winter, ich finde Ihren Beitrag, 
den Sie im Namen der CSU-Fraktion gebracht haben, er-
bärmlich. Sich auf haushaltsrechtliche Vorschriften zu-
rückzuziehen, wenn es um Menschen geht und wenn es 
darum geht, einen ganzen Berufszweig kaputtzumachen, 
finde ich nicht nur erbärmlich, sondern auch einfallslos 
und herzlos. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Übrigen sind Sie auch noch auf dem falschen Dampfer. 
Sie haben noch nicht einmal Recht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Es ist nämlich so, dass dieser Antrag in Zusammenarbeit 
mit der Ausschussassistentin des Landtagsamts genau 
so formuliert wurde, um das Argument zu verhindern, das 
wir von Ihrer Seite natürlich befürchten mussten. Er ist 
absolut korrekt formuliert. Er ist haushaltstechnisch in 
Ordnung. Ihre Ausrede entfällt komplett. Bekennen Sie 
doch einfach Farbe und sagen Sie, worum es Ihnen geht. 
Sie wollen Klientelpolitik betreiben und sind gleichgültig 
gegenüber den Hilfesuchenden. Deshalb sind Sie dage-
gen, dass die Insolvenzberatung in der Form, in der sie 
jetzt stattfindet, weitergeführt werden soll. 

Im Übrigen wären Sie gut beraten, für die Fortführung der 
Insolvenzberatung zu stimmen; denn wenn irgendwann 
einmal Ihre Vorschläge zum Arbeitsrecht Wirklichkeit wer-
den, wird sich die Arbeitslosenzahl verdoppeln. Bekennen 
Sie Farbe und helfen Sie den Menschen. Lassen Sie sich 
nicht auf ein Spiel ein, bei dem Sie nur verlieren können. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. Für die Staatsregierung hat sich Frau 
Staatsministerin Stewens zu Wort gemeldet. Bitte schön, 
Frau Staatsministerin. 

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Wahnschaffe, was ist denn im Bereich der 
Insolvenzberatung tatsächlich passiert? Ich habe drei 
Jahre mit den kommunalen Spitzenverbänden und mit der 
Wohlfahrtspflege verhandelt. Wir haben ein unabhängiges 
Institut eingeschaltet, das dann auch Pauschalen errech-
net hat. Die psychosoziale Beratung – das war genau ein 
Gegenstand des Streites und der Auseinandersetzung – 
gehört nicht zur Insolvenzberatung. Sie ist ein rein außer-
gerichtlicher Einigungsversuch. Übrigens ist die Insolven-
zberatung nicht so wahnsinnig erfolgreich. In nur ca. 20 
bis 30 % der Fälle kann das Gerichtsverfahren vermieden 
werden; in weit über 70 % der Fälle wird das Gerichtsver-
fahren durchgeführt. 

(Zuruf des Abgeordneten Joachim Wahnschaffe 
(SPD))
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Zu Ihrer Argumentation möchte ich Ihnen ganz klar sagen: 
Als wir im letzten Jahr für die außergerichtliche Insolvenz-
beratung gar keine Mittel mehr im Haushalt vorgesehen 
hatten, hat der Landtag nachgebessert. Herr Kollege 
Wahnschaffe, wir haben im Jahr 2004 für die Insolvenzbe-
ratung mehr Mittel gehabt als im Jahr 2003, im Jahr 2003 
nämlich 1,5 Millionen Euro und im Jahr 2004  1,9 Millionen 
Euro. Das Problem ist, dass eine Million Euro für die Abfi-
nanzierung der Beratungsfälle aus dem Jahr 2003 ver-
wendet worden sind. Dies geschah in Absprache mit den 
Trägern der freien und öffentlichen Wohlfahrtspflege. Die 
gut 800 000 Euro sind draufgelegt worden. Wir haben uns 
mit den Trägern der Wohlfahrtspflege zusammengesetzt 
und gefragt: Wie sollen wir nach euren Wünschen diese 
Mittel verwenden? Das waren mehr Mittel als im Jahr 
2003. Die Träger der Wohlfahrtspflege haben gesagt, dass 
ihnen die Abfinanzierung am allerliebsten sei und dass sie 
mit den 800 000 Euro über das Jahr für die außergerichtli-
che Insolvenzberatung hinkämen. Sie haben von uns so-
zusagen ein Budget erhalten. Das ist in Absprache mit 
ihnen geschehen. Sie haben in diesem Jahr circa 1,9 Mil-
lionen Euro für außergerichtliche Insolvenzberatung ge-
habt. Vor diesem Hintergrund sagen die Vertreter der 
Wohlfahrtsverbände jetzt, dass sie die außergerichtliche 
Insolvenzberatung bis zum Jahresende im Wesentlichen 
weiterführen werden; denn sie haben mehr Geld als im 
letzten Jahr bekommen. 

Jetzt möchte ich Ihnen dazu nochmals eines sagen. Die 
Schuldnerberatungen erklären überschuldeten Mitbürge-
rinnen und Mitbürgern täglich, dass sie nicht mehr ausge-
ben dürfen als sie einnehmen. Genau das machen wir 
zurzeit mit dem Haushalt des Freistaates. 

Wir wollen nicht mehr ausgeben als wir einnehmen. In der 
Wirtschaft oder einem Privathaushalt würden Sie sonst in 
der Insolvenzberatung landen. Da wollen wir nicht hin. 
Deswegen wollen wir einen solide durchfinanzierten 
Haushalt und unseren Kindern und den Mitbürgern sagen: 
Wir leben nicht ständig weiter über unsere Verhältnisse.

(Beifall bei der CSU – Christine Stahl (GRÜNE): 
Deswegen nehmen wir zehnmal soviel auf wie in 
den vergangenen Jahren!)

Nun zum Urteil des VG München. Frau Kollegin Acker-
mann, der Freistaat hat gegen das Urteil Berufung einge-
legt und der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat die 
Klage daraufhin aus formalen Gründen abgewiesen. Man 
muss hier schon die Wahrheit sagen. Das möchte ich nur 
anmahnen.

Frau Kollegin Ackermann, Sie haben weiterhin gesagt, die 
Anwälte seien nicht gewillt, die Beratung zu übernehmen. 
Wir hatten im Jahr 2003 4700 Anträge auf Eröffnung des 
gerichtlichen Verbraucherinsolvenzverfahrens. Bei diesen 
4700 Fällen ist jeweils eine außergerichtliche Insolvenzbe-
ratung vorgeschaltet gewesen. In diesem Jahr gab es 
2600 außergerichtliche Insolvenzberatungen. Das bedeu-
tet, 1100 Beratungen wurden von anderen, vor allem von 
den Anwälten geleistet.

Sie sehen daran, dass sich im Markt etwas bewegt. Das 
sind die nackten, kalten Zahlen. Wie geht es weiter? Wir 
haben im Doppelhaushalt 2005/2006 für die Insolvenzbe-
ratung jeweils 800 000 Euro eingestellt. Das ist genau die 
Summe, die wir im Nachtragshaushalt für die neue Insol-
venzberatung eingestellt haben. Ich werde mich jetzt mit 
der Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und frei-
en Wohlfahrtspflege zusammensetzen, aber auch mit den 
Rechtsanwälten und den Anwaltsverbänden, um die Situ-
ation zu besprechen, damit die Mittel zielgerichtet und 
exakt ausgegeben werden.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden 
die Anträge wieder getrennt. Wer dem Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 15/1694, das ist der Antrag der Frak-
tion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Fraktionen des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD. Wer ist dagegen? – Das ist die CSU-Frakti-
on. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/1703, 
das ist der Antrag der SPD-Fraktion, seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
die Fraktionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN. Wer ist dagegen? – Das ist die CSU-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf zwischen-
durch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum 
interfraktionellen Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN betreffend 
„Chancengleichheit sichern – Lernmittelfreiheit erhalten“, 
Drucksache 15/1692, bekannt geben: Mit Ja haben 
51 und mit Nein 90 Kolleginnen und Kollegen gestimmt. 
Es gab zwei Enthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Außerhalb der Tagesordnung gebe ich gemäß § 26 Ab-
satz 2 der Geschäftsordnung folgende von der SPD-Frak-
tion mitgeteilte Ausschussumbesetzungen bekannt: Für 
Herrn Dr. Linus Förster, der den Ausschuss für Bildung, 
Jugend und Sport verlässt, wurde als neues Ausschuss-
mitglied Frau Kollegin Angelika Weikert benannt. Die Stel-
le von Frau Angelika Weikert, die bisher Mitglied im Aus-
schuss für Umwelt und Verbraucherschutz war, nimmt 
nunmehr Frau Kollegin Susann Biedefeld ein. Ich bitte um 
entsprechende Kenntnisnahme.

Bevor wir mit der Behandlung der Dringlichkeitsanträge 
fortfahren, darf ich für die Fraktionen bekannt geben, dass 
die CSU-Fraktion noch 26 Minuten zur Verfügung hat, die 
SPD-Fraktion ebenfalls noch 26 Minuten und die Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 15 Minuten.
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Joachim 
Herrmann, Dr. Otmar Bernhard, Markus Sackmann 
und anderer und Fraktion (CSU)
Strikte Einhaltung europäischer Verpflichtungen 
(Drucksache 15/1695)

Ich eröffne die Aussprache und darf Herrn Kollegen Zeller 
das Wort erteilen.

Alfons Zeller (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die CSU-
Fraktion hat diesen Dringlichkeitsantrag eingebracht, mit 
dem wir die Staatsregierung auffordern, sich weiterhin 
gegenüber dem Bund und vor allem der Europäischen 
Union für die strikte Einhaltung der Stabilitätskriterien und 
anderer EU-Vorgaben einzusetzen.

Ganz Europa war in den letzten Tagen erschüttert, als wir 
die Schlagzeilen über die nicht korrekten Angaben des 
Landes Griechenland gegenüber der Europäischen Union 
bezüglich der Neuverschuldung in den letzten Haushalten 
dieses Landes vernommen haben. Dieses Verhalten Grie-
chenlands ist ein ganz schwerer Schlag für das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in Europa, gegen unsere eu-
ropäische Währung und – ich gehe noch weiter – gegenü-
ber der Europäischen Union. Dies gilt vor allem nach der 
Erweiterung um unsere neuen Partnerstaaten in Mit-
tel- und Osteuropa. Dies war ein schwerer Schlag gegen 
das Vertrauen in die Entwicklung Europas, die in den ver-
gangenen 40 bis 50 Jahren ohne Zweifel eine Erfolgsstory 
gewesen ist.

Wir sind der Meinung, dass wir alles tun müssen, damit 
die im Euro-Stabilitätspakt vorgesehenen Sanktionsme-
chanismen auch tatsächlich angewandt werden. Ich weiß 
sehr wohl, dass gerade vonseiten der Bundesregierung 
diesbezüglich eine Zurückhaltung besteht nach dem Mot-
to: Wer selber im Glashaus sitzt, soll nicht mit Steinen 
werfen. Ich möchte den Berlinern keineswegs vorwerfen, 
dass sie mit ihren Haushaltsangaben gegenüber Brüssel 
getrickst hätten. Wir wissen aber alle, dass die große Vor-
bildfunktion Deutschlands in Europa bezüglich der stabi-
len Währung, wie wir sie mit der D-Mark hatten, von der 
jetzigen Bundesregierung mehr als vernachlässigt wird, 
um dies einmal so deutlich zu formulieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben die politische 
Verantwortung, uns innerhalb der Europäischen Union 
und den einzelnen Mitgliedstaaten mit den Defiziten aus-
einander zu setzen. Wir sehen beispielsweise, dass nicht 
unbedeutende Länder wie Frankreich, Deutschland und 
Italien kleinlaut mit ihren Haushaltsdefiziten umgehen, und 
eine breite Diskussion darüber nicht eröffnen. Sie versu-
chen vielmehr, diese Defizite unter den Teppich zu keh-
ren.

Die EU muss sich um entsprechende Regelungen und 
Kapazitäten für die sachgerechte Kontrolle der von den 
Mitgliedstaaten übermittelten Daten bemühen. Nach ei-
nem Bericht der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ sind 
angeblich nur 20 Mitarbeiter für die Kontrolle der übermit-
telten Haushaltsdaten aller europäischen Länder zustän-

dig. Ich frage mich schon, ob diese Mitarbeiter überhaupt 
in der Lage sind, die einzelnen Angaben der Staaten über 
ihr Haushaltsgebaren zu kontrollieren.

Meine Damen, meine Herren, diese Wachsamkeit ist des-
wegen so wichtig und dringend, weil wir wissen, dass in-
nerhalb der Europäischen Union und der Europäischen 
Kommission viele Überlegungen angestellt worden sind, 
wie die ursprüngliche Formulierung des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes der Europäischen Union etwas aufge-
weicht werden könnte. Bei einer Haushaltsüberwachung 
soll zum Beispiel künftig stärker die Gesamtverschuldung 
im Hinblick auf die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finan-
zen berücksichtigt werden. Außerdem sollen bei der Fest-
legung des Zeitplans für einen ausgeglichenen Haushalt 
länderspezifische Umstände stärker berücksichtigt wer-
den.

Wenn man diese Festlegungen einmal näher durchleuch-
tet, stellt man fest, dass die ursprüngliche Formulierung, 
wonach die Neuverschuldung die Drei-Prozent-Grenze 
nicht überschreiten darf, nach dem Willen der betroffenen 
Länder aufgeweicht werden soll. 

Die Bemühungen sind außerordentlich stark, die in die 
Richtung gehen zu sagen, es könnten zwei oder auch drei 
Jahre sein, bis die Neuverschuldung tatsächlich auf 3 % 
zurückgeführt wird. 

Das wäre ein außerordentlicher Vertrauensverlust in der 
Bevölkerung, aber auch Europas gegenüber der Welt. Wir 
haben heute nach der Osterweiterung der Europäischen 
Union den größten Binnenmarkt der Welt und ohne Zwei-
fel eine hoch stabile Währung. Dies ist meines Erachtens 
schon durch den Ansatz solcher Diskussionen außeror-
dentlich gefährdet. Man muss sich vorstellen, welche 
Folgen das hätte. Das heißt, wenn wir heute die öffentli-
chen Haushalte nicht in den Griff bekommen, sind wir von 
der Zeitphase wieder weit entfernt, in der wir weltweit die 
günstigsten Zinsen hatten, was sowohl die öffentlichen 
Haushalte begünstigte als auch das Wirtschaftswachs-
tum positiv beeinflusste, aber auch die Privathaushalte 
nicht unerheblich entlastete.

Wir spüren sehr wohl, dass in Europa durch Deutschland 
und Frankreich – ich sage ganz bewusst: durch Deutsch-
land und Frankreich – diese Debatte losgetreten wurde. 
Würde dann die Wirtschafts- und Währungspolitik der 
Europäischen Union stärker koordiniert werden, heißt das, 
dass die Grundlagen, die Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik – wie wir immer gesagt haben –, die letztlich eine 
Aufgabe der Nationalstaaten ist, in diesem Sinne unter-
wandert werden. Ein Mitspracherecht der Europäischen 
Union bis hinein in die Politik der einzelnen Nationen kann 
nicht unser Ziel sein. Eine Kompetenzabgrenzung auf die-
sem Feld wäre dann nicht mehr gegeben. Wenn bei einem 
starken Euro der gesamte Zins- und Kapitalmarkt nicht 
mehr so funktioniert, wenn dann die Risikozuschläge auch 
für die Wirtschaft und für die öffentliche Hand exorbitant 
zu Buche schlagen würden, hätte das beispielsweise für 
unser Land ebenso wie für die gesamte Europäische Uni-
on große Nachteile. Wir können nur hoffen, dass Grie-
chenland innerhalb der Europäischen Union ein so ge-
nannter Einzelfall ist. Es gibt aber auch klare Hinweise 
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dafür, dass auch ein anderes EU-Land, nämlich Däne-
mark, offensichtlich falsche Daten meldete. Allerdings ist 
das nicht so schlimm, weil Dänemark derzeit noch nicht 
zum Euroland gehört.

Wenn man nicht den Anfängen wehrt, kann einer entspre-
chenden Entwicklung nicht mehr Einhalt geboten werden. 
Deswegen dieser Dringlichkeitsantrag an die Bayerische 
Staatsregierung, alles zu unternehmen, um den Erfolgs-
kurs einer europäischen Währung, auf die sich gerade die 
deutsche und die bayerische Bevölkerung stützten, fort-
zusetzen. 

Ich gehe noch einen Schritt weiter. Herr Kollege Volk-
mann, ich erinnere an die vorgestern geführte Debatte im 
Europaausschuss. Da haben Sie nicht zu Unrecht gesagt, 
wir müssten uns anstrengen, dass wir in Bezug auf die 
Ratifizierung des europäischen Verfassungsvertrages 
nicht zu viel zerreden. – Einverstanden. Aber Sie müssen 
sich fragen, wie wir das Vertrauen der breiten Bevölkerung 
in einen europäischen Verfassungsvertrag noch steigern 
wollen, wenn wir beispielsweise in einer Angelegenheit, 
wo jeder Mensch außerordentlich darum bemüht ist, dass 
die Länder in Europa eine stabile Währung haben, begin-
nen würden zu schlampen. Insofern sehe ich gerade hier 
einen Ansatzpunkt, dass wir mit Blick auf die Weiterent-
wicklung Europas außerordentlich aufpassen müssen auf 
das, in das die Menschen großes Vertrauen gesetzt ha-
ben. Sie kennen die bei der Einführung des Euro geführten 
Debatten. Hätten wir damals in Deutschland ein Referen-
dum durchgeführt, hätten wir wahrscheinlich keine Mehr-
heit bekommen. Es war letztendlich politisch nur durchzu-
setzen, indem man von einem stabilen Euro und entspre-
chenden Kriterien ausging, die die unabhängige Europäi-
sche Zentralbank auch einfordern muss. Es ist uns gelun-
gen, das Erfolgsrezept und Erfolgsmodell „Deutschland“ 
aus der Nachkriegszeit auf Europa zu übertragen. Deswe-
gen müssen wir jetzt alles tun, damit wir nicht diejenigen 
sind, auf die man die Schuld abwälzen kann, und damit 
man nicht sagen kann, die Deutschen hätten zunächst 
große Forderungen gestellt und durchgesetzt, sind aber 
nun die ersten, die einknicken. Das können wir in diesem 
Lande in keiner Weise akzeptieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Dr. Förster. Bitte schön.

Dr. Linus Förster (SPD): Frau Präsidentin, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren von der 
CSU-Fraktion, Sie fordern in Ihrem Antrag die Staatsregie-
rung auf, sich gegenüber Bund und EU für eine strikte 
Einhaltung der Stabilitätskriterien einzusetzen. Ich glaube, 
Sie zweifeln nicht wirklich daran, dass sie dies bereits 
kräftig versucht. Aber Sie hängen diesen Antrag an dem 
Beispiel „Griechenland“ auf und bringen mich damit im 
Sinne der Stabilitätskriterien ein wenig durcheinander; 
denn das Verfahren, Verteidigungs- und andere Ausgaben 
nicht in den an die EU gemeldeten Statistiken aufzufüh-
ren, wie das Griechenland getan hat, um so unter der 3-
%-Defizitgrenze zu bleiben, ist, daran gibt es nichts zu 
rütteln, eine absolut inakzeptable Missachtung des Eu-
rostabilitätspaktes und macht uns genauso wie Sie, Herr 

Kollege Zeller, betroffen. Aber das ist keine Aufweichung 
der Stabilitätskriterien, sondern erfüllt, wenn es so ist, 
eher den Tatbestand einer betrügerischen Manipulation.

Natürlich stellt sich dann die Frage, wie diese unerlaubte 
Vorgehensweise so lange unentdeckt und ungerügt blei-
ben konnte. Aus diesem Grunde stimmen wir Ihnen natür-
lich in der Sache grundsätzlich zu, wenn Sie fordern, dass 
die Einhaltung und der Vollzug von EU-Vorgaben EU-weit 
gewährleistet werden soll. Wir sind aber auch der Mei-
nung, dass die im Vertrag von Maastricht festgelegten 
Kontrollmechanismen ausreichen müssten, wenn sie kon-
sequent und ordentlich angewandt würden. Das kann 
gerade die CSU, deren damaliger Vorsitzender Theo Wai-
gel diese Kriterien mit durchgesetzt hat, nicht bezweifeln. 
Aber darüber können wir natürlich gerne noch diskutie-
ren.

Wenn die EU Griechenland der betrügerischen Manipula-
tion überführen kann, bzw. das genaue Ausmaß benennen 
wird, ist die Einleitung eines Defizitstrafverfahrens natür-
lich unumgänglich. Ich möchte aber auch anmerken, dass 
eine übertrieben harte Bestrafung Griechenlands die pre-
käre Finanzlage des Landes noch weiter verstärken und 
den Schuldenabbau noch weiter erschweren würde. Des-
wegen sollten wir in diesem Zusammenhang auch daran 
denken, weitere Manipulationen oder Subventionsmiss-
brauch in der EU – auch durch Griechenland – an anderer 
Stelle zu bekämpfen; beispielsweise im Bereich von EU-
Agrarbeihilfen oder der Regionalförderung. Zum Vergleich 
ein Beispiel: 2003 meldete Deutschland, das relativ wenig 
Agrarhilfe bekommt, über 1400 Fälle von Subventions-
missbrauch. Das kleine Österreich meldete über 150 Fäl-
le. Ihr Beispiel Griechenland meldete gerade einmal 17 
Fälle von Subventionsmissbrauch.

Natürlich verurteilen auch wir eine Manipulation Griechen-
lands, um unter die 3-%-Grenze zu kommen, zumal Grie-
chenland vielleicht den Weg hätte gehen können oder 
sollen, sich mit den Vertretern in vernünftigen Diskussio-
nen zu einigen. 

Der neue EU-Wirtschafts- und Währungskommissar hat 
den Vorschlag unterbreitet, dass Staaten mit einem nur 
geringen wirtschaftlichen Wachstum und/oder außeror-
dentlich hohen Ausgaben die 3-%-Grenze überschreiten 
können, wenn sie dann in Zeiten höheren Wachstums 
Haushaltsüberschüsse erzielen. Dies ist im Falle der BRD 
der Fall, wo die Folgen der Wiedervereinigung außeror-
dentlich hohe Ausgaben mit sich brachten; denn die ver-
sprochenen blühenden Landschaften waren halt doch 
nicht aus der Portokasse zu finanzieren. Diese außeror-
dentlich hohen Ausgaben werden wohl teilweise auch in 
Griechenland in Verbindung mit den olympischen Spielen 
zum Tragen kommen. 

Das heißt natürlich nicht, dass wir die Manipulation der 
Griechen in irgendeiner Weise gutheißen oder im Nach-
hinein schönreden wollen. Aber wir wollen die Kirche im 
Dorf lassen und eine vorschnelle Vorverurteilung Grie-
chenlands vermeiden. Es ist die Aufgabe der EU, dies zu 
prüfen und zu ahnden. Bayern sollte es den dafür zustän-
digen Stellen überlassen und nicht den unberufenen Rich-
ter spielen. Diese Prüfung und Einordnung ist zurzeit noch 
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nicht abgeschlossen. Wir sollten abwarten, wie die EU-
Kommission befinden wird.

Grundsätzlich sind wir also ebenso wie Sie für eine sinn-
volle Einhaltung der Stabilitätskriterien. Aber wir wollen 
dies nicht am Beispiel Griechenlands aufhängen, sondern 
abwarten, wie die EU diesbezüglich entscheiden wird. 
Deswegen werden wir uns bei Ihrem Antrag der Stimme 
enthalten. 

Denn wenn es nicht um eine Verurteilung Griechenlands 
gehen soll, frage ich Sie, was Sie sonst erreichen wollen. 

Im letzten Absatz erwähnen Sie unser schönes Schlöss-
chen in Brüssel. Vielleicht wollen Sie darauf aufmerksam 
machen, dass wir das gestern eingeweiht haben. Unsere 
bayerische Vertretung in Brüssel in Verbindung mit den 
Stabilitätskriterien zu bringen habe ich ansonsten nicht 
verstanden. Wenn es allerdings darum ging, dass Sie in 
dezenten Zwischentönen wieder einmal versuchen, die 
Bundesregierung anzugreifen, dann möchte ich an der 
Stelle eines sagen: Wir werden die Bürgerinnen und Bür-
ger der Bundesrepublik Deutschland oder hier in Bayern 
nicht davon überzeugen können, dass Bayern in Europa 
für seine Bürger kämpft, wenn Sie immer wieder Milliar-
denstrafen von der Bundesregierung fordern, statt ge-
meinsam mit uns dafür zu kämpfen, dass wir die Proble-
me in den Griff kriegen. 

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
Nächster hat Herr Kollege Dr. Runge das Wort.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Zuerst einmal möchte ich auf die bemer-
kenswerte Tatsache hinweisen, dass wir heute zum dritten 
Mal innerhalb von nur acht Monaten einen Dringlichkeits-
antrag der CSU-Fraktion zum Europäischen Stabilitäts-
pakt hier im Plenum diskutieren.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Die wer-
den es notwendig haben!)

Das ist bemerkenswert. Mich freut die Dominanz der Eu-
ropapolitiker in der CSU-Fraktion. Im Dezember haben wir 
uns in der letzten Sitzung vor Weihnachten mit dem Stabi-
litätspakt befasst, am 20. Juli, bei der letzten Sitzung vor 
der heutigen, haben wir den Stabilitätspakt diskutiert. Da-
mals war die doch etwas komische Formulierung: „EuGH 
bestätigt den bayerischen Konsolidierungskurs als rich-
tig“. Der EuGH hat dazu nämlich gar nichts gesagt, aber 
die CSU hat es gemeint. „Bund würde vom Musterknaben 
zum Totengräber des Stabilitätspakts mutieren“ – na ja, so 
sehr gab es die Mutation nicht. Wenn, dann muss man 
sagen, das ist wohl schon lange vorher passiert. Heute 
haben wir also den Antrag drei. Es war immer wieder eine 
andere Verpackung, ein klein wenig ein anderer Anlass, 
aber doch das gleiche Thema. Diesmal ist die Causa Grie-
chenland der Anlass, und wie Herr Förster schon bemerkt 
hat, gelingt es unseren Freundinnen und Freunden tat-
sächlich auch noch, das schöne Schlösschen in Brüssel 
mit in diesen Antrag hineinzupacken. 

Der Antrag ist aber auch heute wieder interessant von der 
Betitelung her. Da heißt es nämlich: „Strikte Einhaltung 
europäischer Verpflichtungen“ und im Text heißt es – und 
das ist die entscheidende Forderung, der wir jederzeit 
zustimmen können -: „Strikte Einhaltung der Stabilitätskri-
terien wie anderer EU-Vorgaben“. Jetzt könnten wir es uns 
ziemlich leicht machen und Sie beim Wort nehmen und 
Sie bei anderen Gegenständen packen, als bei der Geld-
wertstabilität, zum Beispiel bei der Renitenz, bei der Tem-
podrosselung, FFH-Richtlinien oder bei der Vogelschutz-
richtlinie, der Trinkwasserrichtlinie. Wir haben es immer 
wieder erlebt und werden es auch immer wieder erleben, 
dass schlechtgeredet wird, hintertrieben wird, blockiert 
wird bei den Dingen, die aus Brüssel kommen. Wir werden 
also Sie, werter Herr Zeller, noch häufig mit diesem Antrag 
konfrontieren und Ihr Verhalten daran messen. 

Aber ich bin heute sehr freundlich aufgelegt und widme 
mich deswegen auch dem Anliegen, weshalb Sie diesen 
Antrag formuliert haben, nämlich der Geldwertstabilität. 
Beim Antrag im Dezember haben Sie Bezug genommen 
auf das Urteil des EuGH in Luxemburg. Damals ging es 
um die Frage: Darf der Ministerrat einfach über eine Posi-
tion der Kommission hinwegfegen? Das Urteil war: Er darf 
es nicht. Wir haben das begrüßt, einfach weil wir sagen, 
so ein Pakt ist dazu da, um eingehalten zu werden, und 
weil wir sagen, das, was Frankreich und Deutschland ge-
macht haben, war ein ganz schlechtes Signal, vor allem in 
Richtung der neuen Mitgliedsländer. Deshalb unterstützen 
wir auch einen Großteil der Argumentation und einen 
Großteil dessen, was sich in Ihrem Antrag befindet. Was 
allerdings nicht unserer Unterstützung findet, ist Ihre For-
derung, dass die Sanktionsmechanismen im Falle Grie-
chenlands greifen. Wir wissen ja alle, es gibt gar keinen 
Automatismus im Stabilitätspakt. Das ist vielleicht eine 
Crux, und deswegen ist das Ganze auch problematisch. 
Da gebe ich dem Kollegen Förster Recht. Man sollte tat-
sächlich abwarten, was die Kommission entscheidet.

Nun können Sie es sich doch wieder nicht nehmen lassen, 
Herr Kollege Zeller, den Zeigefinger in Richtung Berlin, in 
Richtung Rot-Grün zu strecken. Da antworten wie immer: 
Das ist doch gar nichts Neues. Unter Waigel war es viel, 
viel schlimmer. Ich mache es nur noch in Stichworten: 
Tilgungsstreckung beim Erblastentilgungsfonds, Lasten 
des Bundesbahnvermögens in die weite Zukunft verscho-
ben, der Parforceritt von Theo „Goldfinger“ insgesamt. Er 
hat eine Haushaltssperre angedacht, er hat über den vor-
zeitigen Verkauf der Telekom-Aktien spekuliert, dann gab 
es auf einmal einen höheren Geldbedarf bei der Bundes-
anstalt für Arbeit, also hat man über eine Steuererhöhung 
diskutiert, und schlussendlich – jetzt wieder Zitat „Neue 
Züricher Zeitung“ -: 

Schließlich ist Theo Waigel auf Mephistos Trick in 
„Faust II“ verfallen Vergrabenes, in Tresoren ver-
wahrtes Gold wird zu Geld gemacht, indem man 
das Gold höher bewertet und die Differenz zur 
Schließung seiner Etatlücken sich auszahlen 
lässt.

Da brauchen Sie also gar nicht mit dem Zeigefinger auf 
Rot-Grün zu zeigen.
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Jetzt komme ich zu Bayern und konfrontiere Sie auch mit 
zwei Sachverhalten. Zum einen zitiere ich den ORH-Jah-
resbericht vom letzten Jahr. Herr Kollege Zeller, vielleicht 
sollten Sie sich den einmal durchlesen, bevor Sie wieder 
auf andere zeigen. In der Mitte des Textes ist nachzule-
sen: 

Die Kreditmarktschulden stiegen im Jahr 2002 
um 1 Milliarde auf 19 Milliarden an. Davon entfal-
len 459 Millionen auf die Inanspruchnahme der 
Kreditermächtigungen des Haushaltsplans und 
559 Millionen auf die oben genannten „nachge-
holten“ Kredite der Vorjahre. Damit wird deutlich, 
dass die Staatsschulden nicht nur um die Kredite 
des laufenden Haushalts anwachsen, sondern 
auch durch die Inanspruchnahme von bisher „er-
sparten“ und übertragenen Kreditermächtigun-
gen früherer Jahre.

Das Ganze ist in Anführungszeichen gesetzt. Das ist also 
auch eine Haushaltstrickserei, nichts anderes.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Zeller, Sie schütteln den Kopf. Sie können es 
nachlesen in unserem Haushalt und im Rechnungshofbe-
richt. 

Ganz aktuell zu den Taschenspielertricks: Fragestunde, 
Frage von Thomas Mütze, vorgetragen von Frau Kollegin 
Kamm. Da ging es um die Nettoneuverschuldung. Die 
Nettoneuverschuldung soll für das Jahr 2005 auf 1,1 Milli-
arden Euro erhöht werden. Merken Sie es sich, Herr Kolle-
ge Zeller. Das ist eine Verzehnfachung gegenüber der frü-
heren Finanzplanung. Treuherzig sagt und schreibt die 
Staatsregierung, Ursache dafür, dass man das so hoch-
schrauben muss, sei die dritte Stufe der Steuerreform. 
Das hängt mit der Wahrheit überhaupt nicht zusammen, 
weil die Steuerreform im Jahr 2000 beschlossen wurde 
und der Staatsregierung längst bekannt war, als sie im 
Jahr 2001 den Finanzplan machte. Was erzählt uns Fi-
nanzstaatssekretär Meyer heute? Die damalige Mai-Steu-
erschätzung sei eine andere gewesen und jetzt habe man 
eine andere Steuerschätzung. Da fragen wir uns schon, 
warum Stoiber und Faltlhauser bisher etwas anderes ge-
sagt haben und geschrieben haben. Tatsächlich geht es 
noch einmal um etwas anderes. Die Neuverschuldung 
2005 soll gigantisch angehoben werden, um im Jahr 2006 
das groß angekündigte Ziel der Nettoneuverschuldung 
null zu erreichen. Das ist der Hintergrund. So viel oder so 
wenig zu Ihren Taschenspielertricks und Ihren Finanzjong-
lierereien. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Ein letzter Gedanke – wir haben ja heute ein sehr enges 
Zeitkorsett. Es ist schon bemerkenswert, wie sich der 
Oberlehrer Stoiber in die Diskussion um Griechenland 
einschaltet. Es war zu hören von der Forderung einer har-
ten Bestrafung Griechenlands, Einbehalt der Zuschüsse 
zum Kohäsionsfonds. Die Strukturfondsmittel will Stoiber 
ja schon lange als Disziplinierungsinstrument einsetzen, 
Stichwort Unternehmenssteuer. Da stellt sich für uns die 
Frage: Wenn Stoiber alles besser weiß und wenn Stoiber 

alles besser kann und wenn er zentral mitreden und mit-
entscheiden will in der europäischen Politik, warum hat er 
dann damals gekniffen, als er als Kommissionspräsident 
vorgeschlagen war?

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Wir meinen, nach dem Kneifen sollte er etwas leiser tre-
ten, nicht so weit seinen Mund aufreißen. Damit wäre er 
gut beraten. 

Unser Votum lautet aus dem einen genannten Grund – 
nämlich Griechenland sofort zu sanktionieren – Enthal-
tung; ansonsten hätten wir den Antrag durchaus großzü-
gig unterstützt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Zu 
Wort hat sich Herr Staatssekretär Meyer gemeldet. Bitte 
schön, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ver-
ehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wir erleben derzeit beim europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt eine skandalöse Erosion in der Befol-
gung europarechtlicher Pflichten. Kollege Zeller hat heute 
bereits darauf hingewiesen.

Aktuell ist es Griechenland, dem „kreative Buchführung“ 
vorgeworfen wird. Auch gegenüber anderen Staaten gab 
und gibt es diesen Vorwurf. Sicher ist aber schon jetzt, 
dass es auf EU-Ebene bereits seit langem Zweifel gab und 
dass sie es unterließ, diese mit dem nötigen Nachdruck 
aufzuklären. Einzelne Mitgliedstaaten, der Ministerrat und 
auch die Europäische Kommission müssen sich vorwer-
fen lassen, dass sie nicht für Klarheit und Wahrheit der 
Haushaltszahlen sorgen und die Kontroll- und Sanktions-
mechanismen nicht hinreichend effektiv anwenden. Man 
darf darüber nicht vergessen, dass die versteckten oder 
gar unverhohlenen Verstöße gegen den Stabilitätspakt 
fast schon zur Regel geworden sind. Ich erinnere daran, 
dass erst vor zehn Monaten fast alle Minister im Rat der 
europäischen Finanzminister zustimmten, das Defizitver-
fahren gegen Deutschland auszusetzen. Dies geschah 
gegen Wortlaut und Zweck des Paktes. Der Europäische 
Gerichtshof hat diesen Beschluss mittlerweile ausdrück-
lich für rechtswidrig und nichtig erklärt.

Besonders bedauerlich ist, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dass sich die deutsche Bundesregierung dieser Ent-
wicklung nicht entgegenstellt, sondern ihr den Weg berei-
tet. Das Verhalten der Bundesregierung läuft seit Jahren 
darauf hinaus, die Kriterien des Stabilitätspaktes unklar zu 
machen und seine Anwendung zu behindern, das heißt 
auch den Pakt zu schwächen. Schon im Frühjahr 2002 
verhinderte Bundesminister Eichel mit politischem Druck 
einen blauen Brief aus Brüssel, der Deutschland vor ei-
nem übermäßigen Haushaltsdefizit warnen sollte. Eichel 
sagte die Einhaltung der Defizitgrenze zunächst zu, und er 
musste doch ihre Verletzung im Jahre 2002 verantworten. 
Statt in der Folge zu kooperieren, verzögerte er die vorge-
schriebenen Meldungen und das gesamte Defizitverfah-
ren. Kreativität entwickelte die Bundesregierung nicht bei 
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der Sanierung des Haushaltes, sondern dabei, Ausflüchte 
zu finden. Sie erinnern sich: Flutkatastrophe, Irak-Konflikt, 
Lage der Weltwirtschaft, mehrjährige Stagnation in 
Deutschland. Die EU-Kommission hat nichts davon aner-
kannt. 

Schließlich drängte die Bundesregierung auf eine Hand-
habung des Paktes im deutschen Defizitverfahren, die der 
Europäische Gerichtshof mittlerweile als rechtswidrig und 
nichtig qualifizierte. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, die Bundesre-
gierung will offenbar das EU-Recht nicht befolgen, son-
dern es an ihre Wünsche anpassen. Die dauerhafte Stabi-
lität der gemeinsamen europäischen Währung war doch 
die Voraussetzung dafür – hier sind wir sicherlich einig –, 
dass Deutschland an der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion teilnimmt. Die Geldwertstabilität ist für die 
Deutschen nach den schlimmen Erfahrungen mit zwei 
Währungsreformen ein hohes Gut. Niemand hätte es für 
möglich gehalten, dass es einmal die deutsche Bundesre-
gierung sein würde, die den von Bundesminister Dr. Wai-
gel in Europa durchgesetzten Stabilitätspakt infrage stellt. 
Die Vorstöße der Bundesregierung zur Aufweichung des 
Paktes müssen endlich aufhören. Der Stabilitätspakt ist 
eine unverzichtbare Grundlage für nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum und einen stabilen Euro. Es wäre ein 
folgenschwerer Fehler, den Pakt aus kurzsichtigen Moti-
ven aufzugeben. Fast alle Experten warnen deshalb vor 
der Aufweichung des Paktes. Das ist auch die Zielrichtung 
dieses Dringlichkeitsantrages. Die Bundesbank hat Bun-
desminister Eichel zuletzt so heftig kritisiert, dass er ihr 
sogar einen Maulkorb verpassen will. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, erforderlich ist 
die effektive Anwendung und Durchsetzung der geltenden 
Regeln des Stabilitätspaktes. Wir brauchen vor allem ein 
deutliches und glaubhaftes Bekenntnis zum Stabilitäts-
pakt und seinen Zielen von der Bundesregierung, den 
anderen Mitgliedsstaaten und nicht zuletzt von der Euro-
päischen Kommission. Die Europäische Kommission und 
die Mitgliedstaaten müssen im Rat die Rechtsvorschriften 
schaffen und durchsetzen, die für effektive Haushaltskon-
trolle und Sanktionsverfahren sorgen. Vor allem muss aber 
Deutschland als der größte EU-Staat signalisieren, dass 
es zu diesem Pakt steht, und seine Beachtung einfordern. 
Die Bundesregierung muss den Pakt als verbindlich be-
trachten und ihn anwenden. 

Dies soll die heutige Botschaft aus dem Maximilianeum 
sein. Nur so können wir künftig die Beachtung des Stabi-
litätspaktes in der EU sichern.

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Zu 
Wort hat sich Herr Kollege Zeller gemeldet.

Alfons Zeller (CSU): Herr Präsident, meine Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte kurz auf die Argumente von 
Herrn Dr. Förster und Herrn Dr. Runge eingehen. Ich bin 
überrascht, wie sorglos Sie beide mit dem Thema „Stabi-
lität unserer europäischen Währung“ umgehen.

(Christine Stahl (GRÜNE): Ach!)

Erste Anmerkung: Die derzeitigen Bundesfinanzen weisen 
über 40 Milliarden Euro – nicht D-Mark – Defizit aus, ein 
absolutes Rekordjahr. 

(Christine Stahl (GRÜNE): Das wissen wir!)

Diese Größenordnung hat es noch nie gegeben. Ihre For-
mulierung, Herr Dr. Runge, lässt darauf schließen, dass es 
Ihnen offensichtlich völlig egal ist, wie die Währungsstabi-
lität in Europa und damit in unserem Lande aussieht. Ich 
will das mit aller Deutlichkeit feststellen.

Zweite Anmerkung: Herr Kollege Dr. Runge, Sie haben 
gesagt, getrickst sei immer schon geworden. Anschei-
nend haben Sie vergessen, dass es vor noch gar nicht so 
langer Zeit den Bundesbankpräsidenten Welteke gab – 
von dem redet niemand mehr –, der die Goldreserven 
verkaufen wollte. Es gibt keinen „Langfinger Theo“, son-
dern das gilt auch für diese Regierung. Welteke hätte nie-
mals so gehandelt, wenn er nicht vonseiten des Bundesfi-
nanzministeriums grünes Licht gehabt hätte, dies in die 
Debatte zu bringen. 

Letzte Anmerkung: Ich habe große Sorge, weil wir in 
Deutschland nach wie vor keinen nationalen Stabilitäts-
pakt haben. Kollege Dr. Runge hat die vielen Anträge der 
CSU-Fraktion bemängelt. Einer davon im Juli 2004 war 
die Forderung nach einem nationalen Stabilitätspakt. 
Ohne ihn laufen wir höchste Gefahr in Deutschland, dass 
wir eines Tages – wenn wir so weitermachen wie bisher, 
könnte das sehr schnell sein – zu Sanktionszahlungen an 
die Europäische Union verpflichtet werden. Dabei geht es 
nicht um 100 Millionen Euro, sondern um zig Milliarden 
Euro. Dann wird die Frage auftauchen, wie aufgrund der 
Verschuldung die Aufteilung erfolgen soll. Die ungefähre 
Aufteilung beträgt 55 % Bund mit den Sozialkassen und 
45 % die Länder und die Kommunen. In Bayern werden 
wir „blöd dasitzen“, weil wir 0,0 % dazu beigetragen ha-
ben, dass Deutschland über die Stränge schlägt, müssen 
aber trotzdem, weil nichts geregelt ist, unsere Haushalte 
über den Finanzausgleich belasten lassen. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Sie waren der Schul-
denmacher in der Regierung! Der größte Schul-
denmacher sitzt bei euch!)

- Ich habe in erster Linie Bayern gemeint. 

Die Zeiten können nicht verglichen werden, denn damals 
waren die ersten Jahre der Wiedervereinigung zu verkraf-
ten. Damals gab es einige schwerwiegendere Probleme 
als heute.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie gehen ganz 
sorglos mit diesen Dingen um. Schließlich wissen wir, 
dass der Freistaat Bayern in diesem Jahr über den Län-
derfinanzausgleich am meisten zahlt. Käme eine solche 
Belastung hinzu, wäre das für die Haushalte in Bayern 
nicht vorstellbar. Ohne Neuverschuldung könnte das dann 
nicht bewerkstelligt werden.

Ich meine, so, wie es von den beiden Rednern der Oppo-
sition dargestellt worden ist, kann man eine solche Dis-
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kussion wirklich nicht führen, wenn es um das Wohl unse-
res Landes geht. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
Nächster hat sich Herr Kollege Dr. Förster zu Wort gemel-
det.

Dr. Linus Förster (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich danke Herrn Zeller für die tiefen Ausfüh-
rungen aus der Tiefe meiner Seele und der Seele des 
Kollegen Runge. Ich muss ihm aber leider mitteilen, dass 
er es nicht ganz getroffen hat. Ich bin hier nicht unbeküm-
mert gestanden. Ich habe vielleicht kurz und bündig ge-
sprochen, weil ich dachte, dass ich kurz und bündig zu 
dem Thema Ihres Antrags sprechen kann. Ich habe aber 
natürlich in gewisser Weise meine Hausaufgaben nicht 
gemacht. Denn ich hätte damit rechnen müssen, dass 
das, was im Antrag steht, eigentlich gar nicht Ihre Absicht 
war, wie wir bei einem sehr deutlich ausgearbeiteten und 
vorgelesenen Vortrag des Staatssekretärs Meyer festge-
stellt haben. Sie haben einfach die Etüde vorweg ge-
macht, um anschließend dieses umfangreiche Paket vor-
getragen zu bekommen. 

Deswegen muss ich an der Stelle etwas anmerken. Wie 
Herr Runge schon gesagt hat, drehen wir uns immer wie-
der um das Thema Stabilitätspakt. Sie versuchen immer 
wieder, die Bundesregierung anzugreifen. Ich halte es 
aber für sehr wichtig, dass Sie auch einmal verstehen, 
welches Bild Sie nach draußen abgeben, wenn Sie immer 
wieder versuchen, die Bundesregierung anzugreifen und 
entsprechende Strafen zu fordern. Wir versuchen in Berlin 
eine Politik zu machen, die sinnvoll ist, und die mit ein-
schließt, dass man auch irgendetwas investieren muss. 
Wenn Sie hier schon so einen großen Vortrag halten und 
die Bundesregierung angreifen wollen, formulieren Sie es 
bitte gleich so und unterstellen Sie uns nicht ein unbedarf-
tes Umgehen mit dem Thema. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Weiter zu Wort hat sich Herr Kollege Runge gemeldet.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Auch ich muss selbstver-
ständlich mit gegebener Empörung dem Vorwurf des 
sorglosen Umgangs widersprechen. Herr Zeller, vielleicht 
haben Sie die Diskussion im letzten Jahr nicht verfolgt. 
Wir haben mehrfach die Bundesregierung kritisiert. Im 
Landtag wie auch direkt haben wir gesagt, dass das, was 
Deutschland und Frankreich machen, nicht korrekt ist, 
denn „pacta sunt servanda“. Es geht um Signale und es 
geht auch um Inhalte. 

Ihrem Antrag können wir heute wegen einer Formulierung 
nicht zustimmen. Vielleicht kann ich jetzt etwas zurückge-
ben; vielleicht sollten Sie etwas sorgfältiger formulieren. 
Sie sagen im ersten Spiegelstrich, Griechenland soll be-
straft werden, Griechenland muss sanktioniert werden. 
Möglicherweise konterkarieren Sie damit aber die jetzt 
ergriffenen Sanierungsbemühungen und machen die Situ-
ation nur noch schlechter. Wenn Sie diesen Satz wegge-

lassen hätten, hätten wir Ihrem Antrag zugestimmt. For-
mulieren Sie also ein bisschen sorgfältiger. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht mehr 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 15/1695 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Frak-
tion der CSU. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei den 
beiden anderen Fraktionen Enthaltungen. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag angenommen.

Ich komme jetzt zum

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Stefan Schuster, Helga Schmitt-Bussinger und 
anderer und Fraktion (SPD)
Polizeireform (Drucksache 15/1696)

Ich eröffne die Aussprache. Als Erster hat sich Herr Kolle-
ge Schuster zu Wort gemeldet.

Stefan Schuster (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben unseren Dringlich-
keitsantrag nach langen Diskussionen im Innenarbeits-
kreis und in der Fraktion gestellt, weil wir zu dem Ergebnis 
gekommen sind, dass die Polizeireform – die Umwand-
lung des Polizeiapparates von einem vierstufigen in einen 
dreistufigen Aufbau – nur durchgeführt wird, um Personal 
bei der Polizei einzusparen. Es ist keine Reform zur Ver-
besserung der Polizeiarbeit. Im Gegenteil, die Polizeiarbeit 
wird dadurch verschlechtert, und dies stellt eine Gefahr 
für die innere Sicherheit dar. 

Herr Innenminister, Kolleginnen und Kollegen der CSU-
Fraktion, in den zurückliegenden zweieinhalb Jahren, in 
denen ich jetzt im Bayerischen Landtag bin, hat es keine 
passende oder unpassende Gelegenheit gegeben, bei der 
Sie die bayerische Polizei nicht herausgehoben, sie mit 
den Polizeien anderer Länder verglichen und dabei gesagt 
haben, die bayerische Polizei sei die beste Polizei der 
Bundesrepublik. Hierin stimmen wir überein. Sie haben 
auch bei jeder Gelegenheit hervorgehoben, dass der vier-
stufige Aufbau der Polizei in Bayern sich seit den 70er 
Jahren bewährt habe. Wenn man Ihren Redebeiträgen, bei 
denen es um Großdemonstrationen in anderen Bundes-
ländern gegangen ist, gefolgt ist, hat man immer gehört, 
dass diese Einsätze nur bewältigt werden konnten, weil 
bayerische Polizei vor Ort war, so zum Beispiel bei den 
Chaostagen in Hannover. 

Kolleginnen und Kollegen, in der Zwischenzeit habe ich 
den Eindruck, dass die Chaostage seit der Regierungser-
klärung nicht mehr in Hannover, sondern in München, in 
Kreuth und in Banz stattfinden. Plötzlich ist alles ganz 
anders. Was bis zur Regierungserklärung noch in Ord-
nung war, ist plötzlich falsch, und dies gilt auch für den 
vierstufigen Aufbau des Polizeiapparates. Bis vor der 
Sommerpause war es laut Herrn Innenminister noch voll-
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kommen offen, für welches Modell man sich entscheiden 
wollte, denn die Entscheidung sollte erst im Herbst getrof-
fen werden. Ich erinnere mich noch an die Berichte des 
Herrn Innenministers und die anschließenden Diskussio-
nen im Innenausschuss. Bis Pfingsten ging auch die Ten-
denz des Innenministers in Richtung des vierstufigen 
Aufbaus. Dies war auch die Meinung aller CSU-Abgeord-
neten im Innenausschuss. Kollege Peterke sprach immer 
vom bewährten System. Der Kollege Ettengruber erklärte 
laut Presse, „die Polizeireform sei überflüssig wie ein 
Kropf und man wolle am vierstufigen Aufbau festhalten“.

Jetzt haben sich die CSU-Fraktion und der Herr Innenmi-
nister in Banz darauf geeinigt, dass die Polizei in Zukunft 
doch einen dreistufigen Aufbau bekommen soll. Dass dies 
plötzlich so ist, hat bestimmt verschiedene Gründe. Zum 
einen wird die Vorgabe des Ministerpräsidenten in seiner 
Regierungserklärung erfüllt. Zum anderen ist natürlich 
auch der Widerstand der örtlichen CSU-Abgeordneten 
geringer, denn wenn alle Direktionen aufgelöst werden, 
fragt keiner, warum gerade die Direktion in seinem Stimm-
kreis aufgelöst wird. 

Einen Grund aber hat die Polizeireform nicht, nämlich ei-
nen fachlichen Grund, wie uns unter anderem die Präsi-
denten der Flächenpräsidien in ihrem Brief an das Minis-
terium und zum anderen auch die Personalvertretungen 
und die Polizeigewerkschaft bestätigen. 

Zur Mitwirkung der Personalvertretungen und Gewerk-
schaften bei der Umsetzung der Polizeireform will ich nur 
sagen, dass Information nicht unbedingt Mitgestalten be-
deutet. Sie sagen jetzt zwar, Sie hätten sich mit den Poli-
zeigewerkschaften in Banz geeinigt. Dazu muss ich Ihnen 
allerdings sagen, dass die Gewerkschaften nur widerwillig 
zugestimmt haben, dass von den 680 Stellen 180 vom 
Finanzminister eingezogen werden. Vor der Sommerpau-
se hat es noch geheißen, dass alle durch die Reform frei-
werdenden Stellen auf die Inspektionen verlagert werden. 
Jetzt sind es angeblich 500 Planstellen, die den Inspekti-
onen zugute kommen sollen, wobei man bei Zahlen, die 
von der Regierung vorgegeben werden, sehr vorsichtig 
sein muss. Hier kommt es oft zu einem Verwirrspiel. Vor 
der Sommerpause hat es im Innenausschuss geheißen, 
dass durch die Arbeitszeitverlängerung 758 Stellen bei 
der Polizei wegfallen werden. Jetzt ging ein Schreiben des 
Innenministeriums an die Präsidenten der Landespolizei, 
in dem aufgeschlüsselt wird, um wie viel die Sollstärken 
der Verbände zum 1. September abgesenkt werden müs-
sen. Lassen Sie mich kurz aus diesem Schreiben zitieren. 
Das Polizeipräsidium Oberbayern muss 139 Sollstellen 
abgeben, das Polizeipräsidium Mittelfranken 122 Sollstel-
len und das Polizeipräsidium München 170 Sollstellen.

Wenn man diese Zahlen zusammenzählt, kommt man 
nicht auf 758 Planstellen, sondern wie vom Innenministe-
rium vorgegeben auf 997 Stellen. Gestern wurde im In-
nenausschuss gesagt, dass bei 200 Stellen bei der Polizei 
der kw-Vermerk wegfällt, sodass doch nur 758 Stellen 
aufgrund der Arbeitszeitverlängerung wegfallen. Wenn 
man aber zu diesen 758 Stellen die aufgrund der Polizei-
reform einzuziehenden 180 Stellen dazuzählt, sind es 938 
Stellen, die in Zukunft bei der Polizei entfallen werden. 
Das sind fast 1 000 Stellen weniger für die innere Sicher-
heit, obwohl unser Innenminister nicht müde wird, jeden 

Tag in verschiedenen Zeitungen auf die latente Terroris-
musgefahr hinzuweisen oder Pressekonferenzen wegen 
der wachsenden Gefahr durch die organisierte Kriminalität 
abzuhalten.

Außerdem möchte ich Sie alle daran erinnern, dass die 
Staatsregierung nach den Terroranschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 öffentlichkeitswirksam die Schaffung von 
650 Stellen zur Terrorismusbekämpfung versprochen hat. 
300 Stellen wurden dann anscheinend wirklich geschaf-
fen, die jetzt durch die Einsparungen im Grunde genom-
men wieder wegfallen. Wenn man jetzt noch überlegt, 
dass im Nachtragshaushalt 2004 allein bei der Landespo-
lizei 40 Millionen Euro gespart wurden, und was im Dop-
pelhaushalt 2005/2006 auf die Polizei eventuell noch zu-
kommt, so ist dies alles zusammengenommen aus unse-
rer Sicht eine Gefährdung der inneren Sicherheit, vorge-
nommen durch die Staatsregierung und die CSU-Land-
tagsfraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch klarstel-
len: Die SPD-Fraktion ist nicht grundsätzlich gegen eine 
Polizeireform. Wenn etwas nicht funktioniert, muss der 
Fehler abgestellt werden, gerade in einem so sensiblen 
Bereich wie der Polizei. Aber bisher hat man ja überhaupt 
nicht erfahren, was nicht funktioniert haben soll. Wenn es 
die Kommunikation von Ebene zu Ebene gewesen ist, 
hätte man dies bei der Änderung des vierstufigen Aufbaus 
mit reformieren können. Bei einer genauen Überprüfung 
des vierstufigen Aufbaus wären mit Sicherheit auch Plan-
stellen in bestimmten Bereichen frei geworden. Ich denke 
zum Beispiel an den EDV-Bereich. Denn seit Jahren waren 
Vollzugsbeamte in die EDV-Abteilung abgeordnet, die 
man jetzt aus diesen Abteilungen zum Beispiel herauslö-
sen und den Inspektionen zur Verfügung stellen könnte.

Die Umwandlung des Polizeiapparates von einem vierstu-
figen in einen dreistufigen Aufbau löst die von uns immer 
bemängelten Personalprobleme nicht, zum Beispiel die 
Nichtetatisierung der Einsatzhundertschaften. Im Gegen-
teil, Sie verschlechtern sie noch durch diesen Stellenab-
bau.

Jetzt wird versucht, den dreistufigen Aufbau umzusetzen. 
Sie möchten Schutzbereiche installieren. Angefangen hat 
man mit 18 Schutzbereichen, dann hat man gesagt: 14 
Schutzbereiche sollen es werden; später waren es 12 
Schutzbereiche, jetzt ist man bei zehn Schutzbereichen. 
Vielleicht warten wir noch ein, zwei Wochen, dann sind wir 
bei sieben Schutzbereichen. Dann haben wir auch gleich 
wieder Namen für die Schutzbereiche: Dann können wir 
sie nämlich wieder Präsidien nennen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Die Schutzbereiche werden immer weniger, obwohl es am 
Anfang geheißen hat, der dreistufige Aufbau sei nicht 
„handlebar“, wenn das Gebiet und die Personalstärke 
genauso groß sind wie in den jetzigen Präsidien. Hinzu 
kommen die Kosten: Die Umsetzung soll circa 30 Millio-
nen Euro kosten. Ich möchte hinzufügen: Auch die Straf-
fung des vierstufigen Aufbaus hätte Kosten verursacht. 
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Die Kosten sind verständlich, wenn jeder Schutzbereich 
eine Einsatzzentrale bekommen soll. In diesem Zusam-
menhang möchte ich darauf hinweisen, dass eine Einsatz-
zentrale eines zukünftigen Schutzbereiches größere Be-
reiche abdecken können muss als die größte der geplan-
ten integrierten Leitstellen. Das entsprechende Gesetz 
haben wir vor der Sommerpause 2002 verabschiedet. Bis 
heute wurde aber noch keine einzige integrierte Leitstelle 
realisiert. Allerdings würde das bei der Polizei schneller 
gehen, weil es hier nur einen einzigen Betreiber gibt. Aber 
ob sich eine so große Leitstelle handlen lässt, ist fraglich.

Lassen Sie mich noch kurz die Führungsproblematik bei 
Einsätzen ansprechen. Das war ja gestern auch im Aus-
schuss ein Thema. Herr Minister, Sie haben das am Bei-
spiel der Polizeiinspektion Nürnberg dargestellt. Ich frage 
mich nur, was da problematisch ist: Der Inspektionsleiter 
leitet die Einsätze im Bereich seiner Inspektion. Sie haben 
gestern die Bundesligaspiele im Stadion angesprochen. 
Das Stadion liegt im Inspektionsbereich, und damit leitet 
der Inspektionsleiter diese Einsätze, obwohl es sich um 
Großeinsätze handelt. Der Direktionsleiter hat bisher 
Großdemonstrationen geleitet, zum Beispiel die NPD-De-
monstration in Nürnberg, der Polizeipräsident und der Vi-
zepräsident haben in München die Einsatzleitung der Si-
cherheitskonferenz übernommen. Die Direktionsleiter ha-
ben Abschnitte geleitet. Ich weiß nicht, wo es Kompetenz-
gerangel gegeben hat. Ich habe davon nichts mitbekom-
men, als ich in München vor Ort war. Wenn ich an die Be-
richte im Innenausschuss über die Sicherheitskonferenzen 
der letzten beiden Jahre zurückdenke, muss ich sagen: 
Ich habe nie auch nur ein einziges Mal gehört, dass es 
Kritik an der polizeilichen Führungsstruktur und an der 
Einsatzleitung gegeben hätte. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Minister, Sie sagen, es habe Probleme gegeben, weil 
mehr Führungsebenen vor Ort gewesen seien. Bei der 
letzten Sitzung des Innenausschusses haben Sie als Bei-
spiel dafür den Brand im Kaufhaus Wöhrl in Nürnberg 
genannt. Dazu muss ich sagen: Sie als langjähriger Innen-
minister wissen genauso wie ich als langjähriger Feuer-
wehrmann. Wenn ein Polizeidirektor einen Einsatz leitet 
und der Polizeipräsident dazu kommt, hat der Polizeiprä-
sident nicht automatisch die Einsatzleitung, sondern er 
muss von sich aus sagen, dass er die Einsatzleitung über-
nimmt. Die Führungsstruktur ist also geregelt; Schwierig-
keiten hat es aus unserer Sicht bisher nicht gegeben.

Kolleginnen und Kollegen, wir sind uns darüber einig, 
dass es mehr Polizisten vor Ort geben muss und dass die 
Inspektionen gestärkt werden müssen. Auch Sie werden 
nicht müde, das immer wieder zu sagen. Ich habe bisher 
allerdings noch nicht gehört, dass Sie für die Inspektionen 
eine Bestandsgarantie geben. Direktionen und Präsidien 
werden abgeschafft oder besser gesagt „verschmolzen“. 
Ist es sicher, dass im Zuge der Umsetzung des dreistufi-
gen Polizeiaufbaus nicht auch die eine oder andere Poli-
zeiinspektion oder -station auf der Kippe steht? Man hat 
ja auch gesehen, dass der Justizminister vor der Wahl 
gesagt hat: Die Außenstellen der Gerichte bleiben erhal-
ten; jetzt, nach der Wahl werden sie aber abgeschafft. So 
etwas wie eine Bestandsgarantie für die Polizeiinspektio-
nen würde die Beamtinnen und Beamten vor Ort etwas 

beruhigen. Vielleicht können Sie dazu etwas sagen, Herr 
Minister, wenn Sie auf meinen Redebeitrag erwidern.

Schließlich möchte ich nicht versäumen, den Herrn Innen-
minister für seine Informationspolitik im Innenausschuss, 
was die Polizeireform betrifft, zu loben. Er hebt sich hier in 
ausgesprochen angenehmer Art und Weise vom Minister-
präsidenten ab, der in seiner Regierungserklärung etwas 
vorgibt, ohne es vorher mit seinen engsten Mitstreitern 
abgesprochen zu haben, wie zum Beispiel den dreistufi-
gen Aufbau der Polizei. Dies lässt mich, dies lässt uns zu 
der Erkenntnis gelangen, dass die Polizeireform nicht aus 
fachlichen Gründen durchgeführt wird – sonst hätten Sie 
sie ja schließlich auch schon längst machen können, Herr 
Innenminister, Sie sind ja nicht erst seit dieser Legislatur-
periode im Amt, sondern schon einige Jahre. 

Kolleginnen und Kollegen der CSU-Fraktion, gehen Sie 
einmal in sich und überlegen Sie, wie die Reaktionen aus-
gefallen wären, wenn die SPD-Fraktion gefordert hätte, 
die Polizei dreistufig aufzubauen. 

(Staatsminister Dr. Günther Beckstein: Das hätte 
ich machen sollen?)

Wir wären von Ihnen als Vernichter der inneren Sicherheit 
gegeißelt worden, wir wären als Gefahr für die innere Si-
cherheit dargestellt worden, ja: als die Totengräber der 
inneren Sicherheit. Kolleginnen und Kollegen, die SPD-
Fraktion ist gegen die Richtung, in die diese Polizeireform 
läuft, weil sie keine Verbesserung der inneren Sicherheit in 
Bayern bringt, sondern einzig und allein dazu dient, Ein-
sparungen zu erzielen, damit, wie der Ministerpräsident 
vorgegeben hat, 2006 ein ausgeglichener Haushalt vorge-
legt werden kann. Was den Bereich der inneren Sicherheit 
anbelangt, ist dies ein schwerer Fehler. 

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Schuster, vielen Dank. Als Nächster hat Kol-
lege Kreuzer das Wort.

Thomas Kreuzer (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): 
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Kollege Schus-
ter, ich stimme Ihnen in einem zu, nämlich in der Aussage: 
Die bayerische Polizei leistet hervorragende Arbeit. Wir 
können mit dieser Arbeit zufrieden sein. Wir sind Spitze im 
Bereich der inneren Sicherheit. Wir haben die niedrigste 
Kriminalitätsrate und die höchste Aufklärungsquote. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Warum 
muss sich dann was ändern? – Dr. Heinz Kaiser 
(SPD): Was gut ist, muss geändert werden, 
oder?)

Dies ist, meine Damen und Herren, ein Erfolg, der den 
Bürgerinnen und Bürgern Bayerns zugute kommt. Es liegt 
an der Motivation, am Einsatz der Polizeibeamten, aber 
auch an den politischen Rahmenbedingungen. Genügend 
Personal, genügend Sachausstattung, aber auch die rich-
tigen rechtlichen Vorgaben und politische Rückendeckung 
sind erforderlich. Meine Damen und Herren von der Op-
position, auf eines kann sich die bayerische Polizei bei 
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Ihnen nicht verlassen, dass sie von Ihnen dann, wenn es 
ernst wird, politische Rückendeckung bekommt.

(Widerspruch bei der SPD – Karin Radermacher 
(SPD): Schämen Sie sich!)

Dies erleben wir in jeder zweiten Diskussion. Wir werden 
es das nächste Mal bei der Novellierung des Polizeiaufga-
bengesetzes wieder erleben, dass Sie der Polizei und den 
Sicherheitsbehörden niemals das rechtliche Instrumenta-
rium geben, das diese Behörden brauchen. Polizistinnen 
und Polizisten in unserem Land können sich darauf ver-
lassen, dass auf Sie in dieser Beziehung kein Verlass ist. 

(Beifall bei der CSU)

Deswegen sollten Sie nicht davon sprechen, dass wir die 
Sicherheitslage gefährden. Überlegen Sie lieber, was Sie 
dazu tun können, um die Sicherheitslage in Bayern mit zu 
verbessern. 

Warum brauchen wir trotz dieser großen Erfolge der Poli-
zei eine Reform? 

(Christa Naaß (SPD): War es denn bisher so 
schlecht?)

Wir müssen uns fragen: Warum sind diese Erfolge mög-
lich? Eine Ursache ist mit Sicherheit eine durchgreifende 
Polizeireform vor über 30 Jahren, nämlich die Einführung 
der jetzigen Schutzbereiche, weg von der Stadtpolizei hin 
zu einem modernen Polizeisystem. Das war, wie man 
rückblickend betrachtet feststellen kann, eine große Um-
wälzung, eine viel größere Reform als das, was wir heute 
machen. Das war die Voraussetzung für eine moderne 
Polizeiorganisation und somit auch für eine moderne Ein-
satzführung, die diese Arbeit und diese Erfolge erst mög-
lich gemacht hat. 

Wir müssen erkennen, dass die Zeit 30 Jahre weiterge-
gangen ist und wir heute bei der Polizei einen ganz klaren 
vierstufigen Verwaltungsaufbau haben: Inspektion, Direk-
tion, Präsidium, Innenministerium. 

(Zuruf der Abgeordneten Christa Naaß (SPD))

Das war von Anfang an nicht so gedacht, sondern es war 
eher daran gedacht, Polizeiführung in den Direktionen und 
Verwaltung in den Präsidien zu haben. Heute wird vierstu-
fig verwaltet. Jeder vor Ort wird Ihnen sagen, dass das 
eine Stufe zu viel ist und zu viel Energie durch Verwal-
tungstätigkeiten aufgebraucht wird. 

Zwar sind die Erfolge gut, aber das Bessere ist der Feind 
des Guten. Wir müssen uns heute darüber Gedanken ma-
chen, wie unsere Polizei auch noch in 20 Jahren Spitze 
sein und ihren Aufgaben gerecht werden kann. Diese Auf-
gabe werden wir nicht so lösen können, dass wir Jahr für 
Jahr immer mehr Personal geben. Wir alle wissen doch, 
dass das nur in begrenztem Umfang möglich ist; etwas 
anderes wäre haushaltspolitisch nicht verantwortbar.

Ich stelle fest: Sie haben kein Konzept. Sie lehnen unser 
Konzept ab, und das einzige, was Sie fordern, sind mehr 
Planstellen. Sie wissen doch ganz genau, dass das aus 

haushaltspolitischen Überlegungen auf Dauer nicht mög-
lich sein wird. Deshalb brauchen wir unter allen Umstän-
den ein modernes Konzept. Wir müssen alle Energie, die 
wir heute haben, dazu nutzen, um die Polizei so aufzustel-
len, dass sie auch in Zukunft mit den vorhandenen techni-
schen Möglichkeiten ihre Aufgaben erfüllen kann. Das Ziel 
ist weniger Personal in der Verwaltung und mehr Personal 
vor Ort, auch Führungspersonal vor Ort, also eine Stär-
kung der Polizei auf der Straße und insgesamt ein effizien-
terer Polizeieinsatz. Mit diesem Modell werden wir diesen 
Anforderungen gerecht werden. Wir werden es schaffen, 
die Inspektionen, welche die Arbeit machen, zu stärken. 
Wir werden eine Verwaltungsebene herausnehmen und 
damit mehr Polizeieinsatzstunden vor Ort bekommen. 

Herr Kollege Schuster, was Sie zur Arbeitszeitverlänge-
rung sagen, ist schlichtweg falsch. Sie lassen sich hier 
nicht belehren. Es kommt nicht auf die bloße Zahl der 
Planstellen an, sondern entscheidend ist, wie viele Polizei-
dienststunden in diesem Land geleistet werden. Das 
Äquivalent der Arbeitszeitverlängerung sind über 1000 
Planstellen. Eingezogen werden 758 Stellen. Das bedeu-
tet 400 Mann-Stunden mehr auf der Straße. Das ist ein 
Zugewinn an innerer Sicherheit und an Effektivität. Sie 
aber lügen die Leute bei diesem Thema bewusst an. 
Wenn wir die Arbeitszeitverlängerung nicht beschlossen 
hätten, hätten wir in Zeiten knapper Kassen diesen Zuge-
winn nie erzielen können. Es wäre uns nicht möglich ge-
wesen, in dieser Größenordnung Planstellen aufzustocken 
und somit insgesamt mehr Einsatzstunden vor Ort zu er-
reichen. Das ist die Wahrheit. Wer gegen die Arbeitszeiter-
höhung ist, muss sagen, dass wir weniger Stunden in der 
Größenordnung von 400 Polizisten in diesem Staat hät-
ten. Das ist das Ergebnis, das Sie insgesamt erzielt hät-
ten.

(Zuruf der Abgeordneten Christa Naaß (SPD))

Die CSU-Fraktion hat einen ganz offenen und transparen-
ten Diskussionsprozess geführt. Wir haben mit den ver-
schiedenen Ebenen der Polizei gesprochen. Im Arbeits-
kreis und auch im Ausschuss wurde ganz frühzeitig be-
richtet. Es hat sich herauskristallisiert, dass ein dreistufiger 
Aufbau das Beste ist, was wir tun können, um die Polizei 
für die Zukunft zu rüsten. Auch Polizeiführungskräfte sind 
der Auffassung, dass die Dinge bei einem dreistufigen 
Aufbau klappen. Hut ab vor diesen Verantwortlichen der 
Polizei.

Wir haben heute über 50 Führungsdienststellen, über 50 
Behördenleiter, über 50 Stäbe. Davon bleiben 13 übrig. 
Das ist für die Betroffenen ein schwieriger Vorgang, wie er 
sonst bei der Verwaltungsreform nirgends vorkommt. 
Trotzdem führen wir eine sachliche Diskussion, haben 
Menschen, mit denen man über die Sache reden kann, die 
in die Zukunft denken und am Ende sagen: Das ist fach-
lich in Ordnung, egal, was jetzt mit mir geschieht. Hierfür 
möchte ich gerade den Führungskräften, die wir auch in 
Zukunft ganz dringend für die Sicherheit in unserem Land 
brauchen, ganz herzlich danken. Das ist nicht überall so, 
wenn man über Verwaltungsreform spricht. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Christa Naaß (SPD))
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Ich bitte Sie von der Opposition, es sich nicht so einfach 
zu machen. Wenn man alle Änderungen immer nur ab-
lehnt, erweckt man den Eindruck, als seien Änderungen 
überhaupt nicht notwendig. Das ist nicht so. Wer mit Poli-
zisten, egal welcher Dienstgrade, vor Ort spricht, wird 
immer wieder erfahren, dass gerade in der Verwaltung 
und der Bürokratie ein erheblicher Änderungsbedarf be-
steht. Sie hatten monatelang Zeit, über dieses Thema 
nachzudenken. Was legen Sie vor? – Einen Ablehnungs-
antrag. Sie haben kein Konzept.

(Stefan Schuster (SPD): Doch!)

Sie wollen kein Konzept, und zwar deswegen nicht, weil 
die Diskussion über jedes Konzept unangenehm ist. Wenn 
Sie ein Konzept hätten, hätten Sie es in Antragsform vor-
legen können statt eines bloßen Ablehnungsantrags. Das 
ist ungenügend. So werden wir die Herausforderungen für 
die Polizei in Zukunft nicht meistern können. Sie fürchten 
sich davor, etwas vorzulegen, weil es wahrscheinlich wie-
der unausgegoren sein wird und einer Fachdiskussion 
nicht standhält. 

(Widerspruch bei der SPD)

Ich bitte Sie daher wirklich, sich zu überlegen, ob man mit 
den Problemen so umgehen kann. Ich weiß nur eines: 
Wenn es nach der bayerischen SPD gegangen wäre, hät-
ten wir heute noch keine Gebietsreform und hätten immer 
noch eigenständige Gemeinden mit 1000 Einwohnern. 

(Widerspruch bei der SPD – Johanna Werner-
Muggendorfer (SPD): Vielleicht ist Ihnen der Ro-
themundplan ein Begriff!)

So können wir nicht in die Zukunft gehen. Wir müssen 
unseren Staat so reformieren, dass wir auch den Aufga-
ben in der Zukunft gerecht werden.

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Die 
nächste Wortmeldung stammt von Frau Kollegin Kamm. 
Ich weise nur vorsorglich darauf hin, dass die Fraktion des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN noch fünf Minuten Rede-
zeit hat. 

Christine Kamm (GRÜNE) (von der Rednerin nicht autori-
siert): Herr Präsident, meine Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist noch nicht lange her, da versuchte Minister Beckstein, 
die Einführung der 42-Stunden-Woche mit einem fünfpro-
zentigen Sicherheitsgewinn für Bayern zu verkaufen. Jetzt 
sollen 758 Stellen aufgrund der Verlängerung der Wo-
chenarbeitszeit abgebaut werden. Erst hieß es, Bayerns 
Polizei sei Spitze, jetzt heißt es, Bayerns Polizei müsse 
besser und billiger werden.

Dann sollten durch die Reform die Effizienz der Verwal-
tung und die Polizeieinsatzstunden auf der Straße erhöht 
werden. Noch bevor feststeht, ob durch diese Umstruktu-
rierung die anvisierten Ziele wirklich erreicht werden kön-
nen, wird schon jetzt als Erfolg gefeiert, dass 2008 über 80 
und 2009 weitere 100 Stellen aufgrund dieser Reform ein-

gespart werden können, zusätzlich, versteht sich, zu den 
bereits eingesparten 758 Stellen. Noch vor der Sommer-
pause hieß es: Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. Dann 
hieß es, das neue dreistufige Konzept soll erst in einem 
Modell erprobt werden, bevor es flächenhaft eingeführt 
wird. Jetzt, bereits im September, beschließen Kabinett 
und CSU-Fraktion den bayernweiten Abbau des vierstufi-
gen Systems und die Einführung des dreistufigen Sys-
tems. Meine Kolleginnen und Kollegen von der CSU, eine 
Reform, deren Zielsetzungen sich alle ein bis zwei Monate 
ändern, ist keine Reform, sondern ein Reformchaos. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Eine bloße Stellenkürzung, getarnt als Polizeireform, leh-
nen wir ab. Herr Kreuzer, Sie machen es sich zu leicht. Sie 
versprechen das Blaue vom Himmel: mehr Sicherheit, 
mehr Effizienz, mehr Einsparung, weniger Stellen. 

So wird es nicht funktionieren. Die letzte Polizeiorganisati-
onsreform liegt mehrere Jahrzehnte zurück. Seither hat 
sich sehr viel verändert. Die Polizei muss sich sicherlich 
mehr spezialisieren, muss die heutigen Mittel besser nut-
zen, muss großräumiger arbeitsfähig sein und muss sich 
besser vernetzen. Reformüberlegungen sind sinnvoll. Das 
erkennen wir ausdrücklich an und wollen uns daher zu 
diesem Antrag der Stimme enthalten. 

Aber zu vernünftigen Reformüberlegungen gehört als Ers-
tes, dass man die Ziele, die man mit der Reform erreichen 
will, festlegt und abstimmt und dass man nicht jeden Mo-
nat etwas Neues verkündet. Zu einer vernünftigen Reform 
gehört auch, dass man die Betroffenen nicht nur gele-
gentlich und einzeln anhört, sondern systematisch in den 
Reformprozess einbezieht. Ich weiß von Organisationsän-
derungen und habe solche Organisationsänderungen mit 
begleitet, in denen man mit einer Lenkungsgruppe sehr 
positive Erfahrungen sammeln konnte. Ich denke, es ist 
wesentlich besser, so zu arbeiten, als nur gelegentlich den 
einen oder anderen zu informieren. Ich habe auch gele-
gentlich Personalräte angerufen und gefragt, was sie 
wissen, was passiert und was sich für sie ändert. Ich muss 
sagen, es herrscht allenthalben große Verwirrung. 

Gestern hatten wir gefordert, dass der Reformprozess 
wissenschaftlich begleitet werden soll und dass überprüft 
werden soll, ob man die Ziele, die Sie zu erreichen vorge-
ben, auch tatsächlich erreicht. Diesen Antrag lehnten Sie 
ab. Wir dagegen lehnen einen Organisationsprozess ab, 
bei dem nichts von Anfang an definiert wird, bei dem 
nichts überprüft wird, bei dem nichts evaluiert werden soll 
und der nur dem Stellenabbau dient. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Zu 
Wort hat sich Herr Staatsminister Dr. Beckstein gemeldet. 
Bitte, Herr Minister.

Staatsminister Dr. Günther Beckstein (Innenministeri-
um): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
will einige Anmerkungen machen, weil es mir darum geht, 
über die Frage der Polizeiorganisationsreform in einer sehr 
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transparenten Weise mit allen Beteiligten sowie dem Par-
lament zu reden. Ich bitte um Nachsicht, wenn ich darauf 
zu sprechen komme, dass es mir etwas seltsam vor-
kommt, wenn man einerseits sagt, es wird zu viel hin und 
her diskutiert, und andererseits, man will alle Beteiligten 
anhören. Es ist zwangsläufig so, dass man eine sehr viel 
klarere Führung hat, wenn man sagt, so wird es gemacht, 
und dann wird es umgesetzt, als wenn man alle Beteilig-
ten zu Wort kommen lässt. 

Ich verhehle nicht, dass es mich nicht sonderlich gefreut 
hat, als sich die fünf Präsidenten zu Wort gemeldet haben, 
wobei das nicht ganz richtig ist; denn der Entwurf eines 
Schreibens ist durch Indiskretion herausgegangen, so-
dass die Präsidenten selbst nicht unterschrieben haben. 
Sie haben gesagt, die jetzige Organisation ist gut und sie 
wollen eigentlich nichts ändern. Ich verstehe auch, dass 
es ihre Auffassung ist, dass man nichts zu ändern braucht. 
Auch ich kann sagen, wenn wir keine Probleme mit den 
Ressourcen hätten, wenn wir deutliche Stellenmehrungen 
und mehr finanzielle Mittel bekämen, bräuchten wir in der 
Tat nichts an der Organisation zu ändern. Darum habe ich 
ein gewisses Verständnis dafür, dass die Opposition sagt, 
wenn Organisationsänderungen mit Stellenkürzungen 
verbunden sind, dann werden wir nicht als Anwälte der 
Staatsregierung auftreten, sondern wir werden die Berufs-
vertretungen – so sage ich einmal – eher etwas aufhet-
zen.

Bei dem, was Sie zur Frage der Stellen sagen, würde ich 
Ihnen empfehlen, mit den Kollegen Behrens und Körting 
von der SPD, die in diesem Bereich Verantwortung tragen, 
zu diskutieren. Gestern hatte ich Gelegenheit, bis in die 
tiefe Nacht hinein mit Herrn Körting zu sprechen. Er hat 
nur immer gesagt, er wäre froh, wenn er nur soviel einspa-
ren müsste, wie wir es im Moment tun. Jeder weiß, dass 
wir alle in bestimmten Bereichen Haushaltsprobleme ha-
ben, wobei ich nicht etwa soweit gehe wie Herr Körting, 
der gestern bei einer öffentlichen Veranstaltung gesagt 
hat, das Land Berlin ist pleite und deshalb kann man nicht 
mehr darüber reden, dass noch irgendwo etwas ausgege-
ben wird. So weit ist es bei uns nicht, aber so weit darf es 
auch nicht kommen. Deshalb müssen wir rechtzeitig ge-
gensteuern.

Mir wäre es recht gewesen, wenn die Polizei von Einspa-
rungen verschont geblieben wäre. Allerdings hätten wir 
dann den eigenen Kolleginnen und Kollegen schwer erklä-
ren können, warum es eine Arbeitszeitverlängerung gibt. 
Arbeitszeitverlängerung und Reduzierung der Stellen kor-
respondieren miteinander. Dabei sind wir nicht schlecht 
gefahren. Bei uns ist nicht 1 : 1 eingezogen worden wie in 
Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und möglicherwei-
se auch in Schleswig-Holstein. Diesbezüglich sind die In-
formationen gestern etwas unterschiedlich gewesen. Wir 
haben einen Teil der Stellen behalten können, um damit 
die Belange der inneren Sicherheit voranzubringen. Au-
ßerdem können wir von dem, was an Effizienzsteigerung 
durch die Organisationsreform bewirkt wird, den überwie-
genden Teil behalten, was mir sehr wichtig ist. 

Von der Frage der Einsparungen bitte ich die Frage der 
Organisationsreform zu trennen. Herr Kollege Schuster, 
Frau Kollegin Kamm, ich mache keinen Hehl daraus, dass 
ich anfangs gesagt habe, ich bin keine treibende Kraft ei-

ner Organisationsänderung; denn solang die Zahlen stim-
men, ändert man nicht gern. Ich verhehle aber auch nicht, 
dass ich dem Polizeipräsidenten Koller gesagt habe, in 
München haben wir eine Organisation, die mit einem Prä-
sidium und zehn Direktionen viel Bürokratie verursacht. 
Ich kenne wenige Polizeibeamte, die nicht davon gespro-
chen haben, dass der Wasserkopf zu groß ist. Herr Koller 
hat immer gesagt, Herr Dr. Beckstein, das können wir 
schon ändern, aber dann werden die Zahlen möglicher-
weise schlechter. Etwas boshafter formuliert: Wir sorgen 
schon dafür, dass die Zahlen schlechter werden. 

Ich nenne Ihnen einen Fall, mit dem ich mich jahrelang 
beschäftigt habe. Wenn man um den Hauptbahnhof her-
umläuft, läuft man durch drei Direktionsbereiche. Ob das 
tatsächlich die schlankeste und geeignetste Organisation 
ist, ist fraglich. Denn leider gibt es Verbrecher, die sich 
nicht an unsere Zuständigkeitsgrenzen halten. Eine Un-
verschämtheit, man sollte sie härter bestrafen deswegen. 
Natürlich macht es uns die Arbeit schwerer, dass die Täter 
die Direktionsbereiche verlassen. Die Polizei in München 
hat daraus einen Schluss gezogen, den ich für bemer-
kenswert halte und den sich jeder ansehen sollte. Sie hat 
eine einzige moderne Einsatzzentrale für den Raum Mün-
chen geschaffen, wo 1,5 Millionen Menschen ihre Notrufe 
absetzen können und wo die Einsatzsteuerung zentral 
erfolgt. 

In der Zeit, als ich studiert habe, hat die Regel gegolten: 
Mindestens 75 % aller Straftaten passieren in näherer 
Umgebung als zehn Kilometer vom Wohnsitz des Täters 
entfernt. Das heißt, der Täter hat wohnortnahe Kriminalität 
begangen. Heute ist es umgekehrt: Die Kriminalität pas-
siert überwiegend vom Wohnort entfernt. Aus diesem 
Grund müssen wir bei der Kriminalitätsbekämpfung etwas 
verändern. Ich sage auch an die Adresse der SPD, es gibt 
niemanden bei der Kriminalpolizei, der das nicht sieht. Der 
BDK hat Forderungen an uns gestellt. Die Kriminaltechnik 
muss anders organisiert werden, weil man sie nicht mehr 
bezahlen kann. Mit einem Nein verweigern Sie sich einer 
Antwort. 

Ich nenne Ihnen einen zweiten Grund dafür, dass ich sage, 
wir werden besser und billiger werden. Es soll mir nie-
mand erklären, dass es die zweckmäßigste Organisati-
onsform sei, in einem Gebäude in Aschaffenburg eine 
Führungsgruppe mit Einsatzzentrale der Polizeidirektion, 
eine Führungsgruppe der Polizeiinspektion Aschaffenburg 
Stadt und eine Führungsgruppe der Polizeiinspektion 
Aschaffenburg Land zu haben. Es ist doch nur vernünftig, 
dass man in diesem Fall zu einer Regelung kommt, um 
mehr Leute hinauszuschicken. 

(Zuruf von der SPD)

– Sie sagen doch, wir brauchen keine Änderung.

(Stefan Schuster (SPD): Wir sind für eine Polizei-
reform in bestimmten Bereichen!)

Ich fordere Sie auf, ein konkretes Modell zu entwickeln 
und uns vorzustellen. Ich versuche heute, Schärfe zu ver-
meiden, weil ich einräume, dass Sie sich stärker überfah-
ren fühlen müssen als die Kollegen von der CSU, die jeden 
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einzelnen Schritt der Diskussion selbst mitgestaltet ha-
ben. Während ich im Sommer gesagt habe, die Organisa-
tion wird vierstufig und im Herbst wird entschieden, ist 
eine Dynamik eingetreten, weil die Berufsvertretungen in 
Gesprächen mit mir gesagt haben, Herr Dr. Beckstein, es 
wird seit Monaten diskutiert, jetzt sagen Sie endlich, was 
Sie wollen; wir wollen jetzt eine Entscheidung. Das war die 
Haltung der Berufsvertretungen.

Das war die Haltung der Präsidenten und der Direktoren. 
Wir haben deshalb im Zuge dieser Besprechungen ge-
sagt: Wir wollen eine Stufe weiter gehen, wir wollen eine 
Grundsatzentscheidung fällen. Ich glaube, dass auch Sie, 
wenn Sie die von Ihnen als notwendig angesehene Verän-
derungen diskutieren werden, genauso wie wir und alle 
Fachleute zu dem Ergebnis kommen, dass ein verschlank-
tes vierstufiges Modell deutlich schlechter ist als ein mo-
dernes dreistufiges.

Heute Mittag waren bei mir die Führungskräfte der Polizei 
aus Mittelfranken. Mit ihnen habe ich schon einmal durch-
gesprochen, wie das aussehen könnte. Ich muss sagen, 
je mehr wir dieses Modell in den Einzelheiten betrachtet 
haben, umso mehr merke ich, wie stimmig es ist. Ich sage: 
Wir werden besser und billiger werden. Wir können eine 
moderne Einsatzzentrale mit den Mitteln GPS, moderne 
Informationstechnik, in Mittelfranken nicht fünfmal vorhal-
ten. Mit hochmodernen Einsatzzentralen, wenn wir den 
Digitalfunk in einigen Jahren bekommen, mit dem wir so-
gar Karten darstellen können, dann werden wir sehen: 
Eine zentrale Alarmierung und eine dezentrale Stationie-
rung sind der richtige Weg. Davon bin ich felsenfest über-
zeugt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Mütze?

Staatsminister Dr. Günther Beckstein (Innenministeri-
um): Ja.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Bitte, Herr Kollege.

Thomas Mütze (GRÜNE) (vom Redner nicht autorisiert): 
Herr Minister, ich bin Ihnen dankbar, dass Sie Unterfran-
ken angesprochen haben, wenn Unterfranken als erster 
Bezirk betroffen ist. Die Polizeireform – –

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Mütze, es muss eine Frage sein.

Thomas Mütze (GRÜNE) (vom Redner nicht autorisiert): 
Entschuldigung, die kommt gleich. Sie haben Aschaffen-
burg gesagt – – 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nein, nicht gleich, sondern sofort. Es muss eine Frage 
gestellt werden.

Thomas Mütze (GRÜNE) (vom Redner nicht autorisiert): 
Die Frage ist folgende: Sie haben Aschaffenburg-Stadt 
und Aschaffenburg-Land angesprochen und die Zusam-

menlegung einer Einsatzzentrale. Halten Sie es für richtig, 
dass die Einsatzzentrale für Aschaffenburg-Land und für 
Aschaffenburg-Stadt im 70 km entfernten Würzburg sitzt 
oder in Schweinfurt oder wo auch immer? Das ist meine 
Frage.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Günther Beckstein (Innenministeri-
um): Herr Kollege, ich empfehle Ihnen, sich die Polizeiein-
satzzentrale in München anzusehen und die Ausführung 
der Einsätze beispielsweise bei der Polizeidienststelle 
„Oktoberfest“. Wenn Sie das gesehen haben, dann sollten 
wir noch einmal miteinander diskutieren. Ich bin felsenfest 
überzeugt, die meisten, die hier über das Thema reden, 
haben keine Ahnung, wie die Sache vor Ort praktisch 
funktioniert.

(Beifall bei der CSU)

Selbst in der elektronischen Leitstelle – oder ich darf die 
Feuerwehreinsatzzentrale in Nürnberg als Beispiel heran-
ziehen – sitzt ein Beamter am Telefon und gibt die Anga-
ben in das Computersystem ein. Ein anderer macht die 
Einsatzsteuerung. Schauen Sie sich das einmal an. Wenn 
Sie das vor Ort sehen, werden Sie davon überzeugt sein, 
dass die moderne Form, wie sie jetzt von der gesamten 
Führungsebene der Polizei vorgeschlagen wird, zu einer 
Verbesserung führt. Wir sind uns selbstverständlich be-
wusst, dass Aschaffenburg eine Polizei bekommen muss, 
die in der Qualität der Einsatzdurchführung mindestens 
der heutigen Qualität entspricht. Ich bin überzeugt, sie 
wird sogar noch deutlich besser werden. Dazu gehört 
auch, dass man den Bezug nach Frankfurt hat. Das müs-
sen wir im Einzelnen durchgehen. Ich empfehle Ihnen, 
sehen Sie sich das in München einmal an oder gehen Sie 
zur Feuerwehr in Nürnberg. Dort hat man auch derartige 
Fragen, doch niemand wird auf die Idee kommen, dass 
man jeder einzelnen Feuerwache eine eigene Einsatzzen-
trale mit Notrufabfrage und Einsatzsteuerung zuteilen 
würde.

(Stefan Schuster (SPD): Da stimmen wir auch 
zu!).

Wir werden in den nächsten Wochen noch intensiv mitein-
ander diskutieren. 

Lieber Herr Schuster, ich stimme Ihnen uneingeschränkt 
zu. Bei der Polizei hat es kein Kompetenzgerangel gege-
ben. Das System hat funktioniert. Was die Präsidenten 
geschrieben haben, ist richtig. Sie sagen: Die bisherige 
Polizei hat Höchstleistungen erbracht. – Ich sage Ihnen 
aber auch, wenn wir auf demselben Niveau hätten bleiben 
wollen, dann hätten wir mehrere hundert Stellen und viel 
Geld zusätzlich gebraucht. Nur dann könnten wir überall 
modernste Technik einsetzen. Das haben wir aber nicht, 
im Gegenteil, wir müssen einsparen. Deshalb frage ich: Ist 
es tatsächlich richtig, wie wir das in Nürnberg organisiert 
haben? Sie haben zu Recht das Beispiel Nürnberg-Süd 
gebracht. Für das Stadion ist der Inspektionsleiter zustän-
dig, für die NPD-Demonstrationen der Direktionsleiter. 
Außerdem gibt es ein Präsidium mit einem kompletten 
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Einsatzstab. Wofür sind die in Nürnberg da? – Oder neh-
men wir Unterfranken. Dort gibt es einen Polizeipräsiden-
ten und drei Direktionsleiter mit dem jeweiligen Einsatz-
stab. Im Durchschnitt haben diese in den letzten fünf 
Jahren 0,8 Einsätze gehabt: die Einsätze beim Castor-
Transport. In dem Jahr, als kein Castor-Transport statt-
fand, hat es keinen einzigen Einsatz gegeben, den in Un-
terfranken der Präsident oder einer der Direktoren geführt 
hätten. Könnte man da nicht auf die Idee kommen, die 
Einsatzstäbe zusammen zu legen, damit jeder zumindest 
einen Einsatz im Jahr hat? Würde dadurch nicht auch die 
Qualität besser? Bekäme man dadurch nicht mehr Leute 
auf die Straße? – Ich bin felsenfest davon überzeugt, dass 
das so ist.

Kollege Kreuzer, ich stimme Ihnen zu. Mich hat der Be-
such der polizeilichen Führungskräfte aus Mittelfranken 
tief bewegt. Leitender Polizeidirektor Schlögl – das ist ein 
Mann mit hoher Führungskompetenz – sagte mit beweg-
ter Stimme: „Ich weiß, jetzt rede ich gegen meine eigene 
Position. Ich bin Leitender Polizeidirektor und weiß nicht, 
wo ich künftig hinkomme.“ Er hat hinzugefügt: „Ich bin 
besser dran als die Mitarbeiter in der freien Wirtschaft, die 
nicht wissen, was überhaupt mit ihnen passieren wird. Ich 
weiß, ich werde auch in Zukunft in A16 bezahlt werden. 
Ich weiß aber nicht, wo meine Arbeitsstelle sein wird.“ 
Trotzdem hat er gesagt: „Wir sind in Nürnberg und in der 
Region überorganisiert. Wir müssen dafür sorgen, dass 
wir mit knappen Ressourcen besser umgehen.“ Unter 
dem Beifall der Kollegen hat er gesagt, er sei für die Drei-
stufigkeit. Ich kann nur sagen: Respekt vor polizeilichen 
Führungsleuten, die gegen ihre eigenen Interessen eine 
anständige Diskussion führen. 

Ich verlange von niemandem, begeistert zu sein, wenn er 
eine Abmagerungskur verordnet bekommt. Ich weiß, wo-
von ich spreche, denn auch ich mache ein langes Gesicht, 
wenn ich in der Fastenzeit nicht alles essen darf und kei-
nen Alkohol trinke. Fasten und Abnehmen ist nie eine 
schöne Sache. Es ist aber manchmal notwendig, damit 
man danach wieder beweglich ist. Das ist beim Einzelnen 
zu spüren, und so machen wir es jetzt auch mit der Poli-
zeiorganisation. Ich appelliere an die Kolleginnen und 
Kollegen der Opposition, nicht in eine Fundamentaloppo-
sition zu treten. Ich fürchte das nicht. Profil gewinnt man in 
der Auseinandersetzung. Das weiß niemand besser als 
ich selbst.

(Lachen eines Abgeordneten der SPD)

Ich appelliere ausdrücklich, die Diskussion aufzunehmen 
und konstruktiv mitzuwirken.

Das gilt auch für die Novelle des PAG, und das ist meine 
letzte Bemerkung. Ich habe die herzliche Bitte, bevor Sie 

sich Ihre Meinung zur Novelle des PAG bilden, reden Sie 
mit Ihrem Bundesinnenminister. Er hat mir in einem nicht 
ganz vertraulichen Gespräch gesagt, am liebsten wolle er 
eine Grundgesetzänderung, damit er genau die Befugnis-
se, die wir der Bayerischen Polizei geben wollen – präven-
tivpolizeilich – fürs Bundeskriminalamt haben kann. Es 
wäre deshalb gut, wenn Sie sich nicht zu sehr gegen diese 
Meinung ins Zeug legen. Ich bin mit Otto Schily sogar 
darin einig, wenn wir allein entscheiden könnten, würden 
wir sogar noch weiter gehen. Dafür habe aber auch ich 
nicht die politischen Möglichkeiten. Meine Bitte ist des-
halb, nehmen Sie Kontakt mit anderen Stellen Ihrer eige-
nen Partei auf. Vielleicht sehen Sie dann auch, dass wir 
etwas tun müssen, um unsere führende Stellung der Inne-
ren Sicherheit zu wahren.

Was wollen wir? – Wir wollen besser und billiger werden. 
Wir wollen mehr Beamte auf der Straße und weniger am 
Schreibtisch. Es wird keinen Kahlschlag der Inspektionen 
geben. Überall dort, wo heute Polizei ist, wird auch künftig 
Polizei sein. Das gilt für Inspektionen und Stationen mit 
Ausnahme von Minidienststellen bei der Grenzpolizei. Wir 
werden nicht überall in den Polizeiinspektionen den kom-
pletten Führungsstab haben, sondern unter Umständen 
einen schlankeren Führungsstab. Die Grundkonzeption 
aber heißt: zentrale Einsatzsteuerung und dezentrale Sta-
tionierung. Ich glaube, das ist eine äußerst zukunftsträch-
tige Konzeption. Ich hoffe, dass wir in den nächsten Wo-
chen und Monaten zu einer vernünftigen Zusammenarbeit 
in diesen Grundfragen kommen. Das wäre überaus hilf-
reich. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die 
Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/1696 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist die Fraktion der SPD. Gegenstimmen? 
– Das ist die Fraktion der CSU. Stimmenthaltungen? – Das 
ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Da-
mit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Die restlichen Dringlichkeitsanträge werden in die Fach-
ausschüsse verwiesen.

Wir sind damit am Ende der Tagesordnung. Ich schließe 
die Sitzung mit einem guten Wunsch für den Abend.

(Schluss: 16.25 Uhr)



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode1642 Plenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004

Bayerischer Landtag  zur 24. Vollsitzung am 30. 09. 2004
15. Wahlperiode 

Anlage 1

Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über 
die nicht einzeln zu beratenden Anträge zu Grunde gelegt wurden 
gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 4)

Es bedeuten:
(E)   einstimmige Zustimmungsempfehlung des 

Ausschusses
(G)   Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 

mit Gegenstimmen
(ENTH)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 

mit Enthaltungen oder
Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss

(A)   Ablehnungsempfehlung des Ausschusses 
oder
Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss

(Z)   Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss

 1.  Antrag der Abgeordneten Franz Josef Pschierer, 
Klaus Stöttner u.a. CSU
Skiausflüge der bayerischen Schulen
Drs. 15/1124, 15/1447 (G) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 126 Abs. 3 Satz 
3 GeschO:
abweichendes Votum 
des mitberatenden 
Ausschusses CSU SPD GRÜ
für Bildung, Jugend 
und Sport Z A A

 2.  Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Joach-
im Herrmann, Franz Josef Pschierer, Markus 
Sackmann u.a. und Fraktion CSU
Drohenden Baustopp des 4-gleisigen Ausbaus 
zwischen Mering und Olching abwenden
Drs. 15/1168, 15/1608 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie Z Z Z
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Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Wie sehen die Planun-
gen der Bayerischen Staatsregierung für die neue Spren-
gelbildung bei den Ausbildungsberufen sowie für überre-
gionale Fachsprengel in einzelnen Berufen aus und welche 
staatliche Unterstützung bzw. Förderung erhalten jene 
Schülerinnen und Schüler, die Blockpraktika sehr weit ent-
fernt von ihrer Ausbildungsstätte bzw. der bisherigen Be-
rufsschule absolvieren müssen wie dies beispielsweise ab 
dem Schuljahr 2005/06 bei der Polsterer-Ausbildung so-
gar mit einer Entfernung von ca. 400 Kilometer der Fall 
sein wird?“

Antwort der Staatsregierung:

1. Sprengelbildung

Welche Sprengel für einzelne Ausbildungsberufe gebildet 
werden können, hängt von der Zahl der Auszubildenden 
in den einzelnen Ausbildungsberufen ab. Die Zuständig-
keit für die Sprengelbildung liegt gemäß Art. 34 Abs. 2 
BayEUG bei den Bezirksregierungen.

Das Staatsministerium übernimmt nur dann eine koordi-
nierende Funktion, wenn aufgrund sehr geringer Ausbil-
dungszahlen ein regierungsbezirksübergreifender Fach-
sprengel eingerichtet werden muss. In Absprache mit al-
len beteiligten Bezirksregierungen bittet das Staatsminis-
terium den Regierungsbezirk, in dem die Beschulung er-
folgen soll, um die Einleitung eines offiziellen Sprengelver-
fahrens. Bevor ein neues Sprengelverfahren eingeleitet 
wird, wird i.d.R. mindestens 3 Jahre die Entwicklung der 
Schülerzahl beobachtet, um keine übereilten Entschei-
dungen zu treffen. Die Liste der mit den Regierungen ver-
einbarten Änderungen der Beschulungsstandorte werde 
ich Ihnen zusenden lassen.

2. Kostenübernahme durch den Freistaat Bayern

Unabhängig von einem zukünftigen Berufsschulstandort 
muss i. A. bei der Einrichtung von Landesfachklassen 
bzw. regierungsbezirksübergreifenden Fachklassen an 
dem festgelegten Schulstandort Blockunterricht einge-
führt werden, da sich aufgrund des neuen, vergrößerten 
Einzugsgebiets der bisherige Einzeltagesunterricht nicht 
realisieren lässt, da die täglichen Fahrwege vielen Aus-
zubildenden nicht mehr zugemutet werden können. Die 

finanzielle Belastung der Auszubildenden für Unterkunft, 
Verpflegung und Fahrkosten wird durch den Freistaat 
Bayern minimiert. 

•  Berufsschüler, die in Bayern in einem Berufsausbil-
dungsverhältnis stehen, erhalten einen Kostenersatz, 
wenn zum Berufsschulbesuch eine auswärtige Unter-
bringung notwendig ist. Erstattungsfähig sind Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung, abzüglich eines Ei-
genanteils an den Verpflegungskosten von 5,10 € pro 
Tag.

•  Übersteigen die Fahrkosten zum Besuch der Be-
rufsschule die Familienbelastungsgrenze von 340 € 
pro Jahr, so werden diese Mehrkosten vom Freistaat 
übernommen. 

3.  Beschulung der Auszubildenden im Ausbildungsberuf 
Polsterer

Die Zahl der Auszubildenden im Ausbildungsberuf Polste-
rer hat sich in der Eingangsklasse (Jahrgangsstufe 10) in 
den letzten drei Jahren in München wie folgt entwickelt:

Jahrgangsstufe 10:

Schuljahr 2003/04 2002/03 2001/02

Schülerzahl 8 8 10

Nach mehrjähriger Beobachtung musste festgestellt wer-
den, dass die Zahl der auszubildenden Polsterer in Süd-
bayern keine eigene Fachklasse mehr rechtfertigt. In 
Nordbayern, an der Staatlichen Berufsschule Coburg, hat 
sich die Schülerzahl in der Jahrgangsstufe 10 der Fach-
klasse für Polsterer in den letzten beiden Jahren von 14 
auf 20 Schüler erhöht. Gemeinsam mit den 20 nordbaye-
rischen Schülern können die 8 Schüler aus Südbayern 
ohne Mehrbedarf an Lehrpersonal und Sachausstattung 
in einer gemeinsamen Fachklasse unterrichtet werden. 

Aufgrund der positiven Schülerzahlentwicklung in Nord-
bayern wurde gemeinsam mit allen Bezirksregierungen 
vereinbart, zukünftig alle auszubildenden Polsterer in Co-
burg zu beschulen. 



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode1646 Plenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/24 v. 30. 09. 2004 1647

In der Zwischenzeit hat sich für die Beschulung der Pols-
terer jedoch die folgende Situation ergeben:

•  In diesem Schuljahr wurden von den beiden in Süd-
bayern ausbildenden Firmen (Segmüller, Augsburg; 
Himolla, Taufkirchen) insgesamt 14 Auszubildende 
eingestellt.

•  Des Weiteren haben diese beiden Firmen zugesagt, 
zukünftig mindestens 16 Auszubildende pro Jahr 
einzustellen. Für dieses Jahr bemühen sich die beiden 
Betriebe nochmals, die zwei zusätzlichen Ausbil-
dungsplätze zu besetzen.

Aufgrund der aktuellen Schülerzahlentwicklung und der 
Zusage der beiden Betriebe können die südbayerischen 
auszubildenden Polsterer weiterhin in München beschult 
werden. Eine Sprengeländerung ist damit nicht mehr er-
forderlich. Das Problem hat sich durch die erhöhte Ausbil-
dungsbereitschaft der Betriebe in Wohlgefallen aufgelöst.

Leider lassen sich nicht alle unsere Standortprobleme so 
leicht lösen!

Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Wie wird sicher-
gestellt, dass nach dem neuen Finanzierungsmodell Kin-
der mit Behinderung weiterhin in den Frühförderstellen 
versorgt und finanziert werden und wie werden die Früh-
förderstellen im neuen Kindertagesstättengesetz inte-
griert?“

Antwort der Staatsregierung: Die Versorgung von Kin-
dern mit Behinderung in Frühförderstellen ist auch nach 
Inkrafttreten des neuen Kindertagesstättengesetzes gesi-
chert.

Die Förderung von Kindern mit Behinderung in Frühför-
derstellen wird weder durch das jetzige Kindergartenge-
setz noch durch das künftige Kindertagesstättengesetz 
geregelt, sondern durch § 30 SGB IX. Das neue Kinderta-
gesstättengesetz soll aber nach den Vorstellungen der 
Bayerischen Staatsregierung in dreifacher Weise die Situ-
ation von Kindern mit Behinderung verbessern: Erstens 
soll ein klarer Auftrag der Kindertageseinrichtungen zur 
Integration von Kindern mit Behinderung und mit drohen-
der Behinderung vorgesehen werden. Dadurch wird die 
Teilhabe der Kinder mit Behinderung am gesellschaftli-
chen Leben frühest möglich gewährleistet. Zweitens ist in 
Art. 15 Absatz 1 des Entwurfs des Bayerischen Gesetzes 
für Kindertageseinrichtungen und Tagespflege die Vernet-
zung von Kindertageseinrichtungen festgelegt. Insbeson-
dere wird darin auch die Kooperation von Kindertagesein-
richtungen und Frühförderstellen vorgesehen. Drittens 
sieht das neue Finanzierungsmodell die 4,5-fache Förde-
rung, im Einzelfall im Einvernehmen mit den Kommunen 
sogar eine noch höhere Förderung für Kinder mit festge-
stellter Behinderung vor. So wird es den Kindertagesein-
richtungen finanziell ermöglicht, sich um Kinder mit Behin-
derung intensiv zu kümmern. 

Den Frühförderstellen stehen die Kindertageseinrichtun-
gen nach wie vor offen – hier ändert sich durch das neue

Kindertagesstättengesetz nichts an der bisherigen 
Rechtslage.

Eike Hallitzky (Bündnis 90/Die Grünen): „Welche Kosten 
sind den bayerischen SteuerzahlerInnen durch die Propa-
gandaveranstaltung von Wirtschaftsminister Wiesheu für 
einen staugestützten Donauausbau am 17.09.2004 in 
Deggendorf entstanden?“

Antwort der Staatsregierung: Zu der Veranstaltung des 
Bayerischen Hafenforums e.V., die am 17. September in 
Deggendorf stattgefunden hat, ist folgendes richtig zu 
stellen: 

1.  Die Konferenz diente dem Erfahrungsaustausch und 
der Förderung von Wirtschaftskontakten.

2.  Veranstalter war das Bayerische Hafenforum.

3.  Thema der Veranstaltung waren die EU-Osterweite-
rung und damit zusammenhängende Verkehrsproble-
me, speziell im Hinblick auf die Donau.

Im April dieses Jahres ist das Bayerische Hafenforum mit 
dem Vorschlag an mich herangetreten, in Deggendorf eine 
Konferenz zur EU-Osterweiterung zu veranstalten. Das 
Bayerische Hafenforum fördert seit über 15 Jahren die 
Handelsbeziehungen der bayerischen Wirtschaft insbe-
sondere entlang der Rhein-Main-Donau Wasserstraße. 

Ich wurde gebeten, die Schirmherrschaft für diese Konfe-
renz zu übernehmen. Aufgrund der geringen finanziellen 
Möglichkeiten des Bayerischen Hafenforums hat das 
Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie eine Förderung der Veranstal-
tung von bis zu 10.000 Euro in Aussicht gestellt. Ein ent-
sprechender Antrag wird zurzeit geprüft. 

Teilnehmer der Veranstaltung waren Vertreter der Wirt-
schaft, der Donau-Anrainerstaaten sowie von Polen, Lett-
land und Slowenien. Podiumsteilnehmer der Veranstal-
tung unterstrichen, dass die Binnenwasserstraße Donau 
nicht ausreichend genutzt werde, es aber notwendig sei, 
den zunehmenden grenzüberschreitenden Güterverkehr 
umweltverträglich zu bewältigen. Es fehle eine durchge-
hende Abladetiefe von 2,50 Meter, die für eine europäi-
sche Binnenwasserstraße notwendig und selbstverständ-
lich sein müsste. 

Maria Scharfenberg (Bündnis 90/Die Grünen): Wie beur-
teilt die Staatsergierung das Vorhaben, in Altenlohe bei 
Hemau (Landkreis Regensburg) einen Steinbruch zu be-
treiben, obwohl der Standort im Naturpark Altmühltal ge-
legen ist und in der Region bereits mehrere Steinbrüche 
vorhanden sind?

Antwort der Staatsregierung: Die Firma Schotterwerk 
Hemau GmbH in Gründung hat am 04.09.04 die immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb eines Steinbruches sowie für den Betrieb ei-
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ner mobilen Brech- und Siebanlage für das Brechen von 
vor Ort gewonnenem Kalkstein auf dem Grundstück Fl.Nr. 
1125 der Gemarkung Aichkirchen mit einer Abbaufläche 
von 8,9 ha beantragt .

Das geplante Abbaugebiet liegt in der Schutzzone der 
Verordnung über den Naturpark Altmühltal, die die 
Rechtsqualität eines Landschaftsschutzgebietes besitzt . 
Zum derzeitigen Zeitpunkt kann zur Beurteilung der Ge-
nehmigungsfähigkeit noch keine abschließende Aussage 
getroffen werden. Grundsätzlich ist aber anzumerken, 
dass das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsver-
fahren weder die Prüfung von Standortalternativen noch 
eine Bedarfsprüfung enthält. Gegenstand des Verfahrens 
ist allein der beantragte Standort. Soweit die Genehmi-
gungsvoraussetzungen nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz und aus den sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften erfüllt sind, ist die Genehmigung zu erteilen. 
Zu den sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zäh-
len auch naturschutzrechtliche Bestimmungen, insbeson-
dere die Schutzverordnung für den Naturpark. Nach § 7 
Abs. 1 Nr. 2der Verordnung bedarf der Erlaubnis, wer be-
absichtigt, innerhalb der Schutzzone die bisherige Boden-
gestalt durch Aufschüttung, Abgrabungen oder in sonsti-
ger Weise wesentlich zu verändern. Nach § 7 Abs. 2 der 
Verordnung ist die Erlaubnis zu erteilen, wenn das Vorha-
ben nicht geeignet ist, die Leistungsfähigkeit des Natur-
haushalts, das Landschaftsbild, den Naturgenuss oder 
den Zugang zur freien Natur zu beeinträchtigen, oder 
wenn diese Wirkungen durch Nebenbestimmungen aus-
geglichen werden können. Zum jetzigen Zeitpunkt kann 
noch keine Aussage getroffen werden, ob das Vorhaben 
erlaubnis- bzw. befreiungsfähig ist.

Barbara Rütting Bündnis 90/Die Grünen: Nachdem in der 
Sendung Monitor vom 9. September 2004 in mehreren 
Ställen bayerischer Putenmäster erschreckende Missstän-
de gezeigt wurden, frage ich die Staatsregierung, ob ihr 
bekannt ist, von wie vielen Putenmästern in Bayern die 
Firma Höhenrainer Delikatessen GmbH ihre Puten bezieht, 
wie viele angemeldete sowie unangemeldete Kontrollen 
die zuständigen Veterinärbehörden in den Jahren 2003 
und 2004 bei allen Betrieben, von denen die Firma Höhen-
rainer Delikatessen Puten bezieht (insbesondere Erzeuger-
gemeinschaft Höhenrain, Süddeutsche Truthahn-AG, 
Bayerische Truthahn-Erzeugergemeinschaft w.V.) jeweils 
durchgeführt haben und mit welchen Beanstandungen 
und Ergebnissen im einzelnen sowohl die Tiergesundheit 
sowie das Stallklima und die Besatzdichte kontrolliert wur-
den?

Antwort der Staatsregierung: In dem Bericht der Sen-
dung Monitor wurden, wie mir berichtet wurde, schockie-
rende Aufnahmen gezeigt. Ich habe zwar die Sendung 
nicht selbst gesehen. Doch Zustände, wie sie in dem Be-
richt offenbar gezeigt werden, betrachte ich als untragbar. 
Sofort nach der Ausstrahlung der Sendung habe ich ver-
anlasst, dass die dort gezeigten Betriebe noch am selben 
Wochenende unangemeldet amtstierärztlich kontrolliert 
werden. Dabei hat sich gezeigt, dass zwar die Außenauf-
nahmen von bayerischen Putenmastbetrieben stammen. 
Die Innenaufnahmen, in denen tierschutzrelevante Situati-
onen gezeigt werden, stammen jedoch nicht aus den zu-
vor gezeigten Betrieben. Es ist unklar, wo die Innenauf-
nahmen entstanden sind. Die Redaktion von Monitor hat 

es bisher abgelehnt, die Betriebe zu nennen, in denen die 
Innenaufnahmen gedreht wurden. Ich finde es befremd-
lich, dass damit die gezeigten Tierschutzverstöße gedeckt 
werden. 

Die Firma Höhenrainer Delikatessen GmbH betreibt weder 
eigene Putenmast noch Schlachtanlagen; sie ist ein reiner 
Verarbeitungsbetrieb. Nach Kenntnis der Staatsregierung 
bezieht die Firma Putenfleisch nicht nur aus Betrieben in 
der Umgebung, sondern auf dem gesamten Markt. 

Etwa 50 bayerische Putenmäster sind in der Süddeut-
schen Truthahn-AG zusammengeschlossen, die eine ei-
gene Putenschlachterei betreibt. Das Putenfleisch geht an 
unterschiedliche Abnehmer in Bayern und Nachbarlän-
dern. 

Die Putenmastbetriebe in Bayern werden von den zustän-
digen Behörden mindestens zweimal jährlich kontrolliert. 
Soweit die Anwesenheit des Betriebsinhabers erforderlich 
ist, werden die Kontrollen angemeldet. In der Vergangen-
heit sind keine nennenswerten tierschutzrechtlichen Be-
anstandungen festgestellt worden. Darüber hinaus wer-
den die Putenmastbetriebe in regelmäßigen Abständen 
von Fachtierärzten besucht, die die Bestandsbetreuung, 
wie etwa Impfungen, durchführen. Auch in diesem Zu-
sammenhang sind keine tierschutzwidrigen Verhältnisse 
festgestellt worden. 

Trotz der Aufforderung durch den Bundesrat - die auch 
von Bayern mitgetragen wurde - hat die Bundesregierung 
bisher keine rechtsverbindlichen Anforderungen für die 
Haltung von Mastgeflügel (also auch von Puten) erlassen. 
In Bayern ist – wie in den meisten Ländern - auf der 
Grundlage bundeseinheitlicher Eckwerte eine freiwillige 
Vereinbarung mit der Geflügelwirtschaft abgeschlossen 
worden, in der die Haltungsanforderungen an Mastputen 
festgelegt sind (beispielsweise Besatzdichte, Futter- und 
Tränkeeinrichtungen, Stallklima). Diese Vereinbarung dient 
den zuständigen Behörden (Landratsämter) als Grundlage 
für Kontrollen.

Christa Naaß (SPD): Nachdem die Staatsregierung ange-
kündigt hat, die Anzahl der bisher 79 Vermessungsämter 
auf 50 zu reduzieren, bitte ich um Auskunft, welche Krite-
rien bei der Reduzierung zu Grunde gelegt wurden und 
welche der bayerischen Vermessungsämter von der 
Schließung betroffen sind.

Antwort der Staatsregierung: Ziel von „Verwaltung 21“ 
ist eine effiziente, bürgerfreundliche und regional ausge-
wogene Staatsverwaltung. Maßgebende Kriterien für die 
Neustrukturierung der Vermessungsämter sind die zu-
künftige Zahl der Beschäftigten, die Einräumigkeit mit den 
allgemeinen Verwaltungsgrenzen, die Lage der neuen 
Standorte und die Unterbringung in vorhandenen Amts-
gebäuden. Dabei wurden je nach zu erwartender Aufga-
benauslastung der zukünftigen Vermessungsämter flexib-
le, regional unterschiedliche Lösungen entwickelt. Dies 
führt im Ergebnis zur geplanten Reduzierung der Zahl der 
Vermessungsämter von derzeit 79 auf 50.

Von der Umstrukturierung betroffen sind die Vermes-
sungsämter Bad Neustadt, Bad Tölz, Burghausen, Deg-
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gendorf, Eichstätt, Eschenbach in der Oberpfalz, Forch-
heim, Friedberg, Fürstenfeldbruck, Fürth, Hemau, Hers-
bruck, Kempten, Kitzingen, Klingenberg, Kronach, Mem-
mingen, Miesbach, Neunburg v. Wald, Nördlingen, Pas-
sau, Rothenburg ob der Tauber, Schwandorf, Simbach am 
Inn, Starnberg, Tirschenreuth, Wasserburg am Inn, Wei-
ßenburg, Wunsiedel und Zwiesel.

Es wird derzeit geprüft, ob und wann eine Zusammenfüh-
rung oder eine Fortführung als Außenstelle erfolgt. 

Die Entscheidung über die Standorte der Vermessungs-
ämter wird nach ausführlicher Diskussion mit den kom-
munalen Spitzenverbänden, den Beschäftigten, den Be-
schäftigtenvertretern und den Verbänden im November 
2004 fallen.

Philipp Graf von und zu Lerchenfeld (CSU): Wie sie die 
Stadt Regensburg bei der laufenden Bewerbung als Kul-
turhauptstadt Europas im Jahr 2010 unterstützen will und 
ob der Stadt Regensburg für die Bewerbung finanzielle 
Mittel des Freistaates zur Verfügung gestellt werden kön-
nen.“

Antwort der Staatsregierung: Soweit dies von Seiten 
der Stadt gewünscht wird, steht die Kunstabteilung des 
Wissenschaftsministeriums mit den für die Kulturhaupt-
stadt-Kandidatin Regensburg zuständigen Mitarbeitern 
zur Beratung zur Verfügung. Was die finanzielle Unterstüt-
zung der Kandidatur angeht, liegt dem Vernehmen nach 
eine Anfrage des Regensburger Oberbürgermeisters an 
den Finanzminister vor. In die sich daran gegebenenfalls 
anschließenden Gespräche ist das Wissenschaftsministe-
rium nicht eingebunden.

Franz Schindler (SPD): „Anknüpfend an meine schriftli-
che Anfrage vom 31.05.2001 betreffend die Auswahl von 
Insolvenzverwaltern (LT-Drs. 14/7274 und 14/8108) und 
die zu dieser Problematik vor kurzem ergangenen Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts (1 BvR 135/
00 und 1 BvR 1086/01) frage ich die Staatsregierung, ob 
sie nun eine Notwendigkeit sieht, die Praxis der Auswahl 
von Insolvenzverwaltern durch die zuständigen Gerichte 
zu verbessern und falls

ja, wie?“

Antwort der Staatsregierung: Die Bayerische Staatsre-
gierung sieht keine Veranlassung, die Praxis der Auswahl 
von Insolvenzverwaltern durch die bayerischen Insolvenz-
gerichte zu ändern.

1.  Gegenstand des in der Anfrage erwähnten Beschlus-
ses der 2. Kammer des Ersten Senats des Bundes-
verfassungsgerichts vom 3. August 2004 waren die 
Fragen, ob im Rahmen der Insolvenzverwalteraus-
wahl eine Vorauswahl der Insolvenzgerichte unter in-
teressierten Verwaltern eine gerichtlich nachprüfbare 
Maßnahme darstellt und welche materiell-verfas-
sungsrechtlichen Maßstäbe für diese Maßnahme gel-
ten. Der Entscheidung des BVerfG lagen zwei Fälle 
zugrunde, in denen sich das jeweilige Insolvenzge-
richt aus sachfremden Gründen geweigert hatte, den 
betreffenden Bewerber überhaupt für eine Bestellung 

als Insolvenzverwalter (vgl. § 56 InsO) in Betracht zu 
ziehen. Die zuständigen Obergerichte hatten eine 
Überprüfung dieser Entscheidungen mit dem Hinweis 
verweigert, Rechtsschutz gegen diese Maßnahmen 
sei nicht eröffnet, da es sich nicht um einen Justizver-
waltungsakt handele und das Verfahrensrecht der In-
solvenzordnung eine Anfechtbarkeit dieser Entschei-
dung nicht vorsehe. Diese Rechtsauffassung hat das 
BVerfG als unvereinbar mit Art. 12 Abs. 1, 19 Abs. 4 
GG bezeichnet.

2.  Das Staatsministerium der Justiz vertritt seit jeher die 
Auffassung, dass es rechtswidrig wäre, Interessenten 
für eine Tätigkeit als Insolvenzverwalter im Wege der 
„Vorauswahl“ von vornherein und unabhängig von 
den sachlichen Bestellungskriterien des § 56 InsO 
den Zugang zu einer Tätigkeit als Insolvenzverwalter 
zu verwehren. Derartige Ausschlussentscheidungen 
sind auch gesetzlich nicht vorgesehen. Dementspre-
chend treffen die bayerischen Insolvenzgerichte keine 
derartigen Entscheidungen; die in Karlsruhe behan-
delten Fälle stammen denn auch nicht aus Bayern.

    Bereits im Frühjahr 2002 hat im Übrigen die Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Insolvenzrecht“ unter maß-
geblicher bayerischer Mitwirkung klar festgestellt, 
dass ein Vorabausschluss bestimmter Verwalter unab-
hängig von Sachgesichtspunkten, wie er bislang ins-
besondere in Gestalt so genannter „geschlossener 
Verwalterlisten“ von manchen (außerbayerischen) In-
solvenzgerichten praktiziert wurde, rechtlich nicht ak-
zeptabel sei.

3.  Eine ganz andere Frage ist es, welche Rechtsmaßstä-
be für die Auswahlentscheidung nach § 56 InsO gel-
ten. Diese Frage war nicht Gegenstand des erwähn-
ten Kammerbeschlusses des Bundesverfassungsge-
richts; das Gericht hat sie dementsprechend aus-
drücklich offen gelassen. Daher entfaltet diese Ent-
scheidung für die Auswahlpraxis der bayerischen In-
solvenzgerichte auch keine Auswirkungen. Unabhän-
gig davon sind dem Staatsministerium der Justiz rele-
vante Mängel der gerichtlichen Bestellungspraxis in 
Bayern nicht bekannt.

Dr. Sepp Dürr (Bündnis 90/Die Grünen): Welche konkre-
ten Maßnahmen plant die Bayerische Staatsregierung zur 
Umsetzung des Zuwanderungsgesetzes?

Antwort der Staatsregierung: Das Staatsministerium 
des Innern bereitet die Umsetzung des Zuwanderungsge-
setzes durch die Ausländerbehörden im Rahmen seiner 
Vollzugsverantwortung vor. Hierzu finden Dienstbespre-
chungen und Fortbildungsveranstaltungen unter maßgeb-
licher Beteiligung des Staatsministeriums des Innern statt. 
Außerdem wird im Behördennetz für die Mitarbeiter der 
Ausländerbehörden umfangreiches Informationsmaterial 
eingestellt.

An den Verordnungen zur Umsetzung des Zuwande-
rungsgesetzes wirkt die Staatsregierung im Rahmen der 
üblichen Länderbeteiligung intensiv mit. Ziel ist hier si-
cherzustellen, dass auch in der konkreten Verwaltungs-
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praxis eine wirkliche Steuerung und Begrenzung der Zu-
wanderung erreicht wird.

Ein besonderes Anliegen ist die Umsetzung der neuen si-
cherheitsrechtlichen Vorschriften des Aufenthaltsgeset-
zes. Es werden alle Vorbereitungsmaßnahmen getroffen, 
um das verbesserte gesetzliche Instrumentarium zur Aus-
weisung und Abschiebung gefährlicher Extremisten und 
ihrer besseren Überwachung zum frühestmöglichen Zeit-
punkt zu nutzen.

Vorarbeiten gibt es auch, soweit es darum geht, den Auf-
enthalt nicht mitwirkungsbereiter Ausländer mit den Mittel 
des neuen Rechts zu beenden. Sämtliche Möglichkeiten 
des Gesetzes, auf eine erhöhte Ausreisebereitschaft hin-
zuwirken, sollen hier ausgenützt und auf fehlende Mitwir-
kungsbereitschaft flexibler reagiert werden.

Das Fördern und Fordern von Integration ist ein Kern-
punkt des neuen Zuwanderungsgesetzes. Die Zuständig-
keit für die Durchführung von Integrations- und Orientie-
rungskursen nach dem Aufenthaltsgesetz liegt beim Bund 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge). Die Ausländer-
behörden werden entsprechend den gesetzlichen Vorga-
ben, insbesondere bei fehlenden Sprachkenntnissen zum 
Besuch von Integrationskursen verpflichten. Bei einer 
Weigerung der Ausländer, ihrer Pflicht zur Teilnahme an 
Integrationskursen nachzukommen, werden die Auslän-
derbehörden die gesetzlich vorgesehenen Sanktionsmög-
lichkeiten bis hin zur Versagung der Verlängerung des 
Aufenthaltstitels ausschöpfen.

Schließlich kommt auch der Klärung der Zuständigkeits-
abgrenzung zwischen Arbeitsverwaltung und Ausländer-
behörden erhebliche praktische Bedeutung zu, um die 
Folgen des neuen einstufigen Verfahrens (One-Stop-Go-
vernment) in den Griff zu bekommen.

Ludwig Wörner (SPD): Welche finanziellen Auswirkungen 
hat voraussichtlich die Verzinsung von Förderdarlehen von 
Miete- und Genossenschaftswohnungen, die von 1970 bis 
1989 bezugsfertig geworden sind, auf die Haushalte der 
Kommunen, da alle Kommunen auf grund der gesetzli-
chen Situation verpflichtet sind, in bestimmten Fällen, 
entweder die gesamte Miete oder zumindest Mietbeihilfen 
zu gewähren?

Antwort der Staatsregierung: Bei der zum 01.01.2005 
geplanten Zinsanhebung werden die Zinsen bei Darlehen 
für Mietwohnungen von jetzt null auf höchstens zwei Pro-
zent moderat angehoben. Für eine sozial verträgliche 
Umsetzung dieser Zinsanhebung sind Kappungsgrenzen 
und Höchstbeträge vorgesehen. Deshalb wird in den 
meisten Fällen die Zinsbelastung darunter bleiben. 

Die durch Zinsanhebung erhöhten Kapitalkosten können 
an die Mieter weitergegeben werden. Dies führt aber 
durchaus nicht automatisch zu erhöhten Aufwendungen 
bei den Kommunen. Nur soweit die betroffenen Haushalte 
die erhöhte Miete nicht aus eigener Kraft und gegebenen-
falls mit Hilfe des Wohngeldes aufbringen können, kommt

eine Mehrbelastung der örtlichen und überörtlichen kom-
munalen Sozialhilfeträger in Frage. 

Wenn und soweit Kommunen als Sozialleistungsträger 
Kosten der Unterkunft übernehmen müssen, bewirken die 
von der Staatsregierung vorgegebenen Kappungsgrenzen 
und Härteregelungen eine Begrenzung des etwaigen fi-
nanziellen Mehraufwandes.

Der Staatsregierung sind die Einkommens- und  Bele-
gungsstrukturen in den von der Zinsanhebung betroffenen 
Wohnanlagen jedoch nicht im Einzelnen bekannt. Insbe-
sondere die individuellen Belastungen der Einzelhaushal-
te, die u.a. von der Wohnungsgröße und der Höhe des 
seinerzeit bewilligten Baudarlehens abhängen, sind nicht 
erfasst. Schließlich nehmen erfahrungsgemäß auch nicht 
alle dazu Berechtigten Sozialhilfe in Anspruch. Konkrete 
Aussagen zu einem etwaigen Anstieg der Sozialhilfeaus-
gaben für Unterkunftskosten infolge der Zinsanhebung 
können daher von der Staatsregierung derzeit nicht ge-
macht werden.

Stefan Schuster (SPD): Nach dem Bekanntwerden der 
Sicherheitsprobleme bei den Polizeischutzwesten frage 
ich die Bayerische Staatsregierung, was unter der Aussa-
ge, dass die Unterziehschutzwesten unter realen Bedin-
gungen noch genügend Schutz bieten, zu verstehen ist, in 
welchem Zeitraum das Problem behoben sein wird und ob 
der Freistaat Bayern hierfür noch einmal finanzielle Mittel 
aufbringen muss?

Antwort der Staatsregierung: Die angesprochene Un-
terziehschutzweste „ULTIMA“ besitzt unter realen Ein-
satzbedingungen derzeit noch ausreichende Schutzwir-
kung.

Da der Schutz und die Sicherheit der Polizeibeamtinnen 
und -beamten für uns oberste Prämisse ist, unterliegen 
diese Schutzwesten einer strengen Qualitätskontrolle in 
Form einer den Gebrauch begleitenden Qualitätssiche-
rung, die in sechsmonatigem Turnus erfolgt. Diese Unter-
suchungen sind zuverlässige Leistungsparameter und 
Garanten zur Früherkennung einer nicht ausgeschlosse-
nen Reduzierung der entsprechenden Haltbarkeit. Bei 
diesem Prüfverfahren werden jeweils vier Pakete, nämlich 
die Vorder- und Rückenteile von getragenen Unterzieh-
schutzwesten, sowie eine Referenzweste, nämlich eine 
gleich alt gelagerte und damit also ungetragene Weste, 
einem sogenannten V50-Beschuss unterzogen. Diese 
Prüfmethode ermöglicht die Feststellung des Grenzwer-
tes der tolerierbaren Geschwindigkeit eines auftreffenden 
Geschosses und somit die jeweils aktuelle Belast- und 
Haltbarkeit der Unterziehschutzwesten. 

Obwohl die getesteten Unterziehschutzwesten bei der 
letzten begleitenden Qualitätssicherung teilweise den 
festgelegten Grenzwert von 481,6 m/s mit 474 m/s ge-
ringfügig unterschritten haben und es beim anschließen-
den Beschuss nach Technischer Richtlinie bei wirklich in-
tensiv getragenen, dreißig Monate alten Westen unter 
Extrembeschuss zu vereinzelten Durchschüssen kam, 
schützen die Unterziehschutzwesten derzeit unter realen
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Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Herrmann Joachim X
Hintersberger Johannes
Hoderlein Wolfgang X
Hohlmeier Monika
Dr. Huber Marcel X
Huber Erwin X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Hufe Peter X

Imhof Hermann X

Dr. Kaiser Heinz X
Kamm Christine X
Kaul Henning
Kern Anton X
Kiesel Robert X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kränzle Bernd
Kreidl Jakob X
Kreuzer Thomas X
Dr. Kronawitter Hildegard X
Kupka Engelbert X
Kustner Franz X

Leichtle Willi
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lochner-Fischer Monica
Lück Heidi X

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Memmel Hermann
Meyer Franz X
Miller Josef X

Einsatzbedingungen die sie tragenden Polizeibeamtinnen 
und -beamten. Denn ein derartiger -unter regelmäßigen 
Einsatzbedingungen äußerst selten vorkommender- Ex-
trembeschuss simuliert mit einem aufgesetzten Schuss 
bei 25º - Winkelbeschuss und einer Geschossgeschwin-
digkeiten von 410 m/s beispielsweise eine dienstliche 
Maschinenpistole der Marke „MP 5“. Hingegen liegt die 
durchschnittliche Geschossgeschwindigkeit eines Projek-
tils beim Abfeuern aus einer Faustfeuerwaffe regelmäßig 
deutlich unter einer Geschwindigkeit von 410 m/s, wie 
beispielsweise aus der dienstlich verwendeten Pistole P 7. 
Hier erreichen die Geschosse lediglich eine Geschwindig-
keit von etwa 350 m/s. Dagegen sind großkalibrige Ge-
schosse und solche, welche aus Langwaffen abgefeuert 
werden, für keine auf dem Markt verfügbaren Unterzieh-
schutzwesten der Schutzklasse 1 haltbar.

Aufgrund der Ergebnisse der letzten begleitenden 
Qualitätssicherung, sowie dem darauf basierenden Be-
schuss nach Technischer Richtlinie, kommen nun die mit 
der Herstellerfirma Second Chance Body Armor GmbH 
zivilvertraglich vereinbarten Garantieregelungen zur An-
wendung. Diese sehen für den vorliegenden Sachverhalt 
einen kompletten Austausch der Westen vor. Da vor-
liegende Situation ursächlich auf die verwendeten Zylon-
fasern zurückzuführen ist, werden die ballistischen Aus-
tauschpakete, sowie die ballistischen Pakete zukünftig 
benötigter und dienstlich beschaffter Unterziehschutz-
westen aus Aramidfasern bestehen.

Die Herstellerfirma hat mittlerweile ein Entwurfsangebot 
vorgelegt, das für den Austausch der Pakete folgenden 
Zeitrahmen vorsieht:

bis 31.01.2005 Auslieferung von ca.   1.000 ballistischen 
Paketen

bis 31.12.2005 Auslieferung von ca. 20.000 ballistischen 
Paketen

bis 31.07.2006 Auslieferung von ca. 26.000 ballistischen 
Paketen

Die Firma Second Chance ist zuversichtlich, die tatsächli-
chen Produktions- und Lieferzahlen noch erhöhen zu 
können und so den Zeitrahmen bis zum kompletten Aus-
tausch zu minimieren. Abhängig ist dies jedoch in starkem 
Maß vom derzeit weltweit bestehenden Lieferengpass an 
der Rohfaser Aramid.

Der Austausch der Westen wird nach den gleichen 
Prioritäten wie die Erstausstattung erfolgen. Dieses Vor-
gehen stellt sicher, dass die ältesten und am intensivsten 
getragenen Westen eine hohe Austauschpriorität erhalten 
und so schnell wie irgendwie möglich ausgewechselt 
werden.

Die Herstellerfirma bietet im Austausch hochwertige 
ballistische Pakete aus Aramidfasern der modernsten 
Technologie an. Diese garantieren die Erhaltung der Flexi-
bilität der ballistischen Pakete und somit das Bestehen 
eines unvermindert hohen Tragekomforts bei annähernd 
gleichbleibendem Flächengewicht der Unterziehschutz-
weste. 

Die Austauschpakete wären entsprechend der aktuellsten 
Technischen Richtlinie (Stand: Dezember 2003) zertifiziert, 
während eine Garantiezeit von zehn Jahren ab Ausliefe-
rung zugesichert werden würde. Diese Zusatzleistungen 
stünden im Zusammenhang mit einem noch auszu-
handelndem Aufschlag.

Da sich der Freistaat Bayern als Auftraggeber derzeit 
noch in intensiven Verhandlungen mit der Herstellerfirma 
Second Chance befindet, kann die Frage der Notwendig-
keit und Höhe noch aufzubringender finanzieller Mittel 
derzeit noch nicht abschließend beantwortet werden.
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Abstimmungsliste

Name Ja Nein Enthalte
mich Name Ja Nein Enthalte

mich

Ach Manfred X
Ackermann Renate X

Babel Günther X
Bause Margarete X
Beck Melanie X
Dr. Beckstein Günther
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Beyer Thomas
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann X
Bocklet Reinhold X
Boutter Rainer X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brunner Helmut X

Christ Manfred X

Deml Marianne X
Dodell Renate X
Dr. Döhler Karl X
Donhauser Heinz
Dr. Dürr Sepp X
Dupper Jürgen

Eck Gerhard
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X
Ettengruber Herbert X
Prof. Dr. Eykmann Walter X

Prof. Dr. Faltlhauser Kurt
Dr. Fickler Ingrid
Fischer Herbert X
Dr. Förster Linus X
Freller Karl X

Gabsteiger Günter X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Glück Alois
Goderbauer Gertraud X
Görlitz Erika X
Götz Christa X
Dr. Goppel Thomas
Gote Ulrike X
Guckert Helmut X

Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Haedke Joachim X
Hallitzky Eike X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Herrmann Joachim X
Hintersberger Johannes
Hoderlein Wolfgang X
Hohlmeier Monika
Dr. Huber Marcel X
Huber Erwin X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Hufe Peter X

Imhof Hermann X

Dr. Kaiser Heinz X
Kamm Christine X
Kaul Henning
Kern Anton X
Kiesel Robert X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kränzle Bernd
Kreidl Jakob X
Kreuzer Thomas X
Dr. Kronawitter Hildegard X
Kupka Engelbert X
Kustner Franz X

Leichtle Willi
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lochner-Fischer Monica
Lück Heidi X

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Memmel Hermann
Meyer Franz X
Miller Josef X

zur namentlichen Abstimmung am 30.09.2004 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Marianne Schieder, Hans-Ulrich Pfaffmann u. a. und Fraktion SPD, der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN; 
Chancengleichheit sichern – Lernmittelfreiheit erhalten (Drucksache 15/1692)

Anlage 3
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Name Ja Nein Enthalte
mich Name Ja Nein Enthalte

mich

Müller Herbert X
Dr. Müller Helmut X
Mütze Thomas X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Narnhammer Bärbel X
Neumeier Johann X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard

Obermeier Thomas X

Pachner Reinhard X
Paulig Ruth X
Peterke Rudolf
Peters Gudrun X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Plattner Edeltraud X
Pongratz Ingeborg X
Pranghofer Karin X
M.A. Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radermacher Karin X
Rambold Hans X
Ranner Sepp
Richter Roland
Ritter Florian X
Freiherr von Rotenhan Sebastian X
Rotter Eberhard X
Rubenbauer Herbert
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid X

Sackmann Markus X
Sailer Martin X
Sauter Alfred
Scharfenberg Maria X
Schieder Marianne X
Schieder Werner
Schindler Franz X
Schmid Peter
Schmid Georg
Schmid Berta X
Schmitt-Bussinger Helga X
Dr. Schnappauf Werner X
Schneider Siegfried X
Schorer Angelika X
Schramm Henry X
Schuster Stefan X
Schwimmer Jakob X

Sem Reserl
Sibler Bernd
Sinner Eberhard
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Spitzner Hans X
Sprinkart Adi X
Stahl Georg X
Stahl Christine X
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Prof. Dr. Stockinger Hans Gerhard X
Stöttner Klaus X
Dr. Stoiber Edmund
Strehle Max X
Ströbel Jürgen X
Dr. Strohmayr Simone X

Thätter Blasius X
Tolle Simone X
Traublinger Heinrich

Unterländer Joachim X
Prof. Dr. Vocke Jürgen X

Vogel Wolfgang
Volkmann Rainer X

Wägemann Gerhard X
Wahnschaffe Joachim X
Prof. Dr. Waschler Gerhard X
Weichenrieder Max
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Weinberger Helga X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Weiß Bernd X
Welnhofer Peter X
M.A. Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna
Dr. Wiesheu Otto
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X
Wolfrum Klaus X

Zeitler Otto X
Zeller Alfons X
Zellmeier Josef X
Zengerle Josef X
Dr. Zimmermann Thomas

Gesamtsumme 51 90 2
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Name Ja Nein Enthalte
mich Name Ja Nein Enthalte

mich

Müller Herbert X
Dr. Müller Helmut X
Mütze Thomas X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Narnhammer Bärbel X
Neumeier Johann X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard

Obermeier Thomas X

Pachner Reinhard X
Paulig Ruth X
Peterke Rudolf
Peters Gudrun X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Plattner Edeltraud X
Pongratz Ingeborg X
Pranghofer Karin X
M.A. Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radermacher Karin X
Rambold Hans X
Ranner Sepp
Richter Roland
Ritter Florian X
Freiherr von Rotenhan Sebastian X
Rotter Eberhard X
Rubenbauer Herbert
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid X

Sackmann Markus X
Sailer Martin X
Sauter Alfred
Scharfenberg Maria X
Schieder Marianne X
Schieder Werner
Schindler Franz X
Schmid Peter
Schmid Georg
Schmid Berta X
Schmitt-Bussinger Helga X
Dr. Schnappauf Werner X
Schneider Siegfried X
Schorer Angelika X
Schramm Henry X
Schuster Stefan X
Schwimmer Jakob X




